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Die Zukunft des Wohnungsbaus 


Die Neuregelung der Wohnungsmwirtschaft, die das Regierungsprogramm vor- 
sieht, bezeichnet einen Wendepunkt in der Entwicklung..des Wohnungsbaus. 
Der allmählichen Lockerung der zmwangsmirtschaftlichen Bestimmungen bis 
zum Jahre 1936 steht eine plötzliche Kürzung der für den Wohnungsbau ver- 
mendeten Hauszinssteuermittel um die Hälfte gegenüber. Bei Abwägung aller 


die Zukunft des Wohnungsbaus bestimmenden Faktoren ist statt der plötz- 

lichen Drosselung eine stufenweise Senkung der Hauszinssteuer und eine 

langsame Verringerung der mil.öjfenilichen. Mitteln finanzierten. Wohnungs- 
Тыз produktion zu empfehlen. 


‚Die F 


Nie} 
а durch das Finanz- und Wirtschaftspro- 
= EN er Regierung Brüning akut geworden, das 
8 em Abschnitt IV ausführliche Vorschläge für 
Sie Ee кошы der Wohnungswirtschaft“ macht. 
zuständi bereits seit Monaten im Baugewerbe, in den 
геп Ministerien, in Mieter- und Vermieter- 
diskutiert. Die Entwicklung der Wohnungs- 
н wi ist an einen kritischen Punkt gelangt. 
A land hat in den letzten vier Jahren große 
sungen gemacht, um der Wohnungsnot abzu- 
ы 360000 Wohnungen sind jährlich in 
Weise 9 5 gebaut worden (gegenüber schätzungs- 
be darf 000 vor dem Krieg). Der sogenannte Fehl- 
wë a der Ausfall der Wohnungsproduktion 
hat, des Krieges und der Inflation herbeigeführt 
zeichen {6 zum Teil befriedigt werden. Äußere An- 
en scheinbar eine gewisse Sättigung des 
sollen SEN Bedarfs vermuten. In welche Richtung 
1е öffentlichen Mittel für den Wohnungsbau 
» wie lange müssen sie überhaupt noch zur 
ч БЫР Чег Wohnungsproduktion herangezogen 
lichst А Wie kann man die Zwangswirtschaft mög- 
überfü eibungslos in die freie Wohnungswirtschaft 
erfolge Fie in welchem Tempo soll dieser Übergang 
n? Welche Aufgaben bleiben der öffentlichen 
е CW nach Aufhebung der Zwangswirtschaft? 
D ird sich der Bedarf voraussichtlich entwickeln? 
em Baugewerbe aus der Entziehung öffent- 
ée Engel und aus einem zu befürchtenden Be- 
nicht C gang infolge der Bevölkerungsentwicklung 
kann? n Rückschlag, der zur Katastrophe werden 


Teisen 


Selenk 
tüizur 


icher 


Das Regierungsprogramm 


an "ogrtamm der Regierung Brüning stellt einen 
in elen Lösung dieser Probleme dar, dem man 
illen een nicht beipflichten kann. Nach dem 
К] Ss SE Schöpfer soll es in der Entwicklung 
Pun чата Wohnungswirtschaft einen Wende- 
und zeichnen. Abkehr von der Zwangswirtschaft 
б gt а der mit öffentlichen Mitteln gestützten 
Schla £Sproduktion stellen den Kern der vorge- 
Senen Maßnahmen dar. 


rage nach der Zukunft des Wohnungsbäusist "Die Abkehr von der W ohnungszwangsmirtschaft 


ist freilich erst Zukunftsmusik, die wohl vor allem 
den Zweck hat, der Wirtschaftspartei angenehm im 
Ohr zu klingen. Daß sie in absehbarer Zeit not- 
wendig ist, wird nur noch von dem — verhältnis- 
mäßig kleinen — Kreis bestritten, der die aus der 
Not der Zeit geborene öffentliche Bewirtschaftung 
des Wohnungswesens als eine Vorstufe ansieht für 
eine dauernde Sozialisierung des städtischen Grund- 
und Hausbesitzes., Die grundsätzliche Frage, "ob 
diese Sozialisierung möglich und erwünscht ist, kann 
im Rahmen dieses Aufsatzes nicht erörtert werden; 
wer sich über sie ein Urteil bilden will, kann aus 
den neuesten Veröffentlichungen des Vereins für 
Sozialpolitik!) und aus den Referaten seiner Königs- 
berger Tagung manches wertvolle Material schöpfen; 
es sei insbesondere auf die Arbeit von Professor 
Pribram über „Die volkswirtschaftlichen Probleme 
der deutschen Wohnungswirtschaft“ hingewiesen. 
Zweifelhaft ist es, in welchem Tempo und in welchem 
Ausmaß die Überführung des Wohnungswesens in 
die freie Wirtschaft vor sich gehen soll; darüber 
sind sich auch diejenigen nicht einig, die eine Rück- 
kehr zur freien Wirtschaft für erforderlich halten. 
In den letzten Jahren ist die Wohnungszwangs- 
wirtschaft in allen deutschen Ländern bereits all- 
mählich gelockert worden. In Preußen wurde sie 
Ende 1926 für Geschäftsräume völlig aufgehoben. 
Die öffentliche Bewirtschaftung der Wohnräume 
durch Beschlagnahme und Zuweisung von Wohnung- 
suchenden seitens der Wohnungsämter (Wohnungs- 
mangelgesetz) ist seit einiger Zeit in den preußischen 
Gemeinden mit weniger als 15 000 Einwohnern völlig 
fortgefallen, in den größeren Orten besteht sie nur 
noch für kleine Wohnungen, nach denen immer noch 
eine übernormale Nachfrage besteht (in Berlin z. B. 
für Wohnungen mit einer Jahresfriedensmiete von 
weniger als 1800 RM). Ähnlich ist die Entwicklung 
in den anderen Ländern. In der Richtung all- 
mählicher Lockerung der öffentlichen Wohnungs- 


1) Band 177 der Schriften des Vereins für Sozialpolitik: Beiträge zur 
städtischen Wohn- und Siedelmirtschaft. Erster und zweiter Teil. Her- 
ausgegeben von Waldemar Zimmermann, Verlag Duncker & Humblot 
Miinchen 1930. R 
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wirtschaft bewegt sich auch das Regierungs- 
programm. Das Reichsmietengesetz (die zwangsweise 
Festsetzung der Miete) und das Mieterschutzgesetz 
(der Kündigungsschutz) sollen „alsbald“ für solche 
Räume aufgehoben werden, für die das Wohnungs- 
mangelgesetz nicht mehr gilt. Die bisherigen Mieter 
sollen davon aber nicht betroffen werden; die Auf- 
hebung gilt nur, soweit Wohnräume frei und neu ver- 
mietet werden. Außerdem sind gewisse Lockerungen 
des Mieterschutzes vorgesehen. Das Wohnungsman- 
gelgesetz soll endgültig am 1. April 1934 außer Kraft 
gesetzt werden; zwei Jahre später sollen das Reichs- 
mietengesetz und das Mieterschutzgesetz fallen. 

Man kann sich mit diesen Lockerungsmaßnahmen 
einverstanden erklären. Der Umstand, daß sie auf 
lange Sicht vorausbestimmt werden, ermöglicht der 
Bevölkerung und der Wirtschaft eine allmähliche 
Einstellung auf die veränderten Verhältnisse und 
gibt auf der anderen Seite die Gewähr, daß sie zeit- 
lich und inhaltlich umgestaltet werden können, wenn 
es die Lage auf dem Wohnungsmarkt erfordert. 

Der Lockerung der Wohnungszwangswirtschaft 
auf Termin steht nun aber im Regierungsprogramm 
eine Drosselung des Wohnungsbaus per Kasse gegen- 
über. Hierin liegt eine entscheidende Inkonsequenz 
des Programms, die ihm auch wirtschafts- und sozial- 
politisch das Gepräge gibt. Alle verständigen Be- 
urteiler stimmen darin überein, daß die endgültige 
Aufhebung der Wohnungszwangswirtschaft zu einem 
Zeitpunkt erfolgen solle, in dem sich Angebot und 
Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt einigermaßen 
ausgeglichen haben. Man könnte also das Lockerungs- 
programm der Regierung billigen, wenn ihr Bau- 
programm erhöhte Anstrengungen vorsähe, um bis 
zu dem in Aussicht genommenen Termin, bis zum 
1. April 1936, dieses Ziel annähernd zu erreichen. Das 
Gegenteil ist der Fall. Man hat es zwar verstanden, 
das neue Bauprogramm als eine Tat der Konjunktur- 
belebung und Arbeitsbeschaffung hinzustellen. In 
Wirklichkeit bedeutet es einen Abbau der Wohnungs- 
produktion. In einem Jahr der Not könnte man sich 
vorübergehend damit abfinden — abgesehen von der 
(umstrittenen) konjunkturellen Wirkung der Arbeits- 
beschaffung durch Bauprogramme. Daß der Abbau 
aber auf lange Sicht, in einem „Fünfjahresplan“, 
betrieben werden soll, läßt befürchten, daß bei 
Durchführung des Programms die öffentliche Bewirt- 
schaftung des Wohnungsmarkts zu einem Zeitpunkt 
aufgegeben wird, in dem sich Nachfrage und An- 
gebot noch keineswegs ausgeglichen haben, unter 
Rückwirkungen auf die Mietzinsbildung, auf das 
Preisniveau und den Wohnungsstandard, die sich der 
Leser selbst ausmalen mag. 

Das Regierungsprogramm sieht für das Etatsjahr 
1951 den Bau von bis zu 215000 Wohnungen vor. 
Davon sollen 50 000 ausschließlich aus dem Kapital- 
markt, 165000 Kleinwohnungen „einfachster Art“ 
mit Hauszinssteuermitteln finanziert werden. Über 
die Wohnungsproduktion der folgenden Jahre 
schweigt sich das Programm aus. Offenbar ist von 
1951 an ein weiterer Abbau beabsichtigt, wenn auch 
darüber noch nicht das letzte Wort gesprochen ist. 
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Gesättigter Bedarf? 


Wie stellt sich das Wohnungsbauproblem dog 
gegenüber von der Bedarfsseite aus dar? Wir wo 
von dem Fehlbedarf zunächst absehen und un® 
nur mit dem normalen jährlichen Zumachsbedarl 
beschäftigen. Er errechnet sich aus der jährlichen 
Zunahme der Haushaltungen und dem Ersatz 
bruchreifer Wohnungen. Der Ersatzbedarf wird ас 
30000 Wohnungen jährlich geschätzt; tatsächli e 
wurden in den Jahren 1927/29 nur je 20 000 TE 
nungen abgebrochen. Die jährliche Zunahme SÉ 
Haushaltungen hat das Statistische Reichsamt 
rechnet (in 1000): 


anfechtbar вел; 
gen, 


Diese Zahlen mögen im einzelnen 
im ganzen geben sie ein Bild der Größenordaun? а 
um die es sich handelt. Sie zeigen, daß der d 
jahresplan der Regierung nicht einmal ausreicht, ei 
normalen Zuwachsbedarf der nächsten Zeit үг 
decken, selbst wenn der Plan an dem BauprograM- 
für 1951 die fünf Jahre hindurch festhält. Es ge 
vielmehr auch dann noch rechnerisch ein Ја! d 
Fehlbedarf von durchschnittlich etwa 35 000 
nungen, unter Einbeziehung des Ersatzes für Ab Br 
sogar von 65000 Wohnungen zu erwarten. Wie Zi 
der rechnerische Bedarf mit dem tatsächlichen er" 
einstimmt — dieses umstrittene Problem soll ef 
untersucht werden. А 
Kann das Bauprogramm der Regierung nic os 
mal den normalen Zuwachsbedarf der nächsten ; Ais 
Jahre decken, so vermag es natürlich erst recht ni e 
zu tun für die Beseitigung des schon тна аі 
Fehlbedarfs. Die Schätzung dieses Fehlbedarfs 18 $ 
wie das ganze Gebiet des Wohnungswesens — A 
einem Politikum geworden. Die Organisationen U { 
die Presse der Hausbesitzer leugnen den Fehlbedat 
überhaupt ab, sehen die Eräebnisse der Bacher 
nungszählung von 1927, auf denen die Schätzung 
hauptsächlich beruhen, für eitel Zahlenspiel an We 
erwarten alles Heil von einer schnellen Af 
der zwangswirtschaftlichen Bestimmungen. SE 
listische Kreise und die Mieterverbände sind un 
dem Einfluß sozialer Erwägungen geneigt, einen P g 
hohen Fehlbedarf in Rechnung zu stellen. Wir wol e 
auf diesen Meinungsstreit nicht noch einmal eingeh А 
und verweisen auf unsere frühere Stellungnab”” 
(u. a. in Jahrg. 1929, Nr. 3). Wir glauben, daß ша 
nach den Ergebnissen der Reichswohnungszählur® 
mit einem Fehlbedarf von rund 1 Million Wohnung” 
Anfang 1927 rechnen mußte, Aber auch wenn KE 
die vielfach vertretene niedrigere Schätzung d 
600 000 Wohnungen zugrunde legt, ergibt sich, 98 
der Fehlbedarf durch die Produktion der letzte” 
Jahre bei weitem noch nicht gedeckt ist. Daran wi 
auch die entgegen allen Erwartungen sehr günstig 
Neubaubilanz des Jahres 1930 nichts ändern, die 10° 
folge der zahlreichen aus dem Vorjahr übernommene® 
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1933 


Pe Tr EE NEEN 7 05 
h е 
albfertigen Bauten wahrscheinlich mit rund 300 000 


v 
“endeten Wohnungen abschließen wird. 


Ge; A 
o Geier Fehlbedarf Anfang 1922 .... 1000000 600.000 
—— ter Zuwachsbedarf 1927/30 ........ _ 900 000 900 000 
CIE 1900000 1 500 000 
"EE. Wohnungen 1927130. (rund)!) .. 1200000 1 200 000 
bedarf Anfang 1931 een 700 000 300 000 


1) Di 
gefahr der durch Umbau entstandenen Wohnungen entspricht un- 


“йг der Zah r A 
d Tücksichtie der abgebrochenen Wohnungen und ist deshalb nicht 


ee SCH nach beiden Schätzungen für den Beginn 
stellen тез 1951 ein rechnerischer Fehlbedarf festzu- 
Fehib A in die Hunderttausende geht. Ist dieser 
Wi Tore effektiv oder steht er nur auf dem Papier? 
eng ei allen Gütern, so wird auch hier die Nach- 
urch den Preis begrenzt. Der Wohnungsbau 
letzten Jahre hat zunächst die Bewerber befrie- 
nd AP den höchsten Preis anzulegen bereit waren, 
ei ch öffentlichen Stellen haben wenig dazu getan, 
Sali .endenz rechtzeitig abzubiegen. Es sind haupt- 
fi ich relativ teure Wohnungen in mittlerer Größe 
ке eng begrenzten Kreis der Bevölkerung ge- 

я Ашы mehr für den Mittelstand als für den 
kei er, Während der vor dem Krieg errichtete 
CH ка etwa 50% aus Kleinwohnungen (mit 
be eg drei Räumen einschließlich Küche) bestand 
а d ‚auch damals wurde über die Vernachlässigung 
befend  ohnungsbaus berechtigte Klage geführt —, 
b onbe sich unter den nach dem Krieg errichteten 
selbst en nur zu etwa 36% Kleinwohnungen. Aber 
Bred е1 diesen geht die Miete vielfach über das im 
inan ellten- oder Arbeiterhaushalt erträgliche Maß 
den W Der Bedarf der bisher vorzugsweise durch 
Völker ohnungsbau versorgten Mittelschicht der Be- 
rück, Zë ist jetzt gesättigt, und darauf ist es zu- 
Be daß hie und da im letzten Jahre Neu- 
Werde nungen nur unter Schwierigkeiten vermietet 
Tei em konnten. (Dabei handelt es sich zum großen 
liche Ben um Luxuswohnungen, die ohne öffent- 
malige е gebaut wurden.) Hier kann der ein- 
esi; ehlbedarf als befriedigt angesehen und — 
ка. Regierungsprogramm vorgesehen ist — die 
ER ie des weiteren Zuwachsbedarfs getrost 
| etzten talmarkt überlassen werden. Schon in den 
45 000 ~ ahren sind etwa 15%, also jährlich rund 
йел eubauwohnungen ohne Inanspruchnahme 
ар SE Mittel errichtet worden. Dieser Anteil 
er ы Чеп nächsten Jahren infolge der Lockerung 
lebun angswirtschaft und der daraus erwarteten Be- 

8 der Wohnungsproduktion erhöht werden. 


digt 


ом ist noch der Wohnungsbedarf der 
ү <n Massen der „Bevölkeru Lë, die nur 35—50 RM 


ee für die Miete aufbringen können. Auch 
a Ee wird von vielen nur als „rechnerisch“ 
599 = Tatsächlich ist er infolge der wirtschaft- 
ängen Ge E der letzten Zeit nicht mehr so 
Theitneł v früher. Wenn von über 20 Millionen 
sind y mern in Deutschland 3 Millionen arbeitslos 
ud 600 000 Kurzarbeit leisten, ist es kein Wun- 


er, we = Ё 
als enn die Nachfrage nach eigenem Wohnraum — 


läge, Di ziemlich elastischer Bedarf — nach- 
ты Zahl der Eheschließungen nimmt ab. Das 


орр = von untervermieteten Räumen steigt, die 
elegung der Wohnungen mit mehreren Haus- 


halten, die Wohnungsüberfüllung wächst, Behelfe 
mannigfacher Art müssen den Notstand überbrücken. 
Es wäre aber verfehlt, den Wohnungsbau, wie es im 
Regierungsprogramm geschieht, langfristig auf die- 
sen Notstand einzustellen. Bessert sich die wirtschaft- 
liche Lage, so wird sich auch die jetzt geschwächte 
Nachfrage in vollem Umfang in kaufkräftigen Be- 
darf verwandeln. Ihn dann erst, in Zeiten des Kon- 
junkturaufschwungs und der Anspannung, befrie- 
digen zu wollen, widerspricht allen Anforderungen, 
die man an eine mit öffentlichen Mitteln gestützte, 
also planmäßig zu betreibende Wohnungspolitik 
stellen muß, sie widerspricht auch dem Automatis- 
mus, den sich der freie Wohnungsbau vor dem Krieg 
geschaffen hatte. 


Wirkungen der freien Wohnungswirtschaft 

Nun wird freilich aus der allmählichen Rückkehr 
zur freien Wohnungswirtschaft eine ökonomischere 
Verwendung und eine bessere Verteilung des vor- 
handenen Wohnraums erwartet; man hofft, auch auf 
diese Weise dem Fehlbedarf beizukommen. Diese 
Hoffnungen sind vielfach übertrieben. Mau verweist 
z. В. auf die mit der „Normalisierung“ der Mieten 
in immer größerer Zahl leer werdenden Großwohnun- 
gen und die Möglichkeiten der Unterteilung. Diese 
Möglichkeiten sind aus zahlreichen technischen und 
psychologischen Gründen beschränkt und fallen 
zahlenmäßig nicht sehr ins Gewicht. Von den rund 
8,7 Mill. Wohnungen, welche die Reichswohnungs- 
zählung im Jahre 1927 in den Gemeinden mit mehr 
als 5000 Einwohnern ermittelt hat, weisen nur rund 
350000 mehr als sieben Räume auf. Selbst wenn 
unter den Wirkungen der freien Mietzinsbildung ein 
Drittel dieser Wohnungen frei würde und die Hälfte 
davon geteilt werden könnte — eine recht opti- 
mistische Schätzung —, würden immer erst rund 
115 000 Wohnungen gewonnen sein. Im übrigen ist 
zu bedenken, daß die Fluktuationen auf dem 
Wohnungsmarkt meistens keine Entlastung darstellen, 
daß Haushaltungen, die größere Wohnungen auf- 
geben, die Nachfrage nach kleineren verstärken usw. 

Als der Hebel, den man zur rationellen Verwen- 
dung des Wohnraums in der freien Wohnungswirt- 
schaft anzusetzen hat, gilt die freie Mietzinsbildune. 
Man dachte bis vor kurzem allgemein an eine all- 


möglich = Die Differenzierung zwischen ‘den 


wird also hauptsächlich durch Senkung der Neubau- 
mieten beseitigt werden müssen. Voraussetzung dafür 
ist ein ausreichendes Angebot von Neubauwohnun- 
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gen. Diese Voraussetzung wird von dem Regierungs- 
programm, wie gezeigt wurde, leider nicht erfüllt. 
Ihre Erfüllung kann auch nicht von der Entfaltung 
des freien Wohnungsbaus erwartet werden, denn die 
Preise für Wohnungen, die ohne öffentliche Zuschüsse 
errichtet werden, müssen sich in absehbarer Zeit 
noch auf solcher Höhe halten, daß der freie 
Wohnungsbau nur die Nachfrage einer kleinen be- 
güterten Schicht befriedigen kann. 


Gefahren für das Baugewerbe 


Die Zukunft des Wohnungsbaus ist nicht nur von 
der Seite des Bedarfs zu betrachten; mit ihr ist auch 
das Schicksal des Baugewerbes eng verknüpft. Die 
Bautätigkeit ist in Deutschland durch die Zuführung 
öffentlicher Mittel gewaltig aufgebläht worden. Wenn 
der Staat so tief in die Geschicke eines Gewerbes ein- 
greift, ist er verpflichtet, bei allen seinen Maß- 
nahmen auch die Rückwirkungen auf das Gewerbe 
zu bedenken. Man vergegenwärtige sich noch ein- 
mal die voraussichtliche Entwicklung des Wohnungs- 
bedarfs, wie sie die Tabelle auf Seite 1932 wieder- 
gibt. Von 1935 an sinkt der Bedarf allmählich, im 
Jahre 1941 bricht die Kurve jäh ab. Die Gefahren 
für das Baugewerbe und die zahlreichen von ihm ab- 
hängigen Industriezweige liegen auf der Hand. Es 
wird in erster Linie Sache des Baugewerbes sein, sie 
durch rechtzeitige Kontraktion und durch Umstellung 
zu vermeiden (der Wohnungsbau macht etwa nur 
55—45 % der gesamten baugewerblichen Produktion 
aus). Von der Seite des Wohnungsbaus kann aber 
dieser Umstellungsprozeß mit seinen unvermeidlichen 
Rückwirkungen auf die Gesamtwirtschaft erleichtert 
werden, indem man den Wohnungsbau planmäßig 
streckt, d. h. die Deckung des im Jahrzehnt 1931/40 
immer noch sehr hohen Bedarfs teilweise auf das 
nächste Jahrzehnt verschiebt. Von diesem Gesichts- 
punkt aus ist eine gewisse Einschränkung des Woh- 
nungsbaus im Vergleich zum Bauvolumen der letzten 
Jahre zu empfehlen. Es ist aber sinnlos, 1 
des Baugewerbes, der bei unbedachter Wirtschafts- 
führung vielleicht im Jahre 1940 oder einige Jahre 
früher zu befürchten wäre, aus übergroßer Vorsicht 
schon jetzt herbeizuführen, das heißt: aus Angst vor 
dem natürlichen Tode einen Mord zu begehen. Nicht 
anders kann die Wirkung des Regierungsprogramms 
auf das Baugewerbe beurteilt werden. Anstatt eines 
allmählichen Abbaus der Hauszinssteuer will die 
Regierung dem Wohnungsbau mit einem Schlage im 
nächsten Jahr die Hälfte der bisher für die 
Wohnungsproduktion verwendeten Hauszinssteuer- 
mittel, nämlich rund 400 Mill. RM, entziehen. 
Während in den letzten Jahren mit öffentlichen 
Mitteln durchschnittlich 275 000 Wohnungen errichtet 
wurden, sollen im Jahre 1931 nur 165000, in den 
folgenden Jahren wahrscheinlich erheblich weniger 
Wohnungen alimentiert werden, dazu noch Kleinst- 
wohnungen, so daß der Bau-Umfang noch stärker zu- 
sammenschrumpft, als aus diesen Zahlen hervorgeht. 
Aus den bereits genannten Gründen ist nicht anzu- 
nehmen, daß eine etwaige Belebung des freien 


Wohnungsbaus dieses Manko in nennenswertem Aus- 
maß ersetzen kann. Die plötzliche Drosselung des 
Wohnungsbaus soll dazu noch in einem Zeitpun | 
vorgenommen werden, in dem auch die industrielle 
und die öffentliche Bautätigkeit einen fühlbaren 
Rückgang aufweisen, der wohl nicht so bald nach- 
lassen wird. 


Ein Gegenvorschlag 


Tatsächlich ist das Wohnungsprogramm der Ве 
gierung, wenn man die parteipolitischen Вемев" 
gründe beiseite läßt, nur aus finanzpolitischen Er- 
wägungen verständlich. Man wollte mit einer prendi 
Senkung ` aufwarten und wählte dazu — ın Я 
Richtung des geringsten Widerstandes — die на 
zinssteuer. Von ihrem Gesamtaufkommen іп H 
von etwa 1600 Mill. RM soll weiterhin die Hälfte den 
Ländern für allgemeine Finanzzwecke verbleiben- 
Mit 400 Mill. soll noch der Wohnungsbau gespes’ 
werden. 520 Mill. dienen der Senkung der Gewerbe 
steuer um 20% und der landwirtschaftlichen UM 
städtischen Grundsteuer um 10%. Der Rest ти 
80 Mill. soll einem Ausgleichsfonds zufließen, 2" 
dem die Gemeinden unterstützt werden sollen, ee 
finanzielle Lage besonders bedroht ist. Da die Lände 
an Stelle der Grundsteuer auch die Hauszinssteuef 
senken können, ist hier der erste Schritt zur Erm f 
gung der Hauszinssteuer zugunsten des Hausbesitz® 
getan. Sie wird gerechtfertigt durch die Erhöhunf 
der Zinslast, die nach Umwandlung der Aufwertung’ 
hypotheken vom Jahre 1932 an eintritt. Bedenklie G 
erscheint uns die Zuführung städtischer Has" 
steuermittel an die ohnehin steuerlich schon 5187 
entlastete Landwirtschaft. die 

Im ganzen stehen die günstigen Wirkungen 5 
von dieser Realsteuersenkung auf Kosten des W 
nungsbaus ausgehen können, in keinem Verhältnis = 
den Schäden, mit denen die plötzliche Kürzung dÉ 
öffentlichen Mittel für den Wohnungsbau diesen UN 
rückwirkend die gesamte Wirtschaft bedroht. Ма? 
hofft zwar, die ausfallenden Hauszinssteuer-HyP” 
екеп zum Teil durch Mittel der Gemeinde” 
und anderer öffentlicher Stellen ersetzen zu könne” 
Aber auch bisher haben die öffentlichen Körpe" 
schaften dem Wohnungsbau etwa 400—450 Mill. R 
jährlich zur Verfügung gestellt. Wird diese Sum" 
jetzt an die Stelle der Hauszinssteuer-Hypotheken 8% 
setzt, so werden eben die Zusatzhypotheken der О 
meinden usw. fortfallen. Wie stellt man sich e 
übrigen angesichts der geschwächten Finanzkra 
der Gemeinden die Unterstützung des Wohnungsbau® 
durch sie vor? Es ist hier dieselbe Tendenz zu be 
obachten, die auch den finanzpolitischen Teil = 
Regierungsprogramms kennzeichnet: Abwälzung U” 
angenchmer Lasten auf die Gemeinden. Glaubt ma” 
weiter, daß der freie Kapitalmarkt dem Dekret de? 
Reichsregierung, er solle ohne öffentliche Hilfe den 
Bau von 50000 Wohnungen finanzieren, ohn® 
weiteres nachkommen wird? Auch wenn man d# 
völlige Stagnation des Hypothekenmarkts, die 277 
Zeit herrscht, als vorübergehend ansieht, ist doch 20 
befürchten, daß die Regierung die Leistungsfähigkeit 
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Чез К... 
Di. рашак für den Wohnungsbau überschätzt. 
í ќе, die dem Wohnungsbau zufließen, drohen 


die 4 4 
ei Kapitalversorgung der Industrie und des Handels 
Schmälern. 


un lan ob ds 
„a [апд] ristiger Wohnungsbauplan, der nicht nur 


unter Ar politischen Erwägungen ausgeht, müßte 
wägung aller hier erörterten Faktoren etwa 

er үр rundzüge aufweisen: 
nächst ; Ohnungsanteil der Hauszinssteuer kann zu- 
verminde drei Stufen jährlich um 100—120 Mill. RM 
R et. werden. Das hat voraussichtlich eine 
nungen Tung des Wohnungsbaus um 50—40 000 Woh- 
Ba lich zur Folge. Der Wohnungsanteil der 
mählich Jahren all- 
` von 800 auf 440—500 Mill. RM sinken. Die 
Tischaft könnte sich auf diesen Abbau ein- 
зіс die Deckung des Fehlbedarfs würde „ре- 
~ werden. Wie man die eingesparten Hauszins- 
tte] verwenden will, ist eine Frage finanz- 
er Zweckmäßigkeit. Der erste Jahresbetrag 
Lan Hausbesitzern zum Ausgleich der von 1932 
hinaus BW E Zinslast zugute kommen. Darüber 
uch ersparte Hauszinssteuer zugunsten des 
er A 4 zu verwenden, halten wir für verfehlt. 
tabe] н hausbesitz ist gegenwärtig im ganzen ren- 
beleih venn man von der Zinsbelastung durch Neu- 
Hause, sen absieht, die mit der Bewirtschaftung des 
der " meistens nichts zu tun haben. Die Lockerung 
Allen Angswirtschaft wird die Reineinnahmen des 
kul, Ж esitzes vermutlich weiter erhöhen. Der Spe- 
тиль auf den Wertzuwachs des städtischen 
die Ha Sitzes infolge Wegfalls der Hauszinssteuer in 
nd zu arbeiten, hat der Staat aber keine 
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Veranlassung. Auf die mannigfachen grundsätz- 
lichen und technischen Probleme der Hauszinssteuer 
soll in anderem Zusammenhang eingegangen werden. 

In welcher Weise eine weitere Verringerung der 
öffentlichen Wohnungsbaufinanzierung erfolgt, wird 
von den Erfahrungen abhängen, die man in den 
ersten drei Jahren gemacht hat; inzwischen werden 
sich auch die Wirkungen übersehen lassen, die von 
der allmählichen Lockerung der Zwangswirtschaft 
ausgehen. Auf jeden Fall sollte ein bestimmter Haus- 
zinssteuerbetrag — neben den Einnahmen aus Zinsen 
und Tilgungsraten — auch nach Abbau der Woh- 
nungszwangswirtschaft zur Verfügung der Länder 
für wohnungswirtschaftliche Zwecke bleiben; denn 
auch dann werden von den öffentlichen Körperschaf- 
ten auf dem Gebiet des Wohnungswesens noch zahl- 
reiche Aufgaben zu erfüllen sein, die von der freien 
Wirtschaft nicht gelöst werden können und die auch 
bei grundsätzlich freier Wirtschaft durchführbar sind. 
Diese Aufgaben liegen vor allem in der Förderung des 
Siedlungswesens und in der Bekämpfung des sozialen 
Wohnungselends. Der Mangel an einem Fonds für 
diese Zwecke ist vor dem Krieg bitter genug emp- 
funden worden. Es genügt nicht, daß bis zur Auf- 
hebung der Wohnungszwangswirtschaft — wie im 
Regierungsprogramm versprochen wird — die miets- 
rechtlichen Bestimmungen des bürgerlichen Rechts 
unter sozialen Gesichtspunkten revidiert werden. 
Wenn die öffentliche Wohnungswirtschaft einen Sinn 
haben soll, so kann es nur der sein, daß das deutsche 
Volk auch nach ihrer Aufhebung unter Berücksichti- 
gung der wirtschaftlichen Verhältnisse besser, freier 
und gesünder wohnt als zuvor. 


Der Wert der Meistbegünstigung 


Von Rechtsanwalt Josef Hartmann 


Die Meistbesünstigung erfährt in Deutschland eine zunehmend ungünstige 
Beurteilung. Dieser Kritik widerspricht die Tatsache, daß sie gerade in den 
letzten Jahren in steigendem Maße Anmendung fand. Ein objektiver Maßstab 
für den Wert oder Оттегі dieses Grundsatzes ist nolmendig. Die starke Zu- 
nahme der deuischen Ausfuhr in den letzten Jahren ist ohne die Meistbegünsti- 
sung undenkbar. Sie hat auch die Gestaltung des deutschen Zolltarifs nach 
unseren eigenen Interessen nicht gehindert. Schließlich ist sie der beste Bürge 
für eine stabile Handelspolitik. Das andere System der Handelspolitik, die 
Reziprozität, hat sich nicht bewährt, wie die Erfahrungen der Vereinigten 
Staaten und Frankreichs lehren. Aber auch die von Österreich und den südost- 
europäischen Staaten propagierte Nachbarklausel verspricht nach den bis- 
heriger Erfahrungen keinen Erfolg. 


' 


Handelspolitik hat immer zu den besonders 
tenen Fragen der Wirtschaftspolitik gehört. 
besten halb nicht verwunderlich, daß die Meist- 
Politische e die die Grundlage unseres handels- 
Urte; Ti Systems bildet, keine einheitliche Be- 

wa? a е Schon vor dem Kriege, namentlich 
zu Begin, zten Erneuerung unserer Handelsverträge 
batten ч dieses Jahrhunderts, wurden heftige De- 

пат um die Meistbegünstigung geführt. Diese 
e setzten in den letzten Jahren mit vermehrter 
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Heftigkeit wieder ein, und wenn man heute die 
Presse Deutschlands verfolgt, könnte man den Ein- 
druck gewinnen, als ob unser handelspolitisches 
System im ganzen und die Meistbegünstigung im 
besonderen abgetan seien. 

Die Entwicklungslinie, die aus dem sich immer 
mehr verschärfenden Urteil der öffentlichen Mei- 
nung herausgelesen werden kann, steht in einem 
bemerkenswerten Gegensatz zu der tatsächlichen 
Entwicklung, die die Meistbegünstigung im handels- 
politischen System Deutschlands und der übrigen 
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Völker genommen hat. Zunächst hat Deutschland 
selbst nach dem Fortfall der Diskriminierung des 
Versailler Vertrages auf die Rückeroberung der 
Gleichberechtigung außerordentliche Anstrengungen 
verwandt und dieses Ziel trotz politischer und wirt- 
schaftlicher Schwäche ungewöhnlich schnell und 
nahezu restlos erreicht. In schwerem Verhandlungs- 
kampf hat Deutschland die von Frankreich aus- 
gehenden Bemühungen, alle mittel- und osteuropäi- 
schen Länder handelspolitisch zu degradieren, zu- 
nichte gemacht, und dasselbe Frankreich, das nach 
1871 die Meistbegünstigung des Frankfurter Friedens 
als Zwang empfunden hat, zur freiwilligen An- 
erkennung dieses Systems gebracht. Riedl, der kein 
uneingeschränkter Bewunderer der deutschen Han- 
delspolitik ist, muß doch bekennen: „mit Recht kann 
man mit dem Abschluß des deutsch-französischen 
Handelsvertrags einen neuen Abschnitt der französi- 
schen Handelspolitik datieren“). Ein zweiter, nicht 
weniger großer Erfolg ist der deutschen Handels- 
politik gewissermaßen in den Schoß gefallen. Die 
Vereinigten Staaten von Amerika, die von 1778 an 
mit unerbittlicher Folgerichtigkeit das System der 
Reziprozität trotz mannigfacher Verwicklungen mit 
europäischen Großmächten durchgefochten haben. 
sind in ihrem Vertrag mit Deutschland 1923, ihrer 
hundertfünfzigjährigen Tradition zum Trotz, zur 
unbeschränkten und unbedingten Meistbegünstigung 
übergegangen. Bei dieser Sachlage ist es nicht ver- 
wunderlich, daß auch der Völkerbund im Jahre 1929 
die unbedingte und unbeschränkte Meistbegünstigung 
als Grundlage der internationalen Handelspolitik an- 
erkannt hat. 

Der offensichtliche Widerspruch, der somit zwi- 
schen einer bei uns viel verbreiteten Meinung über 
die Meistbegünstigung und ihrer tatsächlichen Ent- 
wicklung festzustellen ist, macht es notwendig, zu- 
nächst einmal einen Maßstab aufzustellen als Grund- 
lage für die Beurteilung eines handelspolitischen 
Systems. Vielleicht kann man in dieser Richtung 
Übereinstimmung erzielen, wenn man von der Vor- 
aussetzung ausgeht, daß dasjenige handelspolitische 
System den Vorzug verdient, das einerseits der deut- 
schen Ausfuhr eine möglichst günstige Entwicklung 
ermöglicht, andererseits einer Politik der Förderung 
der heimischen Produktion möglichst wenig Fesseln 
anlegt und schließlich beiden Bestrebungen eine mög- 
lichst stabile Grundlage verschafft. 


П. 


Die Meistbegünstigung genügt mindestens den bei- 
den ersten Erfordernissen nicht, so sagt die Kritik. 
Der Kritiker, befangen in dem System der Tarifver- 
träge, wie wir es seit 1892 haben, sagt, es sei unge- 
recht, Zollermäßigungen zu verlangen, ohne sie anzu- 
bieten, und unklug, sie zu gewähren, ohne von der 
anderen Seite das gleiche zu erhalten. Wie äußerlich 
und formal diese Auffassung ist, zeigt gerade das 
Beispiel von England, das die Kritik besonders gern 
aufgreift. Wenn England etwa neun Zehntel der aus 


1) Riedl, Die Meistbegünstigung in den europäischen Ilandelsver- 
trägen. Wien 1928. 


Deutschland bezogenen Waren zollfrei hereinläßt und 
auf diese Weise eine Gesamtausfuhr von 1,3 «Я 
arden RM ermöglicht, so ist es nicht ungerecht, h- 
die Meistbegünstigung zu verlangen, und be 
land, das rund zwei Drittel der von England king 
führten Waren mit Zöllen belastet, kann nicht unk in 
sein, wenn es diesem Verlangen entspricht. „Kann К 3 
schutzzöllnerisch gerichteter Staat es im тры 
unbillig und seinen Interessen abträglich ешрде N. 
wenn er seine in Tarifverträgen gemachten Si. 
zugeständnisse einem Staat ohne besondere de 
leistung zuteil werden läßt, in dessen Gebiet er Ta 
Waren ohne Zollentrichtung oder gegen eine die 


fuhr nicht hemmende Verzollung eingehen RE 


herab“ 


setzungen bewilligt, aber von einem 5 éi 
nomen Niveau ausgehend, daß trotz der Ermä' Von 
die Einfuhr immer noch sehr erschwert ist?) Leet 
diesem Gesichtspunkt aus verdienen auch die gd 
reinen Meistbegünstigungsverträge eine andere Р 
teilung, als man sie landläufig hört. 925 
Wie der Vertrag mit England in den Jahren } 2 
bis 1929 eine Ausfuhrsteigerung von seg 
1505 Mill. RM ermöglicht hat, so haben die SEI. 
falls nur die Meistbegünstigung gewährleisten g- 
Verträge mit den Niederlanden, апета» а еп 
wegen, der Tschechoslowakei, Ungarn und 7 N. 
eine beträchtliche Zunahme der deutschen Апети 
möglich gemacht. Wer gegen diesen Hei? Пел 
wendet, daß diese Ausfuhrentwicklung nicht а 
der Meistbegünstigung zuzuschreiben ist, sollte аш 
verkennen, daß ohne die Meistbegünstigung 90 we" 
stige Außenhandelsentwicklung der letzten Jahre ein 
denkbar ist. Sie ist zwar nicht der einzige, 206 
entscheidender Faktor gewesen. fer- 
Sie ist auch für unsere Beziehungen zu den ag den 
europäischen Ländern, die — von unbedeutent 
Ausnahmen abgesehen — nur durch die gegens®! e 
Gewährung der Meistbegünstigung geregelt 988% ; 
stimmend geworden. Wenn die deutsche Ausfuhr 
diese Länder von 2,4 auf 3,5 Milliarden RM ™ zu 
erwähnten Zeitabschnitt gestiegen ist, so ist ih 
stellen, daß dieser Absatzzuwachs ohne die Ме! п 
begünstigung unmöglich gewesen wäre. Wer hing 
einwendet, daß die Meistbegünstigung manche 0 
rade der überseeischen Staaten, allen voran d° hat, 
einigten Staaten von Amerika, nicht gehinde Be- 
eine rücksichtslose Zollpolitik gegenüber ihren im 
zugsländern und auch gegenüber Deutschlan Jie 
besonderen zu betreiben, der übersieht, 98 Zoll- 
Meistbegünstigung weder zu einer liberalen ic 
politik verpflichtet, noch eine prohibitive unmo& die 
macht — wie ja die Übertreibungen, deren sich hat, 
jüngste deutsche Agrarpolitik schuldig gemacht Ige- 
unseren Meistbegünstigungsverpflichtungen im alle 
meinen auch nicht widersprechen. Der Wert © 
Meistbegünstigung für die deutsche Ausfuhr һер dé 
sich nicht nach dem Umfang der Zollermäßieun® |, 
die sie vermittelt, ebensowenig nach der Höhe - 
egünstisu ; 


icht 


der 


2) al Unbeschränkte gegen beschränkte Meistb 
Berlin 1918. 
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tive adischen Zollniveaus, die ja auch nur eine rela- 

Ir röße ist, sondern nach allen denjenigen Fak- 

= Арырататепгепотшлтеп, die für die Entwicklung 
Sekt usfuhr in ein Land bestimmend sind. Diese 
GMU für eine Ausfuhrsteigerung auszunutzen, ist 
TARN ich für das Land, das die Meistbegünstigung 

genießt, 

"ët ist es auch unzutreffend, aus der passiven 
Жш Папа Deutschlands gegenüber außereuro- 
stigi, en Ländern Rückschlüsse auf die Meistbegün- 
gege ng zu ziehen. Wenn dieselbe Meistbegünstigung 
| mee den überseeischen Agrarländern für die 
Wird Wei der Handelsbilanz verantwortlich gemacht 
delt. müßte man ihr übrigens auch die aktive Han- 


ilanz im Verkehr mit England und den Nieder- 
nden zu 


weit A gute halten. Im übrigen kommt es aber, so- 


бе: те Handelspolitik auf die Handelsbilanz über- 
sal 4 einen Einfluß ausübt’), allein auf den Gesamt- 
- ‚an. Die Bilanz im Verkehr mit einzelnen Län- 
` isf kein handelspolitisches Problem. 
eJenigen Wirtschaftsgruppen, die am Schutz 
bugs die Einfuhr in erster Linie interessiert sind, 
A en der Meistbegünstigung vor, sie verallgemeinere 
аш ther einzelnen Ländern erforderlichen Zoll- 
че "gungen ohne Not auf die Gesamtheit der aus- 
daß AT Konkurrenz. Auch diese Kritik verkennt, 
; те Meistbegünstigung, worin sie übrigens mit den 
= anderen Systemen der Reziprozität und der 
a „durchaus übereinstimmt, keine absoluten 
ein 'entungen auferlegt, sondern nur relative. Wenn 
miß arifvertrag einen deutschen Zoll zu niedrig be- 
* 50 liegt der Fehler nicht bei der Meistbegünsti- 
Sondern in der Gestaltung des Tarifs oder in 
Handhabung bei den Handelsvertragsverhand- 
u Wenn vorgebracht wird, der nachträgliche 
sti inn von Tarifverträgen, dem reine Meistbegün- 
а SSverträge vorausgegangen sind, gewähre den 
Zee Sünstigten Ländern eine nicht erforderliche 
uhr, 56 ип, und wenn andererseits von Aus- 
Teis tbe cossenten ausgeführt wird, daß vorherige 
räge egünstigungsverträge nachträgliche Tarifver- 
da ‚schweren, so handelt es sich hier allein um 
Probi. seiner Bedeutung vielfach unterschätzte 
Yon Ha. der Reihenfolge der Verträge‘). Das System 
andelsverträgen, die teils mit, teils ohne Tarif- 
ndnisse abgeschlossen werden, macht es erfor- 
» die Gesamtheit der Verträge möglichst gleich- 
Zu verhandeln und in Kraft zu setzen. So ist es 
Se sowohl in den neunziger Jahren wie von 1902 
haben ie gehandhabt worden. Diese Tradition 
Verlagen. 10 der Nachkriegszeit gezwungenermaßen 
anach S eutschland muß aber selbstverständlich 
das en, dieses System wieder aufzunehmen; 
Mitteleur, um so eher möglich sein, als die anderen 
n en Beh Länder dasselbe Interesse haben. 
Se eziehung kann man in dem Genfer Ab- 
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ZPS findet 1.76 Einfuhr verschiebt — eine Veränderung der Handels- 


Veri { 
вете еен es ünsfigung im Warenverkehr und Zolltarifabreden. 
929, 


kommen über die Verlängerung der Handelsverträge 
vom 24. März 1930, das bekanntlich noch nicht rati- 
fiziert ist, den ersten Versuch erblicken, zu einer inter- 
nationalen Verständigung über einen gemeinsamen 
Ablauftermin der Handelsverträge zu gelangen. 

Die Tatsache, daß der Siegeslauf der Meistbegünsti- 
gung mit dem Cobden-Vertrag von 1860 seinen An- 
fang genommen hat, hat vielfach die irrige Auf- 
fassung entstehen lassen, als sei die Meistbegünstigung 
ein Pionier des Freihandels. Die Meistbegünstigung 
ist weder ein freihändlerisches, noch ein schutzzöll- 
nerisches Instrument. In Zeiten allgemeiner Zollherab- 
setzungen muß sie selbstverständlich durch deren 
Verallgemeinerung im Sinne liberaler Tendenzen 
wirken. Auf der anderen Seite kann sie aber in einer 
allgemeinen Schutzzollbewegung deren Auswirkung 
nicht hindern und muß unter besonderen Umständen 
sogar diese Bewegung noch verstärken’). Sie kann 
weder von Protektionisten noch von liberalen Wirt- 
schaftspolitikern allein in Anspruch genommen wer- 
den. Ihre Bewährung für beide Auffassungen liegt 
in der Gewährleistung einer stabilen und gradlinigen 
Politik. Weil die Meistbegünstigung eine Sonder- 
begünstigung oder Benachteiligung bestimmter Wirt- 
schaftsgruppen und bestimmter Länder bis zu einem 
hohen Grade ausschließt — die Spezialisierung des 
Zolltarifs macht zwar Umgehungen im einzelnen, 
aber doch nicht im ganzen möglich —, weil alle 


5) Н. Schumacher, Meistbegünstigung und Zollunterscheidung. Schrif- 
ten des Vereins für Sozialpolitik, Band 155, 1916. Vgl. auch Riedl, a. a. О. 
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Da vereinzelt под Zuschriften, Be- 
stellungen und Geldbeträge, die für das 
Magazin der Wirtschaft bestimmt sind, an | 
die Firma Verlag Wirtschaft und Geschäft 

| GmbH oder zu Händen des früheren Her- 
ausgebers Leopold Schwarzschild gesandt 
werden, legen wir Wert auf die Feststellung, 
daß das Magazin der Wirtschaft seit dem 
1. Januar d. J. weder mit der Verlag Wirt- 
schaft und Geschäft GmbH, noch mit dem 
früheren Herausgeber Leopold Schwarz- 
schild in irgendwelcher Verbindung steht. 
Wir bitten dringend, für das Magazin der 
Wirtschaft bestimmte Sendungen nicht 
an den früheren Herausgeber oder den 
früheren Verlag zu richten, sondern nur 
an die Redaktion oder den neuen Ver- 
lag (Magazin der Wirtschaft Verlagsgesell- 
schaft mbH). 


Redaktion und Verlag des 
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gleichberechtigt und gleichverpflichtet sind, werden 
sprunghafte, nur aus politischen und wirtschaftlichen 
Konjunkturen erklärliche Maßnahmen der Handels- 
politik wesentlich erschwert. Gerade aus diesem 
Grunde ist sie von klugen Staatsmännern zur Grund- 
lage solcher Wirtschaftsbeziehungen gemacht wor- 
den, die durch einen Krieg zerrissen waren und auch 
für die Zukunft wechselnden Tageseinflüssen aus- 
gesetzt erschienen; der Artikel 11 des Frankfurter 
Friedens und der Rapallo-Vertrag sind Beispiele 
dafür. Die Meistbegünstigung hat sich bisher als 
bester Bürge für eine stabile Handelspolitik er- 
wiesen. 


Ш. 


Man wird sich aber auch mit der Frage befassen 
müssen, welches System denn die Meistbegünstigung 
ersetzen kann, obwohl die Kritik hierüber — von 
Riedl und seinen Anhängern abgesehen — zu schwei- 
gen pflegt. In der Vorkriegszeit ist von den Gegnern 
die Reziprozität verherrlicht worden, als noch die 
Vereinigten Staaten ihre Bannerträger waren. Die 
Reziprozität ist eine bedingte Meistbegünstigung. Sie 
macht den Mitgenuß von Zollermäßigungen, die 
einem dritten Staate gewährt werden, von einer be- 
sonderen Gegenleistung abhängig. Der Grundsatz der 
Gegenseitigkeit, der die selbstverständliche Grund- 
lage eines Handelsvertrags ist, findet also hier eine 
starke Betonung. Dieser auf den ersten Blick ein- 
leuchtende Grundsatz unterscheidet sich in der 
Praxis von der unbedingten Meistbegünstigung nicht 
so sehr, wie man annehmen möchte. Zunächst liegt 
die Tendenz zur Verallgemeinerung der irgendeinem 
Staate gewährten Zollermäßigung auch in diesem 
System begründet. Die Vereinigten Staaten haben 
denn auch, solange sie Anhänger der Reziprozität 
waren, immer betont, daß sie mit der Forderung der 
besonderen Gegenleistung keineswegs die Gleich- 
berechtigung dritter Staaten ausschließen möchten, 
sondern lediglich für die Übertragung einer Zoll- 
ermäßigung auf andere Partner einen handelspoli- 
tischen Kaufpreis verlangen. Diejenigen Kritiker der 
Meistbegünstigung, die die Verallgemeinerung der 
Zollermäßigungen ausschließen wollen, kommen also 
mit der Reziprozität nicht weiter. Auf der anderen 
Seite bedeutet die bedingte Meistbegünstigung, 
worauf Schüller nachdrücklich aufmerksam macht °), 
nicht schon die Gewährung der einem dritten Staat 
zugestandenen Vergünstigungen gegen Zahlung eines 
Kaufpreises, sondern lediglich das Versprechen, hier- 
über zu verhandeln. Der Ausgang solcher Verhand- 
lungen ist für beide Teile ungewiß und hängt letzten 
Endes von dem verlangten Kaufpreis ab. Diese Un- 
sicherheit ist wiederum für den Ausfuhrinteressenten 
so groß, daß ihm die Reziprozität keinen Ersatz für 
die Meistbegünstigung bieten kann. Denkt man sich 
das System der Reziprozität über eine größere An- 
zahl von Staaten verbreitet, so führt es, wie sich Lu- 
sensky ausdrückt, zu einem Schneeballsystem dau- 
ernder Verhandlungen. Denn jede zwischen zwei 


%) Schüller. Meistbegünstigung und Vorzugsbehandlung. Schriften des 
Vereins für Sozialpolitik. Band 155, 1916. 


Staaten glücklich erzielte Verständigung über die 
Übertragung einer an einen dritten Staat zugestan" 
denen Zollermäßigung wird wegen der hierfür o 
zahlten neuen Zoilermäßfigung weitere Verhand- 
lungen mit anderen Staaten zur Folge haben. An die 
Stelle der Stabilität, die eine der wesentlichen Vor- 
züge der unbedingten Meistbegünstigung ist, tritt sg 
dauernde Unsicherheit, die für den Ausfuhrinter- 
essenten wie für den auf den Binnenmarkt Angew 
senen gleich unerträglich ist. je 
Frankreich hat dieses System in den ersten Nae 
kriegsjahren in etwas anderer Form durchzuführen 
versucht, als es von den Vereinigten Staaten ange” 
wendet worden war. Es hat gewissen Ländern nic 
für die Gesamtheit ihrer Ausfuhrerzeugnisse, SON ur 
nur für einen Teil seinen Minimaltarif oder Zwischen 
sätze zwischen Minimaltarif und Maximaltarif er 
gestanden. Für jede einzelne, von dem anderen Par ў 
ner nach Frankreich auszuführende Ware wurde e 
Wert der von Frankreich in Aussicht gestellten Er 
mäßigung seines Maximaltarifs errechnet, um ër 
diese Weise eine völlige Gleichwertigkeit der beider- 
seitigen Zugeständnisse zu erzielen. Dieses System 
hat natürlich nur dann einen Sinn, wenn einer der 
Partner nicht für alle Ausfuhrerzeugnisse, sondern 
nur für einen Teil von ihnen Zugeständnisse €" in 
— da andernfalls auch die volle Meistbegünstigumf 
gewährt werden könnte. Hierbei können also beste” 
falls die politisch einflußreichen Gruppen eines e 
des einigermaßen auf ihre Rechnung kommen, W В 
rend die anderen ausfallen. Es kommt hinzu, da 
es bei Vertragsabschluß keineswegs ohne 
feststeht, welche Ware ausfuhrfähig ist. Denn Р 
Konkurrenzfähigkeit ist zu einem nicht geringen *. 
von der Konjunktur abhängig. Die wichtige ! = 
tion des Außenhandels, Konjunkturen auszugleiehe"" 
wird durch das System der listenmäfßigen eer 
begünstigung, wie man es in Frankreich genannt ei 
bedenklich vernachlässigt. e 
Übrigens lehrt die Erfahrung, daß sich die Ке 
prozität nicht bewährt. Die Vereinigten Stee 
haben in der ersten Hälfte ihrer Reziprozitätsper! " 


also bis etwa 1850, Vorzugszölle so gut wie ke 
haupt nicht gewährt. In späterer Zeit beschränk en 
che 


sich diese Sondervergünstigungen im wesentlich! 

auf Waren und Herkunftsländer, die auch ohn ; х 
auf dem amerikanischen Markt eine Konkurren? = 
Auslandes nicht zu fürchten brauchten. Wie Fra" A 
reich sein System der listenmäßigen Meistbesün®” 
gung in den ersten Nachkriegsjahren aufgefaßt Be 
wird schon durch die Tatsache beleuchtet, daß es w 
allen Verträgen für sich selbst die unbedingte Ч" 
unbeschränkte Meistbegünstigung gefordert Le 

durchgesetzt hat. Daß es unter diesen Umstände" 
nur bei Ländern, wie Griechenland, Bulgarien, Ре 
land, Estland, Lettland, Österreich, der Tsche 0 
slowakei, Polen und Ungarn, gelungen ist, dieses 
System zur Anerkennung zu bringen, wird nicht ve" 
wunderlich sein. Mit dem deutsch-französisch® 
Handelsvertrag ist das System zu Grabe getrage? 
worden. 
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репе und bedingte Meistbegünstigung, Re- 
SCH tät überhaupt in irgendeiner Form hat sich 
tische A. als durchführbar erwiesen, wenn ihre prak- 
бн олар wie es bei den Vereinigten Staa- 
TA В. all war, sehr gering geblieben ist, oder wenn 
5 oer, wie die letztgenannten Beispiele zeigen, 

ха oder wirtschaftlich auf die Großmacht 
| en zu nehmen gezwungen waren. Für 
бан land besteht kein Anlaß, sich mit der Rezi- 
Rate, zu befreunden. Der schon immer aus rein 
em aftlichen Gründen gegen ein deutsches Rezi- 
Beine RE vorgebrachte Einwand hat überdies 
EN L erechtigung in vollem Umfange gewahrt: 
allen a mit der mannigfaltigsten Ausfuhr unter 
Bee) ändern der Erde kann unmöglich eine Han- 
еш betreiben, die nur einzelnen Interessenten- 
а. St Vorteile bietet. Wenn schon in dieser Be- 
en К. das System der Tarifverträge notgedrungen 

Kei, ührt, daß nicht die Tarifwünsche aller Inter- 

S e = für die Ausfuhr wie gegenüber 
ra "pink elt gleicher Weise erfüllt werden kön- 

Lem würde die hierin liegende Gefahr politischer 
tät Eisverträge durch die Annahme des Reziprozi- 

Systems auf die Spitze getrieben. 


IV. 


vi letzter Stelle sei auf die beachtenswertesten 
stigin der heutigen Anwendung der Meistbegün- 
Tree eingegangen. Riedl und Schüller und alle 
ugen Politiker der Nachfolgestaaten und Süd- 

б e "Ben die die österreichische Schule gewollt 
Wing “шш als ihren Lehrmeister betrachten, 
х Chen selbstverständlich weder die Reziprozität, 
ganzen "` eine Abschaffung der Meistbegünstigung im 
und e Sie bezeichnen sie stets als ein notwendiges 
nützliches Instrument der Handelspolitik. Statt 
Уа Ge erstreben sie — als einzige unter den Kritikern 
Schar sen Meistbegünstigung mit großem wissen- 
Se chen Rüstzeug — eine Einschränkung ihres 
го Tialen Geltungsbereichs. Ohne Gegner einer 
’Päischen Zollunion zu sein, halten sie für das 
mue Mögliche allein den Zusammenschluß der 
uropäischen Industriestaaten untereinander 
mt den südosteuropäischen Agrarstaaten. Auch 
"uge Zusammenschluß scheint ihnen die Zoll- 
die E wenn überhaupt, so erst in späterer Zukunft, 
IS Sebene Form zu sein. Fürs erste erstreben sie 
Төш дег Vorzugszölle innerhalb dieses Staa- 
anßerh d Um die Handelsbeziehungen mit den 
dem alb verbleibenden Ländern auch weiterhin auf 
Schlager Бе der Meistbegünstigung pflegen zu können, 
Rees Sie vor, das mitteleuropäische Präferenz- 
a von der Meistbegünstigung im Verhältnis zu 
brigen Staaten auszunehmen. Wie Schweden, 
dise 3: und Dänemark durch die sogenannte Nor- 
y ausel, die Randstaaten durch die Baltische 


eu 


Чац 2 
Verte ‚Spanien, Portugal untereinander und im 
die ү nis zu den südamerikanischen Staaten durch 


den rische Klausel, wie sich alle diese Staaten in 
ndelsverträgen durch eine besondere Klausel 


avor > 
Schützen, daß etwaige zwischen ihnen be- 
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stehende Sondervergünstigungen von der Meistbegün- 
stigung erfaßt werden, so will die österreichische 
Schule grundsätzlich für den Verkehr unter Nach- 
barn einer Nachbarklausel Geltung verschaffen. Die 
publizistischen Vorbereitungen für diesen Plan haben 
durch die Agrarkonferenzen von Bukarest, Sinaia 
und Warschau eine politische Aktualität erhalten. 

Diese Gedanken haben in Deutschland mit Recht 
ein lebhaftes Interesse und manche Sympathie ge- 
funden. Sind sie doch zunächst eine unmittelbare 
Reaktion auf die engherzigen Bestimmungen des Ver- 
trages von St. Germain und auf das Österreich aufge- 
zwungene Genfer Protokoll von 1922. Man wird in- 
des die Frage nach den wirtschaftlichen Gründen 
dieser Bestrebungen aufwerfen müssen und auch zu 
untersuchen haben, ob der hier vorgeschlagene Weg 
der beste und kürzeste ist. 

Da die südosteuropäischen Staaten infolge der 
schweren Agrarkrise, von der sie befallen sind, zur 
Zeit als die eigentlichen Initianten dieser Pläne in 
Betracht kommen, wird man festzustellen haben, 
worauf diese Agrarkrise zurückzuführen ist und wie- 
weit dabei insbesondere handelspolitische Maßnah- 
men ihrer Absatzländer eine Rolle spielen. Daß dies 
in gewissem Umfange der Fall ist, kann wohl kaum 
bestritten werden. Denn seit Jahr und Tag werden, 
ausgehend von den agrarischen Zollerhöhungen 
Österreichs und der Tschechoslowakei, zwischen die- 
sen und ihren östlichen Nachbarn dauernd Handels- 
verträge verhandelt, geschlossen und wieder gekün- 
digt. Auf der anderen Seite muß man darauf hin- 
weisen, daß die agrarische Net im Südosten zum Teil 
auf Umständen beruht, die mit der mitteleuro- 
päischen Handelspolitik in keinem Zusammenhang 
stehen. Einmal hat Südosteuropa an den beträcht- 
lichen Produktionskostensenkungen, die die übersee- 
ischen Agrarländer durch die Verwendung von Mäh- 
dreschern, Traktoren- und neuen Weizensorten erzielt 
haben, nicht teilgenommen’). Anderenteils haben 
diese Länder in den vergangenen Jahren eine so gut 
wie ausschließlich auf Industrialisierung abgestellte 
Zollpolitik betrieben, was wiederum eine mindestens 
relative Produktionskostenerhöhung für die dortige 
Landwirtschaft zur Folge haben mußte. Diese Fra- 
gen bedürfen eingehender Untersuchung. Aber so- 
viel scheint schon jetzt festzustehen, daß Südost- 
europa, dessen Agrarerzeugnisse vor dem Kriege auf 
dem Weltmarkt konkurrenzfähig waren, unabhängig 
von Maßnahmen der äußeren Handelspolitik danach 
trachten muß, den Vorsprung seiner überseeischen 
Konkurrenten wieder einzuholen. 

Wie ist nun, unbeschadet solcher Erwägungen, die 
Nachbarklausel oder das System der Vorzugszölle 
handelspolitisch zu beurteilen? Die österreichische 
Tradition ist in dieser Beziehung sehr lehrreich. 
Denn Österreich-Ungarn hat in der zweiten Hälfte 
des vergangenen Jahrhunderts das System der Vor- 
zugszölle ziemlich weit ausgebaut. Ein Handelsver- 
trag mit Rumänien aus dem Jahre 1875 sah für 


?) A. Meisner, Das Problem der handelspolitischen Neuordnung Mittel- 
europas. Berlin 1930. 
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rumänisches Getreide Zollfreiheit und für lebendes 
Vieh niedrige Vorzugszölle vor, wogegen Rumänien 
Mehl und Industrieerzeugnisse bevorzugt behandelte 
— beides unter Ausschluß von Meistbegünstigungs- 
ansprüchen dritter Länder. Dieses System ist mit 
Abänderungen weitergeführt worden und hat schließ- 
lich im Jahre 1906 sein Ende gefunden. Ein öster- 
reich-ungarischer Vertrag mit Serbien aus dem Jahre 
1881 führte für österreich-ungarische Industrie- 
erzeugnisse und für Obst, Gemüse, lebendes Vieh 
und Wein aus Serbien Vorzugszölle unter Ausschluß 
der Meistbegünstigung ein. Diese Sonderbegiünsti- 
gungen sind dann unter Einschränkung bis zum 
Beginn dieses Jahrhunderts weitergeführt worden. 
Schließlich hat ein Vertrag mit Italien von 1887 
Sonderzölle für italienischen Wein geschaffen, die 
bis zum Jahre 1905 in Geltung gewesen sind. Mit der 
Handelsvertragsperiode, die in den ersten Jahren 
dieses Jahrhunderts begonnen hat, ist also das 
System der gegenseitigen Vorzugszölle begraben wor- 
den. Über die Ursachen, die die Vorzugszülle be- 
seitigt haben, sind die Ansichten geteilt. Schüller 
führt die Entwicklung lediglich auf den wachsenden 
Widerstand der österreich-ungarischen Landwirt- 
schaft zurück, der sich stärker erwiesen habe als das 
positive Interesse der von diesem System begünstig- 
ten Industrie. Riedl dagegen glaubt, auch die Haltung 
der Großmächte, namentlich Rußlands, Italiens und 
Frankreichs, für das Scheitern des Vorzugszoll- 
systems verantwortlich machen zu müssen. Für die 
heute aktuellen Fragen darf man wohl aus dieser 
interessanten Entwicklung das eine entnehmen, daß 
die negative Wirkung der Präferenzzölle stärker 
gewesen ist als die positive. Dies leuchtet auch ohne 
weiteres ein. Wie wohl allgemein in der Handels- 
politik die Defensivstellung wirksamer ist als die 
Offensive, so ist es auch hier erklärlich, daß die in 
ihren wirischaftlichen und politischen Interessen ver- 
letzten Großmächte im Verein mit dem Widerstand 
der heimischen Produktionszweige über die Ausfuhr- 
interessen der österreich-ungarischen Industrie und 
der südosteuropäischen Landwirtschaft den Sieg da- 
von getragen haben. 

Verleiten diese Erfahrungen zur Nachahmung? Ist 
es für Staaten, von denen keiner eine Weltmacht ist, 
aussichtsreich, ein System der Präferenzzölle durch- 
zuhalten, ohne daß sie durch wirtschaftliche und 
politische Gegenmaßnahmen zum Einlenken gezwun- 
gen werden? Ist es für Deutschland, insbesondere 
mit seinen großen westeuropäischen und übersee- 
ischen Interessen, möglich, im Widerstand gegen die 
übrige Welt diesen Weg zu beschreiten? Es sei sogar 
die Frage erlaubt, ob der politische und wirtschaft- 
liche Kräftezuwachs. den Deutschland durch ein 
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Präferenzsystem dieser Art erwarten darf, die schwe- 
ren Schäden aufwiegt, die ihm an anderer Stelle 
drohen. Aber es wird wohl auch niemand in den 
übrigen Ländern dieses mitteleuropäischen Blocks 
erwarten, daß ein Präferenzsystem im Kampf gegen 
die übrige Welt durchführbar ist. 

ү. 

Warum aber beschreitet man nicht den anderen 
Weg, der dasselbe Ziel schneller erreicht, ohne doch 
dieselben Gefahren in sich zu tragen, den Weg der 
Zollunion? Zollunionen schließen nach einem au“ 
erkannten Grundsatz des Völkerrechts die Meistbe- 
günstigung aus. Eine Zollunion unterscheidet St 
auch in der Beziehung nicht von dem Präferenz- 
system, als sie für manche Staaten des mitteleuro- 
päischen Blocks nur unter Duldung der Großmächte 
möglich ist. Ob der Einwand, daß eine Zolluntol 
schwerer erreichbar ist als ein Präferenzsystei- 
richtig ist, kann sehr bezweifelt werden. Außen- 
politisch bedeutet sie gegenüber einem konsequent 
und wirksam durchgeführten PräferenzsysteM 
keinen wesentlichen Unterschied. Im Verhältnis де 
einzelnen Mitgliedsstaaten zueinander und ihrer 117 
schaftlichen Interessen hat die Zollunion den Vo- 
zug der Klarheit und in gewissem Umfange au! 
der Unabänderlichkeit. Während Vorzugszölle, wi 
das österreich-ungarische Beispiel zeigt, den Kamp 
zwischen Ausfuhrinteressenten und Schutzzöllne! 
aufs neue entfacht, ist die Zollunion mit Recht a? 
ein Kompromiß zwischen Freihandel und Prote < 
tionismus bezeichnet worden. Es ist verständlich: 
daß österreichische Tradition an die handelspo! 
tische Vergangenheit Österreich-Ungarns anknüp** 
obwohl diese, wie erwähnt, nicht ermutigend ist. Ма! 
wird es ebenso begreiflich finden, daß йепїзсһег5е!® 
deutsche Traditionen zum Vorbild genommen we” 
den. Der deutsche Zollverein ist ein Ruhmesblat! 
deutscher Wirtschaftsgeschichte. Er hat sich DI 
Gegensatz zu dem österreich-ungarischen Präferenz 
system als erfolgreich und gleichzeitig dauerhaft ё 
wiesen. N 

Das Problem Südosteuropa und Mitteleuropa !® 
— wie man entgegen den etwas übereilten Арга” 
Konferenzen feststellen muß — weder heute. 108 
morgen zu lösen, sondern bedarf eingehender Unter 
suchung und Vorarbeit. Daher sollte man den Begi” 
dieser Arbeiten nicht mit dem Verzicht auf die Meist- 
begünstigung belasten. Die Meistbegünstigung 1% | 
heute das die gesamte Kulturwelt beherrschend® 
System der Handelspolitik. Es ist vorläufig das il" 
zige System, das ein Staat mit seinem nationale” 
Prestige und eine Volkswirtschaft mit ihrem Gesamt 
wohl vereinbaren kann. 
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Preisindizes im Wandel der Konsumgewohnheiten 


Von Ministerialrat Dr. Fritz Soltau 


Die von Parlament und Wirtschaft jüngst erhobene Forderung einer Reform 
der Preisindexzahlen, insbesondere des Lebenshaltungsindex, begegnet sich mit 
den Bestrebungen der Reichsstatistik, die Indextechnik zu vervollkommnen. 
Unausgesprochen scheint aber hinter dieser Forderung die Vorstellung zu 
stehen, als ob durch technische Durcharbeitung ein einmandfreier Maßstab für 
die Kaufkraft gewonnen werden könne. Die Änderungen der Verbrauchs- 
geroohnheiten, das Auftauchen neuer und der Wegfall alter Bedürfnisse er- 
schweren aber nicht nur die Schaffung eines Preisindex in technischer Be- 
ziehung, sondern stellen dessen Verwendbarkeit als Maßstab für die Kaufkraft 
begrifflich in Frage. Ein örtlicher oder zeitlicher Vergleich der Kaufkraft ist 
bei einer völlig verschieden gelagerten Bedürfnisgestaltung nicht durchführbar. 


Eine у 


Proble ege Beschäftigung der Öffentlichkeit mit den 


auch Do der Wirtschaftspolitik hat gemeinhin 
Wirtseh, steigendes Interesse für die Probleme der 
mittelte aftsstatistik im Gefolge. Die ; richtig er- 

ützest und richtig verwandte Zahl bleibt stets das 
gegen e und schlagendste Beweismittel für oder 
абар 26 These. Gewisse Gebiete der Wirtschafts: 
im "mm werden deshalb gerade dann am heftigsten 
eine ao der Kritik stehen, wenn die Wirtschaft 
erö ee durchmacht und deren Ursachen allgemein 
Solche werden. Im großen und ganzen bereitet eine 
auch Ы ritik den Boden für Reformen vor, wenn sich 

i ые Urteil als einseitig erweist. г 

jahr "ëch verständlich, daß man gerade im Krisen- 
nemesi m dem die Frage, ob Lohn- und Preisstand 
derun Sen sind, so lebhaft diskutiert wird, die For- 
Preisst nach Reform und Ausbau der Lohn- und 
еї atistik erhebt. Im Juni hatte der Reichstag 
tung “Ntschließung angenommen, „die Reichsregie- 
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sen“, Sodann hat der Reichswirtschaftsrat in 
ar August veröffentlichten Gutachten be- 
ne a Verhütung unwirtschaftlicher Preisbin- 
tandkın ыш hingewiesen, daß im Lauf der Ver- 
Richtie Su eine Reihe von Einwendungen gegen die 

anach ei der Preisindexzahlen erhoben wurden. 
nicht be olge der Lebenshaltungsindex den Preisen 
Bchten tatsächlichen Preise lägen nach den Beob- 

rten Sen verschiedener Stellen an verschiedenen 
Errec nicht unerheblich unter den Preisen, die der 
legt Ca der amtlichen Indexziffern zugrunde ge- 
verg erden, und vielfach seien Waren miteinander 


Die tehen worden, die sich nach Art und Güte nicht 
Prächen. 


wohl. Streit um die Richtigkeit des Index wird 
n 


о кїїсї ausgekämpft werden, und keine noch 
ей die Р» S Reform wird eine Befriedung bringen, 
Seroissen E erungen der Öffentlichkeit bis zu einem 
n Пась rade mit den Möglichkeiten der Statistik 
ER #ргисһ stehen. 

Sehen а бох würde dann als vollkommen anzu- 
taft gelte МЕЕ er als exakter Maßstab für die Kauf- 
Seiner Le n könnte. Nun beruht aber ein Preisindex 

‘atur nach aufeinemstarren Verbrauchsschema, 


en 


während Verbrauchsgewohnheiten und Warenquali- 
täten in einem beständigen Wechsel begriffen sind. 
Ein Kaufkraftindex, dessen Aufgabe die Umrechnung 
von Nominalsummen verschiedener Fälligkeit auf 
eine einheitliche Wertbasis ist, muß alle Veränderun- 
gen im Austauschverhältnis zwischen Geld und Ware 
umfassen. Ein Preisindex kann deshalb nur so lange 
und nur soweit als Maßstab für die Kaufkraft ver- 
wandt werden, als der Ausschnitt aus der Wirtschaft, 
der durch ein festes und hinsichtlich des Preisver- 
gleichs durchführbares Verbrauchsschema erfaßt 
wird, hinlänglich groß ist. Zumindest darf die tech- 
nisch notwendige Beschränkung des Indexschemas 
auf einzelne Waren nicht durch die Wandlung des 
Verbrauchs und der Qualitäten erzwungen sein. Die 
Auswahl muß vielmehr als typisch und repräsentativ 
für die zu vergleichenden Zeitpunkte und den Ge- 
samtbereich der betrachteten Wirtschaftsvorgänge 
angesehen werden können. 

Je weiter aber die Zeitpunkte des Indexvergleichs 
voneinander entfernt liegen oder je verschieden- 
artiger die Lebensbedingungen der Völker sind, für 
die ein Vergleich angestrebt wird, um so klarer zeigt 
sich die Willkür, die durch die Einengung auf ver- 
gleichbare Standardqualitäten entsteht und die Un- 
möglichkeit, etwa aus Preisindex und Lohn ein Bild 
von den Unterschieden des Wohlstands zu gewinnen. 
Einige Beispiele zur Erläuterung genügen: Sonne und 
Klima ersparen in südlichen Ländern nicht nur die 
Ausgaben für den Hausbrand, sondern sie ersetzen 
auch teilweise den Aufwand für hochwertige Kost 
sowie für Vergnügungen und Zerstreuungen, der im 
rauhen Klima notwendig ist. Ein Vergleich der Le- 
benshaltung etwa Norwegens und Italiens müßte 
grundsätzlich diesem Gesichtspunkt gerecht werden. 
Er läßt sich aber nicht zahlenmäßig erfassen, ohne 
daß der Willkür Tür und Tor geöffnet wird. In noch 
höherem Grade muß die Statistik ihren Dienst ver- 
sagen bei einem Vergleich über einen langen Zeit- 
raum — etwa über ein Jahrhundert hinweg. Wohl 
können in diesen Fällen Preisbewegungen für eine 
Reihe einzelner oder zu einem Index zusammen- 
gefaßter Waren ermittelt werden; man darf in einem 
solchen Ausschnitt aber nicht die Darstellung der 
Kaufkraftschwankungen in der betrachteten Periode 
erblicken. Denn viele Güter und Leistungen, die wir 
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heute verbrauchen, waren früher überhaupt nicht 
oder in einer ganz anderen Qualität vorhanden. Die 
Wohnung in einem winkligen Giebelhaus läßt sich 
mit einer modernen komfortablen Wohnung nicht 
vergleichen, die Kosten einer Postkutschenreise nicht 
mit den Kosten der Eisenbahnfahrt, die Zerstreuun- 
gen der großen Masse und deren Aufwendungen für 
Kino und Radio nicht mit den Billettpreisen eines Hof- 
theaters, das nur einer engen sozialen Schicht zu- 
gänglich war. Für die umständliche und andersartige 
Kleidung von größerer Dauerbarkeit und für die 
heutige einfache, aber weniger haltbare und häufig 
erneuerte Kleidung kann ein gemeinsamer Nenner 
nicht gefunden werden, der die statistische Fest- 
stellung einer Preisveränderung erlaubt. Ebenso- 
wenig können die Lebensverhältnisse einer bestimm- 
ten sozialen Schicht des Jahres 1950 mit den ent- 
sprechenden um 1850 verglichen werden, da der so- 
ziale Aufbau vor hundert Jahren ein völlig anderer 
war. Leistungen, die in einer mehr naturalwirtschaft- 
lich orientierten Wirtschaft unentgeltlich gegenseitig 
zur Verfügung gestellt wurden, haben jetzt ihren 
Marktwert, dem ein höheres Nominaleinkommen der 
Verbraucherschaft gegenübersteht und dem eine 
wiederum nicht kalkulierbare Erhöhung des Lebens- 
haltungsindex entsprechen müßte, 

Was für den Vergleich mit anderen Zeiten und 
anderen Ländern fast als selbstverständlich gelten 
kann, wird oft übersehen, wenn man kürzere Zeit- 
räume und die Verhältnisse innerhalb eines Landes 
betrachiet, obwohl grundsätzlich dieselben Schwie- 
rigkeiten vorliegen. Ein Preisindex ist zwar, formal 
betrachtet, eine wohl definierte Größe, kann aber 
nicht als ein materiell gültiger Maßstab für die Be- 
wegungen der Kaufkraft angesehen werden. Schon 
die Änderungen der Verbrauchsgewohnheiten gegen- 
über dem Jahre 1913 beeinträchtigen die Beweiskraft 
eines Kaufkraftvergleichs mit Hilfe von Preisindex- 
zahlen wesentlich. 

Indextechnisch gesehen kann dieser Fragenkom- 
plex wie folgt formuliert werden: Mit P, seien die 
Kosten (oder der Preis) einer bestimmten aus 
Siandardwaren zusammengesetzten Verbrauchsmenge 
(oder Ware) bezeichnet, die nach Art und Größe gemäß 
den Verbrauchsgewohnheiten des Ausgangsjahrs (beim 
jetzt üblichen Index: 1913) ausgewählt und nach den 
Preisen des Ausgangsjahrs bewertet ist; mit K, seien 
entsprechend die Kosten für ein Verbrauchsschema 
(oder eine Ware) bezeichnet, das nach den Ver- 
brauchsgewohnheiten des Indexjahrs (z. B.: 1950) 
orientiert und nach den Preisen dieses Jahres bewer- 
tet ist. Dann kann wegen des veränderten Ver- 
brauchsschemas der Preisindex nicht durch das Ver- 
hältnis K, : P, dargestellt werden. Die Statistik hilft 
sich vielmehr mit einer Fiktion, indem sie entweder 
die Kosten berechnet, die dem Verbrauchsschema des 
Ausgangsjahrs im Indexjahr entsprechen (P,), oder 
die Kosten, die dem Verbrauchsschema des Index- 
jahrs im Ausgangsjahr entsprechen (K,). Dieser 
rechnerische Vorgang wird durch die folgende Über- 
sicht veranschaulicht: 


|Verbrauchsschema (oder 

Warengattung} nach den 

‚ Verbrauchsgewohnheiten 

ше А 

| Ausgangs- ndex- 
ich ss jahrs 


Ausgangsjahr 
SO TE) Р» 
Indexjahr 
Е e.. | Р Be 
Preisindex aufBasis läd E mg К, 
des Ausgangsjahrs ale ‘Po ‚Ko | Р 


Је nachdem man die Auswahl des Verbrauchs 
schemas (oder der Ware) unter dem Gesichtspun® 
des Ausgangsjahrs oder des Indexjahrs durchführt 
ergeben sich zwei grundsätzlich voneinander Ri 
schiedene Indexwerte P,:P, und K, : К). Eine 
Beispiele mögen zur Veranschaulichung dienen. ; 

Nehmen wir an, іп einem gewissen Zeitraum sel de 
Margarinekonsum durch den Butterkonsum fast УС f 
ständig verdrängt. Im selben Zeitraum sel de 
Butterpreis von 2 RM auf 3 RM gestiegen, der Margs 
rinepreis sei mit 1,50 RM stabil geblieben. Dann ve 
trägt der Preisindex für die Margarine 1,50: 1,50 = 
1,0, der Preisindex für die Butter 3:2 = 1,5. Welche! 
Index ist nun der richtige? Die Orientierung e? 
Verbrauchsschemas nach dem heutigen Stande wW" 3 
den Fehler in die Vergangenheit legen, da ja im AT 
gangsjahr die Butter für den Verbrauch nur еше 
untergeordnete Rolle spielte. Die Forderung ©” 
Reichstagsresolution, das Verbrauchsschema des 
benshaltungsindex den gegenwärtigen Verhältniss®” 
anzupassen, bedeutet deshalb keine Lösung des Pre 
blems. Eine solche Anpassung hat aber den Verte 
daß sich der Index zunächst einmal den tatsächliche” 
Bewegungen besser fügt. Sein Vergleich mit dÉ 
Ausgangsjahr bleibt aber, wie man auch rechnet, 1! 
den Folgen der veränderten Verbrauchsgewohnheit®” 
belastet. Irving Fisher schlug vor, aus beiden шд 


‚каша жч 
das geometrische Mittel ( Р, А Si zu bilden. Ander? 
WE K | одет 


Statistiker bevorzugen das сене Mitte 
auch eine Mittelung jeder einzelnen Ration der ! x 
Index enthaltenen Waren für Ausgangs- und Index 
jahr. Aber solche „Lösungen“ haben nur eine T° 
nerisch formale Bedeutung, die einer wirtschaftliche" 
Auslegung unzugänglich ist. 

Da ein Preisindex ein und dieselbe Standardqu#” 
lität für das ihm zugrunde liegende Verbraue® 
schema voraussetzt, ist die Statistik vor eine schw!® 
rige Frage gestellt, wenn auf wichtigen Gebieten z 
Lebenshaltung für Ausgangsjahr und Indexjab 1 
gleiche Qualitäten überhaupt nicht festzustelle®" 
sind. Wenn eine Ware durch eine andere so Y% 
kommen ersetzt ist, daß die Preise der früheren Que 
lität für die jetzige Zeit und der jetzigen Quali 
für die frühere Zeit nicht existieren, gibt es natürlie 


IE, cint? 
1) Von Bortkiemicz hat in einem Aufsatz „Zweck und Struktt nd > 
Preisindex‘ in „Nordisk Statistisk Tidskrift", Stockholm, 1925, ieden” 
S. 369, nachgewiesen, daß beide Indizes für ein aus versch men: 
Waren zusammengesetztes Verbrauchsschema nur dann übereinst! jotio” 
wenn die Mengenindizes der einzelnen Waren nicht in Konz zu 
stehen, d. h. wenn weder ein stärkerer Verbrauch vorwiegend Auen) 
finden ist, wo sich die Preise ermäfigt haben (negative Коггеіар. р- 
noch Preisbewegung und Verbrauchsbewegung sich in gleicher 


tung entwickelt haben (positive Korrelation). 


SOktober 1950 _ 


einen Preisindex. In den neunziger Jahren 
alt di е! einfachen Möbeln für den Arbeiterhaus- 
le nicht nach außen hin sichtbaren Flächen un- 
gib “ong und unlackiert. Möbel so einfacher Gattung 
ашы eute nicht mehr. Würde man nun die Frage 
einf h en, um wieviel eine Schlafzimmereinrichtung 
: ar hster Qualität gegenüber den neunziger Jahren 
бед Б" so könnte man nur die einfachste heu- 
бы ualität mit der einfachsten Qualität von damals 
rie Р ichen. Der Preisindex lautet alsdann weder 
versuch noch R,:K,, sondern K,:P,. Man könnte 
Deg dch zu behaupten, daß diese oben abge- 
бает кы. ndexbildung dennoch. praktisch die rich- 
re Denn der Verbraucher hat bei größter 
Ne änkung gar keine andere Möglichkeit als 
und E der Qualität bessere Ware zu beziehen, 
der Af ihn drückt sich in der Preisrelation 
rung öheren zur minderen Qualität die Verteue- 
darauf о Die Statistik darf sich aber nicht 
un einlassen, auf den Boden einer solchen Über- 
ix we zu treten, da alsdann eine Verbesserung des 
Würd Sstandards als Preisbewegung dargestellt 
rung D Die Zunahme des Wohlstands und die Steige- 
chem Verbrauchs zeigt sich nicht nur in zusätz- 
sende Konsum an neuartigen Waren und in wach- 
an Konsum in der Qualität gleichbleibender 
gr Narten, sondern vor allem auch in der Verbesse- 
E der konsumierten Warenqualitäten. Eine solche 
zuneh ung als Verteuerung aufzufassen, hieße, einen 
menden Wohlstand durch eine fingierte Preis- 
en hinweginterpretieren. 
eisp; Ger anderen Scite darf im Sinne des obigen 
Woh tets nicht vergessen werden, daß der vermehrte 
tand vermöge eines Wechsels der Verbrauchs- 
Плей oft zwangsläufig mit dem Verbrauch 
der CN Warenqualitäten verbunden ist, derart, daß 
e ае die Empfindung für die Hebung des 
Stands Standards verliert. Die Zunahme des Wohl- 
Wußtge: ommt einer Volksschicht nur dann zum Be- 
reih ш wenn sie mit einer größeren Yerlügungs- 
er ү ep ed ist. Wenn aber die Umschichtung 
Ausgal, rauchsgewohnheiten zu einer Erhöhung der 
en, w n führt, sei es aus psychologischen Grün- 
Standa KE etwa der einzelne nicht unter den Lebens- 
will, ж einer bestimmten sozialen Schicht sinken 
nal es zwangsläufig, weil nur Waren besserer 
en еро Verkauf stehen, so hat der Verbraucher 
Orstellung eines gleichgebliebenen, vielleicht so- 
nes gesunkenen Einkommens. Daraus erklären 
Segen „Che Angriffe aus Kreisen der Verbraucher 
Schaft A Index. Sie haben trotz sparsamster Wirt- 
Saken as Gefühl einer größeren Beengung ihres Aus- 
ves Zu ‚ats und beobachten demgegenüber ein relati- 
eine p <bleiben des Lebenshaltungsindex, das ihnen 
Scheint a des Reallohnniveaus vorzutäuschen 
емо" Jnd doch kann eine Erhöhung des Reallohns 
a € nur hat sie durch die gleichzeitige Er- 
Sungsf H Ansprüche zu keiner größeren Verfü- 
ei reiheit und deshalb auch zu keinem Gefühi 
чыш, Wohlstands geführt. 
tsch % ik, die bei den Verhandlungen des Reichs- 
aftsrats an dem Index geübt wurde, entsprach 
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nicht der Einstellung der Verbraucher, sondern der 
der Produzenten und Händler, die ihren Preisstand 
verteidigen. Es wurde gesagt, daß der deutsche Le- 
benshaltungsindex zu hoch sei, weil sich der Preis- 
vergleich nicht auf gleiche Warenqualitäten cer- 
strecke. Die Richtigkeit dieser Kritik kann nur durch 
eine bis ins einzelne gehende Untersuchung festge- 
stellt oder widerlegt werden. Die gerade in dieser 
Hinsicht sehr sorgfältige Behandlung seitens der 
Reichsstatistik hat bisher noch keinen Anlaß gegeben, 
an der formalen Zuverlässigkeit des Preisindex zu 
zweifeln, während die Vergleiche, die von Branchen- 
kreisen vorgenommen wurden, in dieser Beziehung 
eher den Eindruck der Unzulänglichkeit hinterlassen. 
Wenn ferner bemängelt wurde, daß der Index der 
Bewegung im einzelnen ungenügend folgt, so könnte 
dies an dem an dem Jahr 1913 orientierten Ver- 
brauchsschema mit seinen nicht mehr marktgängigen 
Qualitäten liegen. Die Umstellung auf die heute 
handelsüblichen Waren würde Abhilfe schaffen, 
gleichzeitig aber auch die Wahl eines neuen Aus- 
gangsjahrs unter Aufgabe des Jahres 1913 bedeuten. 

Es ist versucht worden, den Wechsel der Waren- 
qualität durch die Verwendung eines sogenannten 
Ketienindex zu berücksichtigen. Hierbei werden 
zwar von Termin zu Termin dieselben Warengquali- 
täten verglichen. Wird aber eine Änderung der Ver- 
brauchsqualitäten festgestellt, so tritt die neue Ware 
an die Stelle der alten. Der Index für den Gesamt- 
zeitraum, vom Ausgangsjahr bis zum Endjahr, wird 
durch eine Aneinanderkettung der für die einzelnen 
Zeitabschnitte getrennt errechneten Steigerungssätze 
ermittelt. Nennt man das Ausgangsjahr 0, den Zeit- 
punkt, zu dem der Wechsel stattfindet, 1, und den 
Zeitpunkt, zu dem der Index berechnet werden soll, 
2, so würde sich der Preisindex weder durch die 
Formel Р, : Р,, noch durch die Formel K,:K,, noch 
endlich durch die Formel K, : Р, darstellen, sondern 


durch das Produkt Pi. BS 

Р„ К, 
beim englischen Lebenshaltungsindex angewandt 
wurde, hat den Vorzug, das Verbrauchsschema für 
den Index ständig zu modernisieren, es hat aber den 
Nachteil einer großen Unübersichtlichkeit und birgt 
die Gefahr in sich, daß der „Trend“ des Index in die 
Irre geht. Tatsächlich erfolgt eine Verbrauchsum- 
stellung allmählich, während sie im Index in dem 
Zeitpunkt vorgenommen wird, in dem man sich des 
Übergangs zur anderen Ware bewußt wird. Es läßt 
sich nun kaum feststellen, ob sich die neue Ware, 
welche die alte ersetzt, in dem betreffenden Zeit- 
punkt mit dieser in einer „Parallellage“ der Preisent- 
wicklung befindet. Beim Aufkommen einer neuen 
Qualität kann der Preis z. B. sehr hoch sein, weil die 
Fabrikationsmeihoden noch im Ausbau befindlich 
sind, vielleicht aber auch sehr niedrig, weil sie durch 
einen Reklamepreis in den Konsum gebracht werden 
soll. Es kann deshalb nie gesagt werden, ob durch 
die Aneinanderreihung eine typische Preislinie ge- 
schaffen wird, oder ob nicht durch die zufällige Preis- 
konstellation im Zeitpunkt des Wechsels eine Stö- 


Dieses Verfahren, das 
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rung in der Wiedergabe des Preisverlaufs eintritt. 
Beim englischen Lebenshaltungsindex, der mit diesen 
Unsicherheitskoeffizienten belastet ist, vermag sich 
aus der Unzahl von Abänderungen im Verbrauchs- 
schema kaum jemand herauszufinden. Der Index 
dürfte in kurzen Fristen die Preisbewegung zuver- 
lässig spiegeln, weil er nur marktgängige Artikel ent- 
hält. Er ist aber in seiner Endhöhe im Vergleich zum 
Ausgangsjahr unkontrollierbar. 

Man kann für die Brauchbarkeit eines Preis- 
index zur Ausschaltung der Wertveränderungen des 
Geldes schließlich anführen, daß selbst bei unzu- 
länglicher Lösung des Problems der veränderten Ver- 
brauchsgewohnheiten bei einer hinlänglich großen 
Zahl der Waren ein Fehlerausgleich nach dem Gesetz 
der großen Zahl eintrete. Es ist festgestellt wor- 
den, daß der Grofßhandelsindex, als Ganzes be- 
trachtet, von der Wägung kaum beeinflußt wird und 
genau so hoch liegt wie der arithmetische Durch- 
schnitt der Indexzahlen aller in ihm enthaltenen 
Waren. Aber auch dieses Argument schlägt nicht 
durch. Denn da Rohstoffe, Fertigwaren und Agrar- 
erzeugnisse einen unterschiedlichen Preisstand haben, 
muß auch letzten Endes das Gewicht, mit dem diese 
Waren im Index vertreten sind, einen Einfluß aus- 
üben. Nur wenn die Zahl der Waren so groß ist, daß 
sie zugleich die Bedeutung des Wirtschaftszweigs 
repräsentiert (indem aus einem doppelt so bedeuten- 
den Wirtschaftszweig vermutlich auch doppelt so viele 
Waren ausgewählt sind) und somit das natürliche Wä- 
gungsschema ersetzt, nur dann kann ein Ausgleich 
als Folge des Gesetzes der großen Zahl und nicht nur 
eine zufällige Übereinstimmung angenommen werden. 
Aber selbst die vollkommene Auswirkung des Ge- 
setzes der großen Zahl bedeutet nur, daß der Preis- 


nügend breiter Unterlage von der Methode und dem 
Wägungsschema unabhängig ist. Sie bedeutet aber 
nicht, daß der Preisindex ein reiner Spiegel der e" 
änderungen des Geldwertes ist, da er sich ja auf den- 
jenigen Ausschnitt der Wirtschaft beschränkt hat, der 
dem Wechsel der Warenqualität nicht unterwo en 
war und für den allein vergleichbare Preise 20 ei 
mitteln waren. Auch in diesem Fall, in dem ec? 
die Richtigkeit des Preisindex kein Zweifel beste ie 
bleibt seine Verwendbarkeit als Maßstab für р” 
Kaufkraft offen oder von einer Untersuchung e 
das Ausmaß der im Vergleichszeitraum eingetreten® 
Verbrauchsverschiebungen abhängig. 
Zusammenfassend kann gesagt werden: 
index läßt sich nur auf Grund eines 
brauchsschemas berechnen. Da aber der V® ep 
ständigen Änderungen unterworfen ist, veraltet Nur 
Verbrauchsschema nach einer Zahl von Jahren. ов" 
während einer Periode, іп der in den Ver б 
sitten keine wesentlichen Änderungen eingelr® a 
sind, gibt ein Preisindex die Bewegung der Kal 
wieder. Einen Maßstab für die Kaufkraft über 17 it 
gere Zeiträume hinweg gibt es nicht. Vergleiche = К 
dem Jahre 1913 lassen sich gegenwärtig nur 8 
bieten durchführen, auf denen die Warenqu& 


Ein Preis- 
festen Ver 
rbraue 


u 
täten 


je 
keine starken Veränderungen erfahren haben- vo 
hoch beispielsweise der Preisindex 1950/1913 nf 


Frauenkleidung ist, läßt sch mit dem AnsprU ine 
Zuverlässigkeit wohl überhaupt nicht sage”: der 
Reform des Verbrauchsschemas nach Мабва?ё ar- 
veränderten Verbrauchsgewohnheiten und der 7 
änderten Warenqualitäten muß von Zeit zu Zeit Т 
folgen, wenn ein Preisindex die tatsächlichen Ёге, 
bewegungen richtig wiedergeben soll. Damit 18°, 
für den früheren Index gewählte Ausgang’) eh 
fallen zu lassen und eine neue Periode zu begin" 


index in seıner Höhe bei richtigem Aufbau und ge- ee 


Rationalisierungsziele des Uhrengewerbes 


Von Dr. Hans Brückmann 


Trotz günsliger Absatzlage und scharfer Rationalisierung hat sich die Ren- 
tabilität der deutschen Uhrenindustrie nicht befriedigend entwickelt. Die 
ausgeprägle Kartellpolitik und die Hochhaltung der Handelsspannen durch 
den Handel sind die beiden stärksten Hindernisse einer rationellen Absatz- 
politik. Der Enquete- Ausschuß empfiehlt neuerdings die völlige Konzentration 
der Großunternehmungen und die Schaffung von F abrikmarken mit fest- 
gesetzten Wiederverkaufspreisen. Der Gefahr einer Monopolausnutzung märe 


dann allerdings durch staatliche Kontrolle zu begegnen. 


Mit Recht hat sich der Enqu£&te-Ausschuß bei der 
Auswahl der zu untersuchenden Industrien nicht an 
eine äußerliche Größenordnung gehalten. Gerade die 
kleineren Verfeinerungsindustrien, über deren Ver- 
hältnisse die deutsche Öffentlichkeit weit weniger 
unterrichtet ist als über die der großen Standard-In- 
dustrien, bedurften einer gründlichen Bearbeitung. Es 
ist deshalb zu begrüßen, daß die Außenhandelsgruppe 
kürzlicheinenBand über die deutsche Uhrenindustrie‘) 
vorgelegt hat. Der Umfang dieser Industrie ist zwar 
Ben Ant ën? Uhrenindustrie. Ausschuß zur Untersuchung der Er- 


. zeugungs- und Absatzbedingungen der deutschen Wirtschaft. 1. Unter- 
ausschuß, 5. Arbeitsgruppe. Band 17. E. S. Mittler & Sohn, Berlin 1930. 


relativ gering; ihr Produktionswert beträgt 100-45) 
Mill. RM, die Zahl der Beschäftigten ist rund du 
Aber die bisherige Literatur gerade über diese In zé 
strien ist derart spärlich, die üblichen Dissertation ‚ 
sind so mangelhaft und die Kenntnisse der interess f 
ten Kreise über diese Industrien so unzureichen | wë 
sich eine authentische und umfassende Darstellt Г) 
durchaus rechtfertigt; die Enquöte-Untersuchunß“ 
haben im übrigen gezeigt, daß selbst dem gro die 
Teil der unmittelbar Beteiligten hier erstmalig _ Я 
Möglichkeit des Überblicks über ihre Industri die 
ganzen gegeben wurde. Darüber hinaus bietet 


17. Oktober 1930 
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Uhrenindustrie heute eine Reihe von Problemen, die 
Auch für andere F ertigwarenindustrien typisch sind 
und im Brennpunkt des aktuellen Interesses stehen: 
Sind die Probleme der Rationalisierung und Kon- 
trierung einer historisch differenzierten Qualitäts- 
Tenerzeugung auf der einen, der planmäßigen 
ung des Binnenabsatzes und der Auseinander- 
` ung mit dem Einzelhandel auf der anderen Seite. 
le deutsche Uhrenindustrie ist seit ihrem Bestehen 
. Wesentlichen auf die Herstellung von Großuhren 
gestellt, während die ältere Schweizer Industrie 
4 heute unverändert ihr in besonderer Qualität be- 
Eründetes Monopol auf dem Weltmarkt für Taschen- 
‚eu aufrechterhalten konnte. Der Aufschwung der 
ü tschen Industrie, die zu mehr als 75 % im südöst- 
en Schwarzwald ansässig ist, datiert aus der 
"weiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts. Der Über- 
ang zur mechanischen Serienproduktion unter Auf- 
а terhaltung ihrer Qualität hat es ihr ermöglicht, 
W an Kriege die Lieferung von 60 % aller in den 
= handel gelangenden Großuhren in ihre Hand zu 
gen, Mit einer Exportquote von 60 % und einem 
zu нен von rund 60 Mill. RM in der Nachkriegs- 
d bildet die Uhrenindustrie ein wichtiges Glied des 
Ulschen F ertigwarenexports. 
E die moderne Großuhr in geschickter Weise mit 
teil eitmessung eine Dekorationsfunktion es und 
с auch eine Weckfunktion — vereinigt, ist die 
Ma uar zu einem Gegenstand des sogenannten 
mi , enluxus geworden; ihre Absatzentwicklung steht 
$ r Wohlstandsentwicklung in Industrieländern 
вг Beziehung. So ist der Absatzradius der Uhr 
jal Steigender Industrialisierung während der Kriegs- 
ände Sewachsen. In den industrialisierten Neu- 
mit "rn hat sich ein zusätzlicher Bedarf entwickelt, da 
lortschreitender Rationalisierung des Wirtschafts- 
ns der Bedarf nach genauen und billigen Zeit- 
Я Тї wuchs. Auch für die billige Herrentaschen- 
a erst kurz vor dem Krieg in das Produktions- 
Worde mm der deutschen Industrie aufgenommen 
bot mist: hat sich ein günstiger Absatzmarkt ge- 
deet en ist sie in Deutschland noch nicht in 
nee Maße bei der breiten Masse eingeführt wie 
= angelsächsischen Ländern. 
B x deutsche Großuhrenindustrie hat von dieser 
mehr Ssteigerung gegenüber der Vorkriegszeit in 
konn г als proportionalem Umfang profitiert: sie 
Я - аса Anteil am Wellmarkt in Großuhren von 
zösisch, 20 % steigern, obwohl nach dem Krieg fran- 
Dee italienische, japanische und amerikanische 
ege єп als neue Konkurrenten aufgetreten sind. 
Produk tige Entwicklung ist im wesentlichen der 
dustrie ‚Onstechnischen Leistung der deutschen In- 
estiga u] schreiben. Sie hat nicht nur ihr Qualitäts- 
aufrecht S wichtigen Faktor der Konkurrenzfähigkeit 
zukom, e alten, sondern auch, worauf gleich zurück- 
könne пеп ist, die Leistungseffizienz so stark steigern 
Бекер], Чай die kostenmäßigen Benachteiligungen 
k ы Ländern mit niedrigerem Lohnniveau über- 
ume wurden. Die Menge, die von der ameri- 
€n Industrie auf dem Inlandsmarkt abgesetzt 
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wird, ist zwar erkeblich größer als die Quantität, die 
der deutsche Binnenmarkt bisher aufgenommen hat: 
aber der Unterschied beider Märkte ist nicht во ег> 
heblich, daß sich — wie bei anderen Produkten — aus 
der Kostendegression für die Amerikaner ein Aus- 
gleich des dortigen höheren Lohnniveaus ergäbe. 

Wegen ihrer Einstellung auf die Versorgung des 
Weltmarkts hatte die deutsche Industrie ein umfas- 
sendes Produktionssortiment einrichten müssen. Die 
Aufblähung der Kapazität in der Nachkriegszeit, die 
neu erstandene Konkurrenz im Ausland und die Stei- 
gerung der Löhne stellte aber die Industrie vor die 
Frage einer organisalorischen Neuregelung, zumal der 
Ausbau des technischen Apparats nur in beschränk- 
tem Maße Verbesserungen zuläßt (das Fließband zur 
Weckermontage wird von einer Großfirma erprobt, 
spielt aber bisher eine relativ geringe Rolle). Neben 
erhöhter Beachtung betrieblicher Organisationsfragen 
(Vereinfachung der Transportwege usw.) hat daher 
der Versuch zur Schaffung von Standardtypen und 
zur Spezialisierung einzelner Betriebe die wichtigste 
Rolle im Rationalisierungsprogramm der Industrie 
gespielt. Die notwendige Konsequenz war eine Zusam- 
тепагђей der Firmen. In die Zeit der Absatzkrise von 
1926/27 fällt die Bildung des Junghans-Konzerns 
und des Kienzle-Konzerns, die in ihren fünf Groß- 
betrieben heute zusammen rund 60 % der Großuhren- 
produktion vereinigen. Der durch die schärfere Ab- 
satzkrise des Jahres 1929/30 veränlaßte Versuch eines 
engeren Zusammenschlusses der beiden Konzerne und 
der noch außerhalb stehenden Großfirma Mauthe hat 
allerdings bisher aus kapitalmäßigen und familien- 
politischen Gründen zu keinem Erfolg geführt. 

Durch die Rationalisierungsbestrebungen und die 
bisherige Konzentrierung der Industrie wurde bis 1929 
eine Steigerung der Arbeitsleistung (an Mengenein- 
heiten gemessen) um 70% erreicht. Der Anteil der 
Löhne am Produktwert konnte gegenüber der Vor- 
kriegszeit um einige Prozent gesenkt werden. Etwä 
5000 Arbeiter, das ist der vierte Teil der Gesamt- 
belegschaft, wurden im ganzen freigesetzt. Die 
Uhrenindustrie steht damit unter der Reihe der ratio- 
nalisierenden Fertigindustrien an einer der ersten 
Stellen. Man wird gerade in diesem Falle den Einfluß 
der Lohnbervegung nicht vernachlässigen dürfen: Die 
allgemeine Steigerung des Lohnniveaus hat die Ab- 
satzmöglichkeiten der Industrie erweitert und durch 
die damit verbundene Kostendegression die Produk- 
tion verbilligt oder mindestens „Produktionsreserven“ 
freigelegt, zu deren Ausnutzung bisher weder Note 
wendigkeit noch Möglichkeit bestand’). Außerdem 
hat die Lohnsteigerung zahlreiche kleine Unter- 
fabriken, die teilweise erst nach dem Krieg ge- 
gründet wurden, zur Aufgabe der Produktion ge- 
zwungen und die lebenskräftigen Betriebe zum Aus- 
gleich der Kostensteigerung durch organisatorische 
Fortschritte angeregt. 

Der volkswirtschaftliche Sinn der Rationalisierung 
liegt in der Chance zur Verbilligung des rationali- 


2) Vgl. J. Marschak: Die Lohndiskussion {Recht und Staat i 
sebichte und Gegenwart, Heft 75). Tübingen 1930, $, 30 пс 


Nr. 42 


1946 MAGAZIN DER WIRTSCHAFT 42 


sierten Produkts; dadurch wird Kaufkraft freigesetzt 
and die Möglichkeit geschaffen, die brotlos gewor- 
denen Arbeiter in derselben oder in anderen Indu- 
strien zu beschäftigen und die Realversorgung der 
Konsumenten zu erhöhen. Wie weit die Preisseakung 
durch Rationalisierung der Industrie selbst zugute 
kommt, hängt von: der Nachfrageelastizität des Er- 
zeugnisses ab. Die Uhrenindustrie hat in der Bildung 
der Konzerne die Basis für ein straffes Preiskartell 
gefunden und damit die Möglichkeit zu einer syste- 
matischen Preis- und Absatzpolitik in die Hand be- 
kommen. Mitglied des Kartells sind neben den Groß- 
firmen eine Reihe von Mittel- und Kleinbetrieben von 
verschiedenartiger Leistungskraft. Da nach der üb- 
lichen Kartellpolitik die Rentabilität der mit höchsten 
Kosten arbeitenden „Grenzbetriebe“ gesichert bleiben 
soll, mußten die Preise hoch gehalten werden. Der 
vom Statistischen Reichsamt festgestellte Preisindex 
für Uhren liegt in den Jahren 1927 und 1929 durch- 
schnittlich um 80% über dem Vorkriegsniveau. Die 
Produktion der billigen Wecker, die vom Kartell voll- 
ständig monopolisiert wird, liegt sogar um 140 % über 
dem Stand von 1913! Das Kartell hat prinzipiell an 
einer starren Preispolitik festgehalten und konnte bis 
Anfang 1930 die Preise ungefähr auf derselben Höhe 
halten. Die Industrie sieht die Rechtfertigung ihrer 
Preispolitik darin, daß die Nachfrage nach Uhren 
relativ unelastisch sei, d. h. auf Preisermäßigung nicht 
mit entsprechender Mengensteigerung reagiere, und 
daß Preissenkungen der Fabrik und des Großhandels 
som Binnenhandel aufgesogen werden. Das erste 
Argument ist weder durch die bisherigen Erfahrungen 
noch durch die Untersuchungen des Enqu£te-Aus- 
schusses bewiesen; dem zweiten kann allerdings eine 
gewisse Berechtigung nicht abgesprochen werden: Die 
Stellung zum Binnenhandel verdient ökonomisch und 
soziologisch gerade heute besonderes Interesse. 

Aus dem alten Uhrmacherhandiverk hat sich ein 
umfangreicher fachlich geschulter Spezialhandel ent- 
wickelt, der 12 000—14 000 Ladengeschäfte umfaßt. 
Ist auch seine Bedeutung mit der Vervollkommnung 
der von der Fabrik gelieferten Uhr gesunken, so bleibt 
doch dem Publikum besonders beim Kauf von wert- 
volleren Uhren die Beratung durch den Fachmann 
erwünscht, und ebenso ist die Industrie am Verkauf 
ihres Erzeugnisses durch einen Spezialhandel inter- 
essiert. Die Tendenz zur Schaffung von Standard- 
artikeln für Großuhren legt jedoch den Vertrieb 
durch den Nicht-Fachhandel — insbesondere durch 
das Warenhaus — immer näher. Die Unterschiede in 
den Verteilungskosten sind bedeutend. Die durch- 
schnittliche . Handelsspanne im Uhreneinzelhandel 
wurde vom Enquäte-Ausschuß mit 70—80 % auf den 
Grossistenpreis oder 125% auf den Fabrikpreis fest- 
gestellt. Die Spanne sinkt zwar bei den großen Einzel- 
handelsfirmen der Großstadt auf 50—60 %, aber die 
zahlreichen kleinen Betriebe auf dem Lande und in 
der Stadt kommen kaum mit einem Aufschlag von 
100% aus. Dagegen können die Warenhäuser, die 
allerdings überwiegend Stapelartikel verkaufen, mit 
einem Aufschlag von 33% % kalkulieren. Der Absatz 


durch Warenhäuser, Gaianteriegeschäfte, Bazare usw: 
ist vorläufig noch gering, zumal der Bezug von Waren 
mit Fabrikmarke durch Vereinbarungen zwi f 
Industrie und Handel den Nicht-Fachgeschäften ай 
legitimem Wege gesperrt ist. Einzelne Warenhäuse® 
haben sich Reparaturwerkstätten mit Fachkräften 
eingerichtet. Zweifellos könnte ein großer Teil dei 
Bezugs der bisher gesperrten Waren zum Warenhaus 
abwandern, ohne daß der Konsument in der Qualitä 
des gekauften Produkts benachteiligt würde. 
Die Markenartikelfrage ist dadurch zum Problem 
und Streitpunkt zwischen Handel und Industrie ge 
worden, daß sich die Großfirmen der Uhrenindustr!® 
bisher nicht entschließen konnten, von sich aus ©! 
systematische Markenreklame für Großuhren ZU e 
treiben; sie wollten die Konkurrenzgegensätze 0110. 
verschärfen und Reklamekosten sparen. So sind e 
Namen Junghans, Kienzle und Mauthe vorwiege 
in Fachkreisen Qualitätsgarantien geblieben- e 
dem Krieg haben aber die Uhrmacher yon sie 
die Initiative ergriffen und zunächst für Tascher, 
uhren — da der Konsument eine Auswahlmögliehk® 
vor der Unzahl der Schweizer Marken verlangte = 
dann aber auch für Großuhren eine Handelsmä! 
geschaffen. Auf die Erfolge der Handelsmarke 
während des Krieges gegründeten Uhrmat e? 
genossenschaft „Alpina“ reagierte der „Zenft ke 


band der Deutschen Uhrmacher“ mit einer Ges® e 
|smaf 


gründung, die sich 1927 mit der Hande A 
o Mit- 


„ZentRa“ verselbständigte und heute fast 2500 " _ 
glieder zählt, während die Alpina ihren Mitglieder 
kreis aus Qualitätsgründen in engeren Grenzen h две 
(etwa 900 Mitglieder). Da die Alpina schon voF 
Neugründung des Industriekartells auf einen 
sicherten Abnehmerkreis rechnen konnte, 50 wur e 
sie zur Belieferung mit Großuhren zugelassen- e SI 
Bestreben der ZentRa nach einer entspreche® 4 
Stellung hat die Industrie bis heute ihren Widersta” 
entgegengesetzt, um die Entscheidung über Fr 
der Absatzpolitik stärker in der Hand zu behalten 
Da die Propagierung der Fabrikmarke zweckma T 
mit einer Festsetzung des Wiederverkaufspreise® We? 
bunden wird, ist die Frage „Handels- oder Я 
marke“ von großer Bedeutung. S 
Die Markenfrage in der Uhrenindustrie zeigt we 
lich, daß die Preispolitik für Markenartikel УО? d 
jeweiligen Machtstellung von Industrie und ré 
abhängig ist. Obwohl die wenigen Betriebe der Ф 
dustrie in einem festen Kartell zusammengeschlos® i 
sind, hat sich der locker organisierte Einzelhan / 
doch als durchaus ebenbürtiger Partner erw! 
Versuche, einen 10 %igen Rabatt für vertragstr® 
Einzelhändler durchzuführen, mußten wegen 
Widerstands der Spitzenorganisation der Uhrma® 8 
aufgegeben werden. Auch jetzt können die Best 
bungen zur Schaffung von Markenartikeln mit pa 
bundenen- Preisen nur im engen Einverstän = 
zwischen Industrie und Handel getroffen werden 
werden deshalb lediglich einige wenige Rek 
typen für besser qualifizierte Sorten zur Preisin 
rung zugelassen, während Stapelartikel von der 


serie” 


17. Oktober 1930 


pelung ausgeschlossen bleiben. Die Handelsspanne 
ür die regulierten Artikel wird nicht bekannt- 
&egeben, liegt aber nach allen Anzeichen nicht unter 

z lien 60- bis 80 %igen Marge. Warenhäuser 


a п — dies war ein Zugeständnis der Industrie 
lief den Fachhandel — nach wie vor von der Be- 
e 


T mit Markenprodukten ausgeschlossen, ob- 
z. B. eine Reihe von Weckern in mittlerer und 
SC det Preislage von den Fabriken in standardi- 
rten Typen mit Fabrikmarkenzeichen auf den 
arkt gebracht werden und sich durchaus zum Ver- 
eb durch Warenhäuser eignen. 
Tür den Konsumenten ergibt sich dieselbe Proble- 
matk, die mit allen Markenartikeln verbunden ist. 
er Markenartikel gibt mit der Preisdifferenzierung 
re Möglichkeit der Qualitätsunterscheidung; er 
ützt den Käufer durch das Prestige, das der Fabri- 
em seiner Marke einsetzt. Je schwieriger die 
je itätsunterschiede für den Laien erkennbar sind, 
гечер also das Konkurrenzprinzip beim Einzelhandel 
agt, um so wichtiger wird dieser Gesichtspunkt. 
au ererseits legt das Markenprodukt die Entschei- 
E über Preishöhe stärker in die Hand des An- 
eng als bisher. Da die Markenprodukte zum 
> en Teil Artikel mit relativ unelastischer Nach- 
KA sind, so liegt es für den Fabrikanten nahe, sich 
de em Handel zuungunsten des Konsumenten über 
‚en relativ hohen Preisstand zu einigen. Wie weit 
ger nach Schaffung von Fabrikmarken-Artikeln 
orje WE e und an optimalen Absatzmöglichkeiten 
lerte Preispolitik durchgeführt würde, muß 
le dahingestellt bleiben. Trotz der relativ 
Wird en Konzentration innerhalb der Uhrenindustrie 
a: паг in sehr beschränktem Майс eine einheit- 
н und planvolle Absatzpolitik getrieben, und in 
Bien Kreisen der deutschen Industrie besteht ein 
ee, mer begründetes Mißtrauen gegen das 
о Kanische“ System der Absatzsteigerung und 
~ enersparnis durch Preissenkung. 
gan? der günstigen Absatzentwicklung auf den 
‚ landsmärkten, der völligen Beherrschung des 
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technischem Gebiet ist die Rentabilität in der deut- 
schen Großuhrenindustrie unbefriedigend. Von seiten 
der Industrie wurde dem Enquete-Ausschuß die Ver- 
zinsung des Eigenkapitals mit höchstens 5—5 % an- 
gegeben. Der Ausschuß konnte diese Zahl selbstver- 
ständlich nicht auf ihre Exaktheit hin prüfen, aber 
auch er nimmt an, daß das privatwirtschaftliche Er- 
gebnis mit den gegebenen Absatzverhältnissen nicht 
im Einklang steht. Uns scheint, daß Schritte zur An- 
derung dieses Zustands, die auch vom volkswirtschaft- 
lichen Standpunkt aus befriedigen können, folgende 
Punkte betreffen sollten: Es müßten Fabrikmarken 
mit Preisbindung geschaffen werden, um den Absatz 
zu steigern und damit eine weitere Produktionsver- 
billigung zu ermöglichen. Voraussetzung dafür wäre, 
daß die Handelsspanne nicht auf dem gegenwärtig 
überhöhten Stand gehalten wird. Der Uhrenhandel als 
ganzes braucht unter dieser Regelung nicht zu leiden, 
wenn es sich auch nicht vermeiden läßt, daß gewisse 
Kleinbetriebe des Einzelhandels nicht in derbisherigen 
Weise bestehen könnten. Der Industrie eröffnet sich 
zugleich die Möglichkeit einer systematischen Preis- 
senkungspolitik; zu ihrer Durchführung muß sie 
allerdings unter Umständen bereit sein, die Rücksicht 
auf leistungsschwache Betriebe hintanzustellen, also 
gegebenenfalls das Kartell zu sprengen. Die Initia- 
tive zu diesem Vorgehen hat bei den drei Großfirmen 
zu liegen. Sie würden bei kapitalmäßfiiger Vereinigung 
eine Stellung auf dem Uhrenmarkt einnehmen, die 
ihnen eine durchgreifende und eindeutige. Absatz- 
politik ermöglicht. Außerdem können sie durch Zu- 
sammenlegung und Spezialisierung der Betriebe und 
durch Vereinheitlichung der Sortimente bedeutende 
Ersparnisse erzielen. Der Gefahr, die für den Kon- 
sumenten durch Konzentrierung der Verantwortung 
in eine Hand gegeben wird, wäre durch eine syste- 
matische staatliche Preisüberwachung zu begegnen. 
Ohne die Erfüllung dieser letzten Forderung müssen 
den radikalen Fusionsvorschlägen des Enqu£te-Aus- 
schusses — wie der ähnlich gelagerte Fall des Lino- 
leumtrusts zeigt — starke Bedenken entgegengebracht 
werden. 


Erhöhung des Diskonts 
von 4 auf 5%, die sie am 
eine 9. Oktober vornahm, als 
lich ° orsorgliche“ Maßnahme bezeichnet. Tatsäch- 
daß ef ёз angesichts der politischen Lage hohe Zeit, 
. Sich die Reichsbank zur Abwehr entschloß, denn 
eichstagswahl war sie bei gleichzeitiger er- 
redit Steigerung der von ihr zu befriedigenden 
Umfa ansprüche zu Devisen- und Goldabgaben im 
Diskon von etwa 700 Mill. RM genötigt worden. Die 
olg e erböhung blieb zunächst ohne sichtbaren Er- 
auf So die Reichsbank ist wohl in der Woche, die 
Eabe Diskonterhöhung folgte, nochmals zur Ab- 
und m schätzungsweise 150 Mill. RM in Gold 
visen gezwungen gewesen. Die Beruhigung, 


У, 
sitere Diskonterhöhung? 


die dann am 14. und 15. Oktober auf dem Devisen- 
markt eintrat, ist weniger auf die Wirkungen der 
Kreditverteuerung zurückzuführen — obwohl auch 
diese immerhin einige Devisenguthaben zur Auf- 
lösung gebracht haben dürfte —, als durch die ver- 
änderte Beurteilung der politischen Lage zu erklären, 
Wie die Dinge liegen, besteht indes wenig Aussicht, 
daß diese Beruhigung von Dauer sein wird. Die 
Reichsbank muß sich also, obwohl zur Zeit kein 
Anlaß zum Eingreifen vorliegt, dauernd mit der 
Frage beschäftigen, wie sie sich verhält, wenn weitere 
Devisenabziehungen vorgenommen werden: Ein 
Störungsfaktor ist zwar im wesentlichen beseitigt: 
die kurzfristigen französischen Ausleihungen, die 
meistens auf die Dauer eines Monats liefen, sind in 
den vier Wochen nach der Wahl zum größten Teil 
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schon -abgezogen worden; neue Anforderungen von 
dieser Seite sind also nicht mehr in nennenswertem 
Umfange zu befürchten, solange die französischen 
Rembourskredite den Banken und ihrer Kundschaft 
erhalten bleiben und solange die übrigen Länder in 
bezug auf Rembourskredite wie bisher die Ruhe be- 
wahren und auch hinsichtlich der Ausleihungen nicht 
unruhiger werden. Allerdings bleibt dann immer 
noch die Nachfrage für Zwecke der Kapitalflucht, die 
sich allen Aufklärungs- und Beruhigungsversuchen 
zum Trotz, die von den Banken unternommen wer- 
den, bei den geringsten politischen Störungen fort- 
setzt. Die Aussicht, daß die Banken gegenüber diesen 
Anforderungen auf ihre Auslandsguthaben zurück- 
greifen, ist gering. Die Unterhaltung dieser Gut- 
haben, soweit sie überhaupt greifbar sind, ist teil- 
weise auch erforderlich, um das Vertrauen des Aus- 
lands nicht erneut zu gefährden. Da die Banken auch 
ihre Ausleihungen in Deutschland nicht unbeschränkt 
verkleinern können — in gewissem Umfang. geht 
eine _Debitorenreduktion schon jetzt vor sich —, wer- 
dei me ta Tane künftiger Absiehengen"töilerhm 
noch den Versuch machen, sich durch Wechsel- 
einreichungen bei der Reichsbank Mittel zu be- 
schaffen. Die Reichsbank steht also vor der Frage, 
wie sie sich im Falle neuer Vertrauenserschütte- 
rungen am zweckmäßigsten gegen derartige Inan- 
spruchnahmen sichern kann. Der Vizepräsident der 
Reichsbank, F. Dreyse, hat vor einiger Zeit in einem 
Aufsatz in der „Bankwissenschaft“ (Nr. 107) die 
nachteiligen Wirkungen der Kreditrationierung, die 
von der Reichsbank im Jahre 1924 und im Jahre 1929 
angewendet würde und deren Wiederholung auch 
jetzt naheliegt, betont. Die Ausschaltung der Reichs- 
bank als letzten Rückhalt für die Banken, d. h. die 
vorübergehende. Beseitigung des Einreservesystems 
bedeutet, so führte Dreyse aus, einen so starken, mit 
schweren Beunruhigungen verbundenen Eingriff in 
das Kreditsystem, daß man — wenn irgend mög- 
lich — darauf verzichten sollte. Demgemäß scheint 
die Reichsbank auf dem Standpunkt zu stehen, daß 
sie versuchen muß, mit normalen Mitteln der Noten- 
bankpolitik auszukommen, und es ist deshalb an- 
zunehmen, daß im Falle neuer stärkerer Bean- 
spruchungen die Reichsbank nicht davor zurück- 
schrecken wird, den Diskont weiter zu erhöhen und 
die Kreditansprüche durch Verteuerung zu drosseln. 
Natürlich würde auch dieser Eingriff für die Wirt- 
schaft nachteilige Folgen haben; sie würden aber 
wohl weniger einschneidend sein als die Wirkungen 
einer Kreditrestriktion. Ob die Reichsbank nicht 
doch zu dieser drastischen Maßnahme wird schreiten 
müssen, hängt im wesentlichen von der politischen 
Entwicklung ab. 


Der August-Ausmeis über 
die Reichseinnahmen und 
-ausgaben (vgl. Nr. 41, 
5. 1950) zeigt ebenso wie 
seine Vorgänger die rasch fortschreitende Anspan- 
nung der Finanzen des Reichs. Trotz der großen 
einmaligen Einnahmen dieses Monats ergab sich im 
ordentlichen Haushalt ein Ausgabenüberschuß von 
17,3 Mill. RM. Der Grund hierfür liegt keineswegs 
ausschließlich in dem Anstieg der Ausgaben für die 
Arbeitslosenfürsorge. Eine Prüfung der einzelnen 
Positionen zeigt vielmehr, daß die Ausgabenwirt- 


Die Lage der 
Reichsfinanzen 
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schaft des Reichs den strengen Maßstäben der 
Sparsamkeit nicht gerecht wird, die der Reichs- 
finanzminister mit großer Beredsamkeit anzukündi- 
gen pliegt. Es ist zwar gelungen, die Ausgaben 4er 
Ressorts in gewissem Umfang zu drosseln; aber vot 
entscheidender Bedeutung sind die erzielten Erspat- 
nisse bisher nicht; nur im Etat des Reichsarbeits 
ministeriums haben sie einen nennenswerten Umfang 
erreicht. Offenbar ist sogar die Aufstellung eines 
endgültigen Haushaltsplans, in dem die durch die 
Notverordnung vom Juli festgesetzten Prost 
von 134 Mill. RM berücksichtigt sind, noch nicht 
möglich gewesen; denn die Sollspalte der Monats- 
verölfentlichung des Reichsfinanzministeriums ent- 
hält noch immer keine Zahlen; ihre Ausfüllung 
scheint bis zur Feststellung des endgültigen Etats 
aufgeschoben zu sein. Die schwebende Schuld hat 
sich im August weiter erhöht; sie war am 31. Augus 
um fast 170 Mill. RM höher als zur gleichen Zeit des 
Vorjahrs: 


31. August 1929 31. August 19% 
Schatzanweisungen . . . 380 753 
Reichswechsel . . . . zap 394 
Darlehen `... ee 327 3 
Insgesamt 1063 1230 


inzwischen hat sich die Kassenlage des Reichs da- 
durch verschlechtert, daß die Placierung von Schaz 
wechseln unmöglich geworden ist. Infolgedessen w e 
der Überbrückungskredit keineswegs, wie man Dt 
vielfach in der Öffentlichkeit annimmt, nur dazu 
nötigt, das gegen Ende des Etatsjahrs zu erwartende 
Defizit zu überbrücken; er wird vielmehr in erstef 
Linie zur Überbrückung des Kassendefizits deng: 
das ohne diese Hilfe wohl schon im nächste” 
Monat zu ernsten Schwierigkeiten führen würde. 
ist uns unbegreiflich, daß bei dieser Sachlage 
Reichsregierung nicht schleunigst für Einnahme” 
steigerung sorgt, sondern sich mit der Überbrückun& 
begnügt und die Finanzsanierung um fast ein ha 
Jahr vertagt. Obendrein werden die vorgesehene” 
Einnahmenerhöhungen und Ausgabenvermindsrunge? 
ihres Programms voraussichtlich nicht ausreiche® 
um ein echtes Gleichgewicht des Haushalts zu 67 
zielen. Die Defizitschätzung des Reichsfinanzministet? 
ist innerhalb weniger Wochen von 300 Mill. RM au 
annähernd 900 Mill. RM gestiegen; auch die Versicho 
rung Dietrichs, im laufenden Kalenderjahr seien !! / 
das Reich Kassenschwierigkeiten (ohne Überbrüf 
kungskredit) nicht zu erwarten, muß heute КОР 
schütteln erregen. 


die 


Die Verhandlungen, шв 
einen Auslandskredit f 

das Reich sind zum \ n 
= sschluß? gelangt. Zwische? 
dem Reich und einem internationalen Вапкепкопе 
tium unter Führung von Lee, Higginson & Co. ist Gg 
Vertrag zustande gekommen, der im Falle der A 

nahme des Gesetzes über den Schuldentilgungsfon E 
die Auszahlung von 125 Millionen Dollar vorsie™* 
Ob das Geschäft tatsächlich zustande kommt Ké: 
ob dieser Auslandskredit die Reichskasse und zuglet g 
den Devisenbestand der Reichsbank wirklich wen 
auffüllen wird, hängt also von der politischen Ent 
wicklung ab. Die Bedingungen sind in dem Ver 
bereits festgesetzt. Der Nominalzins beträgt Ai "7 


Abschluß 
des Überbrückungskredits 
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lich e "isionen 1% %. Da aber die Zinsen halbjähr- 
ëm Doraus zu zahlen sind, beträgt die Effektiv- 
Wë A ng des Reiches nicht nur, wie man angenom- 
ch 6%, sondern 6,5 %. Merkwürdigerweise 
ges Ka Kredit zunächst nur auf ein halbes Jahr ge- 
% үзө und das Reich das Recht haben, ihn 
sich Ri auf ein halbes Jahr zu prolongieren, so daß 
gibt Bee eine Kreditdauer von zwei Jahren er- 
ach ei arum man diese Form gewählt und nicht ein- 
für к еп zweijährigen Kredit mit Rückzahlbarkeit 
Er, Lë Schuldner in Abständen von einem halben 
Mac (омса hat, ist nicht ganz klar zu erkennen. 
йс erweise hängt es mit dem Verlangen nach 
En erendozakiungg der Zinsen zusammen. Im 
воме; Augenblick haben die französischen und 
: 2 rischen Teilnehmer des internationalen Kon- 
ist Se ihre Mitwirkung versagt, und auch England 
L H r indirekt durch Lee, Higginson & Co. und die 
enry Schroeder Banking Corp., New York — im- 
der Beziehungen dieser Häuser zu englischen 
сё — vertreten. Einzelne Londoner Banken 
a allerdings noch eine geringe Unterbeteiligung 
Eine теп. Aber auf England entfällt jedenfalls nur 
lisc ца Quote von wenigen Prozent. Die eng- 
grun déi Banken haben die Beteiligung nicht aus 
Dur dir chen Erwägungen abgelehnt; sie hielten 
ur е Bedingungen des Kredits angesichts der all- 
ser SH Lage und der umfangreichen sonstigen 
оов in Deutschland nicht für ausreichend — 
Л еп davon, daß zahlreiche Banken ihr Geld 
ange Рудог in ebenfalls zweijährigen Tresury Bonds 
ihren ат hatten. Die schweizerischen Banken haben 
eg SEN aus dem Konsortium vor allem damit 
Rheine e daß die Tarifpolitik der Reichsbahn ihre 
verlangt iffahrt schädige. Sie haben eine Revision 
itw; a und als die Reichsbahn das ablehnte, ihre 
sich ү ung an dem Kredit versagt. Frankreich ließ 
Se Së ganz anderen Motiven leiten; es verlangte 
gan adsätzlicher Geneigtheit bestimmte Zusiche- 
stel] д über den Bestand der jetzigen Regierung und 
Eine Sich dabei auf den Standpunkt, es könne nicht 
Чай ы redit gewähren, solange die Gefahr bestünde, 
stehend. Regierung ans Ruder komme, welche die be- 
konn te en Verträge nicht anerkenne. Diese Garantien 
und so Re den Franzosen natürlich nicht geben, 
jetzt a КАР sich das ausländische Konsortium 
{ uf die amerikanischen Institute, denen sich 
und une kanadische Bank zugesellte, auf Holland 
ältnis weden. Das deutsche Konsortium, das ver- 
enen y klein ist, mußte sich nach dem entstan- 
Westen? Ger stärker beteiligen. Es hat nicht — wie 
ei ich geplant — 12%, sondern 18% Mill. $ 

so Inahe 15% des Gesamtkredi ў À 
Sweise de Großbank ein Anteil 
Ет oder 5 Mill. КМ епі, Diese Last 
nicht an ürlich angesichts" der jetzigen Beengung 
anweisu сеа empfunden, selbst wenn die Schatz- 
Selasyen gen zum Lombard bei der Reichsbank zu- 
der Ver ое: Gleichwohl konnten sich die Banken 
Dich ge ichtung, sich an dem Kredit zu beteiligen, 
Kredi Si ziehen. Auch nach Zustandekommen des 
Seinen ei es dem Reich nicht leicht werden. 
е assenbedarf zu befriedigen, denn sowohl 
der Ee е einjähriger Schatzanweisungen wie 
angesicht reimonatigen Reichsschatzwechseln stößt 
Und der È e angespannten Kreditlage des Reichs 
Neuerdin E itischen Beunruhigung des Kreditmarkts 

55 auf immer größere Schwierigkeiten. 
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= Die Reichsknappschaft 

Р wird von der allgemeinen 

Knappschaftskrise Wirtschaftskrise beson- 

= ders. schwer betroffen. 


Durch die Lex Brüning von 1929 war der Knapp- 
schaftsversicherung aus dem Lohnsteueraufkommen, 
soweit es 1,3 Milliarden überstieg, eine Reichszuwen- 
dung bis zur Höhe von 75 Mill. RM zugebilligt wor- 
den. Infolge des Rückgangs der Steuereinnahmen 
und der Erhöhung des dem Reich vorbehaltenen 
Lohnsteueraufkommens auf 1377 Mill. RM (einschliel- 
lich Ledigensteuer) besteht für die Knappschatt 
kaum Aussicht, mehr als 10,5 Mill. RM aus dieser 
Quelle zu erhalten. Gleichzeitig sind die eigenen 
Beitragseinnahmen infolge der großen Arbeitslosig- 
keit im Bergbau namhaft zurückgegangen. Auch 
dürften die Krise des Kohlenbergbaus und die Ent- 
lassungen zu verstärkten Ansprüchen an die Knapp- 
schaft führen. Der Reichsarbeitsminister hat deshalb 
der Knappschaft mitgeteilt, daß Einsparungen bei 
den Leistungen und Verwaltungskosten notwendig 
sind: gleichzeitig protestierte er dagegen, daß ein- 
zelne Knappschaften die Krankenscheingebühr von 
50 Rpf nicht bei der Lösung des Scheins einziehen, 
sondern vom Arbeitgeber zusammen mit den Knapp- 
schaftsbeiträgen einbehalten lassen. Welche Aus- 
wirkungen dieser Erlaß des Reichsarbeitsministers 
haben wird, steht noch nicht fest. Von Arbeitgeber- 
seite wird eine weitgehende Zurückschraubung der 
Leistungen befürwortet. Zweifellos ist die Lage der 
Knappschaft zum Teil dadurch bedingt, daß in dem 
Knappschaftsgesetz von 1926 die Versicherungsleistun- 
gen überspannt wurden, weil die Arbeitnehmer 
damals die Gunst aller Parteien genossen. Anderer- 
seits ist aber der durch die Inflation verursachte Ver- 
mögensschwund bei der Invaliditäts- und Alters- 
versicherung bisher noch nicht ausreichend kom- 
pensiert worden. Die so entstehenden Schwierig- 
keiten wurden bei der Knappschaft besonders akut, 
weil der seit Jahren fortschreitende Intensivierungs- 
prozeß der bergmännischen Arbeit zu einem Rück- 
gang der Beschäftigtenzahl (auch abgesehen von der 
gegenwärtigen Krisenlage) und zu einer relativ 
rasch zunehmenden Verschlechterung des Ver- 
hältnisses von Beitragspflichtigen und Leistungs- 
empfängern führte. Obendrein erhöhen sich das 
Durchschnittsalter der von der Krankenversicherung 
erfaßten Arbeitnehmer und damit die Krankheits- 
häufigkeit und -dauer. Angesichts dieser Sachlage 
glauben wir nicht, daß es auf die Dauer möglich 
sein wird, durch erträgliche Sparmaßnahmen, die 
die Empfänger von Knappschaftsleistungen nicht 
weitgehend auf den Bezug kommunaler Fürsorge- 
leistungen anweisen, den Haushalt der Knapp- 
schaft ins Gleichgewicht zu bringen. Vielmehr 
wird man eine Beitragserhöhung oder einen dauern- 
den Reichszuschuß einführen müssen. Der bei einer 
Stilllegung des Mansfelder Kupferbergbaus zu er- 
wartende völlige Verfall der Mansfelder Knappschaft 
wird jedenfalls einen Zuschuß erforderlich machen. 
Die Sparsamkeitswünsche des Arbeitsministers, 
denen anscheinend kein klares Programm zugrunde 
liegt, stellen kaum ein zureichendes Mittel zur Lösung 
der Knappschaftsprobleme dar. Es dürfte au der Zeit 
sein, einen Sanierungsplan auszuarbeiten und in dessen 
Rahmen strikte Richtlinien für die Handhabung der 
knappschaftlichen Selbstverwaltung aufzustellen. 
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„Das Schlichlungsmesen 
hat sich durch die Hand- 
habung der letzten Jahre 
m geradezu zu einem Auto- 
maten entwickelt, in den die Gewerkschaften bei 
Tarifablauf eine Lohnforderung einwerfen und nach 
zweimaligem Drehen der Kurbel (Schiedsspruch und 
Verbindlicherklärung) die Hälfte ihrer Lohnforde- 
rung herausbekommen.“ In den zwei Jahren, die seit 
der Veröffentlichung dieser Zuschrift an das MdW 
verflossen sind (vgl. 4. Jahrg. 1928, Nr. 46, S. 1776), 
haben sich die Verhältnisse gründlich geändert. Der 
Schiedsspruch im Berliner Metallarbeiterkonflikt hat 
weder die Forderungen der Unternehmer nach einem 
Lohnabbau um 15%, noch weniger die der Arbeit- 
nehmer nach einer Verkürzung der Arbeitszeit mit 
partiellem Lohnausgleich erfüllt; er bestimmt viel- 
mehr, daß die Löhne der Arbeiter über 18 Jahre um 
8%, die der jüngeren um 6% gesenkt werden. Die 
Arbeiter sind daraufhin am Mittwoch in den Streik 
getreten; die Arbeitgeber haben hingegen den Spruch 
angenommen und seine Verbindlicherklärung bean- 
tragt. Die Bedeutung des Konflikts liegt nicht nur in der 
großen Zahl der beteiligten Arbeitnehmer und in dem 
Umfang der betroffenen Industriezweige, sondern vor 
allem auf allgemeinem lohnpolitischen Gebiet. Der 
Schiedsspruch von Oeynhausen, der zum erstenmal 
seit vielen Jahren für eine bedeutende Industrie einen 
Lohnabbau gebracht hatte, war noch mit einer Preis- 
senkung unmittelbar verbunden worden. Bei dem 
Berliner Streit stand es. von vornherein fest, daß 
wegen des uneinheitlichen Charakters der Industrien 
und wegen der großen Zahl ihrer Fabrikate weder 
von einer bindenden Preissenkung, noch von der 
Überwachung einer solchen Maßnahme die Rede sein 
konnte. Die Unternehmer haben zwar eine Herab- 
setzung der Listenpreise für eine ganze Reihe von 
Elektroartikeln angekündigt, falls der Schiedsspruch 
durchgeführt würde; aber die Öffentlichkeit besitzt 
keinerlei Einblick, wie weit diese Senkungen der 
Lohnminderung entsprechen. Es handelt sich also 
in Berlin um die Frage, ob eine Lohnherabsetzung 
erfolgen soll, ohne дав eine Senkung der Preise (ge- 
schweige denn eine Verbilligung der Lebenshaltung) 
unmittelbar mit ihr verbunden wird. Als Präzedenz- 
fall für Lohnbewegungen in anderen Industrien und 
in anderen Bezirken wird der Berliner Metallkonflikt 
vun beiden Parteien angesehen; der Kampf geht 
nicht nur um die gegenwärtigen Arbeitsverhältnisse in 
Berliner Metallbetrieben, sondern auch um das künf- 
tige Lohnniveau in Deutschland. Nur dieser Umstand 
kann die Begründung rechtfertigen, die der Schlichter 
seinem Spruch anfügte: Es sind allgemeine Sätze 
über Lohnsenkungen, die erforderlich seien, um die 
Gestehungskosten der Wirtschaft zu senken und der 
Arbeitslosigkeit zu steuern, über die Zweckmäßig- 
keit, Löhne, die in Zeiten eines guten Geschäftsgangs 
festgesetzt wurden, zu kürzen, damit nicht durch 
Festhalten an dem bisherigen Lohnniveau die Krise 
verschärft werde usw.; auf die Verhältnisse des 
speziellen Falls bezieht sich nicht ein Wort. Der all- 
gemeine lohnpolitische Charakter der Entscheidung 
wird also nicht verdeckt. Die Arbeitslosigkeit ist ein 
brennendes Problem, und die Radikalisierung der 
Arbeiterschaft schreitet fort. Politische Beruhigung 
ist das wichtigere Ziel, demgegenüber die rationelle 
Ordnung der Arbeitsverhältnisse zurücktreten mußte. 
Über diese Lage waren sich nicht nur die Unter- 
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nehmer, sondern auch die Gewerkschaften klar. Ihr 
Gegenvorschlag sah deshalb bereits eine Sa 
Lohnkürzung vor: Sie forderten den Übergang Er 
40 Stunden-Woche, damit neue Arbeiter mit 7 
der dadurch frei werdenden Lohnbeträge eingeste® е 
werden können; außerdem sollten die durch уой 
einstellung gesparten Unterstützungsbeträge und еш 
gewisse Erhöhung des Stundenlohns als Teilausgle'® 
jenes Lohnausfalls dienen, der dem einzelnen Arbeit 
bei dem Übergang zur kürzeren Arbeitszeit entsteh@® 
muß. Die Unternehmer aber rechneten sich aus, d r 
ihr Lohnkonto auf diese Weise statt der етой 
Entlastung eine neue Anspannung erfahren wU 
Außerdem erblickten sie in dem Vorgehen der е 
werkschaften den Versuch, die 48 Stunden-Woe 4 
die Errungenschaft der Revolution, zu einer 40 Stur 
den-Woche zu vervollkommnen. Der Schlichter Ge 
den Vorschlag der Gewerkschaften nicht aufgeno® 
men, schon im Hinblick auf die Unkündbarkeit 
Manteltarifs, der die zur Zeit geltenden Bestimmt 
gen über die Arbeitszeit enthält. Er hat lediglich í 4 
Unternehmer aufgefordert, dıe Frage einer Arr e 
zeitverkürzung in ihren Betrieben zu prüfen. p 
kommt hinzu, daß gerade wegen der allgemein"; 
Bedeutung, die von beiden Seiten dem Konflikt Р 
gelegt wird, die von den Gewerkschaften anger® 
Heranziehung der durch Neueinstellungen gespäf! 
Unterstützungsbeträge zu Lohnzahlungen grun pe? 
liche Bedenken erwecken muß. Ein solches Verfahr® 
mag in einzelnen Sonderfällen durchführbar sein ei 
Harburg wird z. В. mit den Ölmühlen über den Kee 
gang von der 5mal 8 auf die 4mal 6 Stunden-Sch! 
unter Einsatz kommunaler Mittel, die durch SO ua 
Wohlfahrtsunterstützungen frei werden, verhand® й 
Aber als Programmpunkt einer Politik wäre dies ve ; 
fahren unmöglich. Dennoch möchten wir wünse w 
daß die Frage der Arbeitszeitverkürzung, der SI 
nannten „Arbeitstreckung“, in der Berliner Meta t 
industrie ernsthaft untersucht würde. Die Verbë 
nisse sind in dieser Branche, die von der kleinst 
Büronadelfabrik bis zum großen Siemenswerk df. 
Unzahl verschiedenartiger Betriebe umfaßt, und, he 
der selbst innerhalb der Großwerke beträchtli@ 
Unterschiede bestehen, so vielfältig, daß zweil® А 
ап einigen Stellen eine Verkürzung der Arbeits" 
zur Neueinstellung von Arbeitern zu einer geret rig- 
ren und wirtschaftlicheren Verteilung der Arbe, 
losigkeit führen könnte. Überhaupt muß einmal |. 
Frage aufgeworfen werden, welchen Wert ein vie 
heilstarif für eine derart uneinheitliche Industrie Ae 
die Berliner Metallindustrie hat. Sinnvoll sin 
einheitlichen Tarife in jenen Gewerben, deren CG 
zeugnisse unmittelbar miteinander Ккопкагтіеге g 
denn sie verhindern Preisunterbietungen auf GR 
niedriger Lohnsätze. Die Einheitlichkeit des Taxe 
der Berliner Metallindustrie beruht aber weniger ® D 
rationalen Erwägungen als auf der geschichtlichen ER t 
wicklung der Gewerkschaftsorganisation. Es bes >} 
kein Grund, an ihm auch heute noch festzuhalt® 


e 


== Мар ist es gewohnt, e: 

Ein neues Landbund- sich die landwirtsch@" 
Programm: Handelskrieg lichen Organisationen, 

ihrenagrarpolitischenf e 
derungen gegenseitig überbieten und daß heute АР 

langt wird, was gestern noch von den Interessen aa 
selbst für unmöglich gehalten wurde. So stellt de 
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auch das neue Agrarprogramm des Reichslandbunds 
бе ш jemals aufgestellten ‚Forderungen in den 
Zwischen Reichsernährungsminister Schiele ist in- 
x en aus dem Landbund-Präsidium ausgeschie- 
Preund wurde ihm das Treiben seiner bisherigen 
Ку © zu arg? —, und Graf Kalckreuth wird als 
Е. achfolger genannt. Dieser Personenwechsel ist 
"a К kennzeichnend für die neuere Entwicklung 
; Ser Der Name des Grafen Kalckreuth 
verkat em Zusammenbruch des Landbund-Konzerus 
Yon РИ, Чег bekanntlich unter Millionenverlusten 
Zweifell Preußenkasse liquidiert wird. Er kann das 
mi elhafte Verdienst für sich in Anspruch nehmen, 
Seinem I verlustreichen Getreidegeschäften, die zu 
FR inanziellen Fiasko führten, in Vorausahnung 
er Dinge bereits eine Roggenstützung en 
аге durchgeführt zu haben. Seitdem ihn dieser 
Eiche Mißerfolg seiner Präsidentenstellung im 
де атаа verlustig gehen ließ, hat er sich zum 
kësst ührer extremer Forderungen gemacht, die er 
uch auch in Form eines agrarpolitischen Not- 

d a A veröffentlichte. In Wirklichkeit scheint 
Ch dabei um eine Indiskretion aus den Vorarbei- 


en і 
Барав Reichslandbunds für dessen später veröffent- 
Рр 8 großes neues Programm zu handeln. Dieses 


абат verficht bedenkenlos die These, daß sich 


enen  Kswirtschaftlichen Interessen den Sonderin- 
sen der landwirtschaftlichen Gruppen unterord- 
systap assen. An die Stelle des Meistbegünstigu ngs- 
CC ms „soll nach dem Wunsche des Landbunds 
ч “чүл ein Kontingentsystem mit Ein- und 
and... erboten treten. Alle Zollbindungen für 
701] irtschaftliche Produkte seien zu lösen — also 
ein eg nach allen Himmelsrichtungen. Weiter wird 
карр „chmigungszwang für die Einfuhr landwirt- 
аы, ter. Erzeugnisse gefordert, zumindest die 
ein Ne rift einer Herkunftsbezeichnung. Ferner wird 
ш tariff für sämtliche landwirtschaftlichen 
hal te verlangt, schließlich ein Verbot der Feil- 
ni ‚ung ausländischer landwirtschaftlicher Erzeug- 
Das bes Einrichtungen, die mittelbar oder unmittel- 
Жеңил irgendwelchen öffentlichen Stellen in Be- 
auf 45 stehen. Der Mitropa soll also 2. В. der Ver- 
Kredite Apfelsinen und Bananen verboten werden. 
bindu Institute, die mit der öffentlichen Hand in Ver- 
Ны” stehen, sollen an Importeure von entbehr- 
mehr ausländischen Agrarerzeugnissen keine Kredite 
wi Tewähren. Der Maßstab der „Entbehrlichkeit“ 
Geh erder nicht mitgeteilt. Voller Naivität wird 
nach zollkriegslustigen Forderungen das Verlangen 
воће, iederherstellung und Ergänzung des Einfuhr- 
Zuschen 08 angefügt, als ob die übrige Welt ruhig 
Wirtsch чөк ы wie Deutschland die Einfuhr land- 
g sichzeiti icher Produkte einschneidend hemmt, und 
ping- Au, Gei freudig seine landwirtschaftliche Dum- 
Progra stuhr aufnehmen würde. Die Naivität dieses 
mms steigert sich hier bis zur Lächerlichkeit. 


mn RT RUE Die weiteren Vorschläge 
dree agrarische des Landbund-Programms 
gswirtschaft zeigen, in welchem Maße 

Schaft q: sich die Zwangswirt- 
den die Herzen des Landbunds erobert hat. Für 
lands. ahlungszwang wird ein Satz von 100 % In- 
theoretig gefordert. Diese Forderung ist aber nur 
ZWangswej. denn dem Inlandsweizenmehl sollen 
Werden Ne Roggen- und Kartoffelmehl beigemischt 
© Nach diesem Vorbild soll ein Vermwendungs- 


zwang für inländische Gerste und Malz, Hopfen, tie- 
rische Fette, Flachs und Wolle eingeführt werden. Ob 
damit ein Verbot der Einfuhr ausländischer Gewebe 
verbunden sein soll, damit nicht etwa Tuch und 
Leinen ohne „Beimischung“ verwendet werde, hat der 
Landbund bisher noch nicht geoffenbart. Das Mais- 
monopol soll auf Reis ausgedehnt werden. Der einzige 
ersichtliche Grund ist der, daß Reisstärke für feine 
Wäsche als unentbehrlich gilt. Das Reismonopol soll 
also wohl helfen, die Reisstärke durch Kartoffelstärke 
zu ersetzen. Möglich ist freilich auch, daß der Land- 
bund findet, die deutsche Ernährung werde durch den 
Reis zu mannigfaltig gestaltet. Sicherlich weicht sie 
noch zu sehr von dem Roggen-Kartoffel-Ideal des 
Landbunds ab. Die Maispreise des Maismonopols, die 
erst 250% des Weltmarktpreises für Mais betragen, 
sollen weiter erhöht werden. Schließlich wird ein 
Monopol für Südfrüchte vorgeschlagen. Es steht ja 
auch unzweifelhaft fest, daß Kartoffeln gesünder sind 
als Bananen. Natürlich will der Landbund den Spiri- 
tus-Beimischungszwang verschärfen. Das Brannt- 
weinersatz-Steuergesetz soll in der Weise ausgebaut 
werden, daß alle südeuropäischen Weine von der 
Ersatzsteuer betroffen werden. Auch die Zwangskar- 
tellierung der Zucker- und Kartoffelindustrie ist vor- 
gesehen. Soweit öffentlich-rechtliche Geldinstitute 
der Landwirtschaft Kredit gewähren, sollen nicht nur 
diese Kredite „bis mindestens zum 31. Dezember 1931“ 
prolongiert, sondern auch die fälligen Zinsen ge- 
stundet werden. Die Zinssätze sind mit behördlichem 
Druck zu senken. „Alle Notstandskredite aus den 
Jahren 1926 und 1927 sind niederzuschlagen.“ Die 
Zinsbedingungen der Reichsversicherungsanstalt für 
Angestellte sind „tragbar“ zu gestalten. Die Frachten 
und Düngemittelpreise sind zu senken. Den Arbeits- 
losen sind statt baren Geldes Gutscheine für Roggen- 
brot, Kartoffeln, Fett, Milch und Molkereiprodukte zu 
gewähren. Es würde zu weit führen, die Aufzählung 
der neuen Forderungen des Landbunds fortzuführen. 
In ihrer Sinnlosigkeit und Überspannung richten sie 
sich selbst. 


Es wird immer deutlicher, 
daß die Roggenstützungs- 
aktion unter den verfehl- 
= ten Maßnahmen des 
Reichsernährungsministers Schiele keineswegs allein 
dasteht. Schon die Stützung auf dem Käsemarkt im 
Sommer war ein bedauerliches Zeichen wirtschaft- 
licher Unkenntnis; die Kartoffelflocken-Stützung 
mußte noch größeres Bedenken wachrufen (vgl. 
Nr. 39, S. 1807); ihre Wirkungslosigkeit auf dem Kar- 
toffelmarkt ist bereits erwiesen. Der an dieser Stelle 
erhobene Vorwurf, daß sie nicht zuletzt auch den be- 
teiligten Kartoffelflocken-Fabriken unangemessene 
Gewinne bringe, wird jetzt durch еше von agra- 
rischer Seite herrührende Stellungnahme vollauf be- 
stätigt. In der „Kölnischen Volkszeitung“ (Nr. 516 
vom 9. Oktober) schreibt der Vorsitzende des Grenz- 
märkischen Bauernvereins im Rahmen eines Artikels, 
dessen allgemeine Tendenz von der unseren völlig ab- 
weicht, über diese „Aktion“: 

„Die Kartoffelllocken-Stützungsaktion ist eine ver- 
kehrte Maßnahme zur Hebung der Kartoffelpreise. 
Wenige Großbetriebe, die eine eigene Flockenanlage 
haben, verwerten ihre gesamte Kartoffelernte zu einem 
guten Preise. Über 95% der Landwirte, darunter sämt- 
liche bäuerlichen Besitzer, gehen bei der Stützungsaktion 
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leer aus. Die geringen Mengen Kartoffeln, die die paar 
großen Stärkefabriken für die Stützung aufnehmen, 
fallen gar nicht ins Gewicht, abgesehen davon, daß bei 
der Anmeldung für diese Lieferung auch Schiebungen 
vorgekommen sind, indem einzelne Betriebe ein Viel- 
faches von dem angemeldet haben, was sie zu liefern in 
der Lage sind.“ (Die in Kursiv-Druck wiedergegebenen 

Stellen waren bereits in der „Kölnischen Volkszeitung“ 

gesperrt gedruckt.) 

Der Verfasser erhebt also gegen das Reichsernäh- 
rungsminisierium zwei schwere Vorwürfe, Fr be- 
hauptet erstens, daß die Aktion statt der Sanierung 
des Kartoffelmarkts die Sanierung einzelner bevor- 
zugter Großbetriebe erreicht habe; er behauptet 
zweitens, daß sich das Ministerium in einer Weise 
habe betrügen lassen, die angesichts der zahlreichen 
statistischen Erhebungen über die Kartoffeltrock- 
nungsanlagen, von denen wohl jeder Betrieb erfaßt 
worden ist, hätten vermieden werden können. Der- 
artigen Vorwürfen pflegt man in Deutschland leider 
mit Schweigen zu begegnen. Wir glauben, es ist an 
der Zeit, mit diesem Schweigen zu brechen. Nachdem 
diese Vorwürfe erhoben worden sind, muß das Mini- 
sterium der Öffentlichkeit mitteilen, auf welche Fa- 
briken das Kontingent von 3 Mill. Zentnern, auf das 
die Kartoffelflocken-Stützung vorläufig beschränkt 
wurde, verteilt worden ist; gleichzeitig sollte eine un- 
abhängige Stelle damit beauftragt werden, die Ka- 
pazität dieser Fabriken festzustellen. Während es 
wohl stets unbekannt bleiben wird, welche Firmen 
aus dem katastrophalen Zusammenbruch der Roggen- 
stützung Nutzen gezogen haben, wird sich bei der 
Kartoffelflockenaktion leicht feststellen lassen, wer 
vom Reichsernährungsministerium zur Lieferung zu- 
gelassen wurde und damit aus der Kartoffelkrise 
dieses Jahres ein verdienstreiches Geschäft machen 
konnte. 


Das hier bereits erörterte 
Maizena-Abkommen, das 
zwischen dem Reichs- 
me 526 pährunesmimisteriums 

der Reichsmaisstelle, der Kartoffelstärke-Industrie und 
der Deutsche Maizena AG geschlossen wurde (vgl. 
Nr 55, 5. 1547), hat eine weitere Ausgestaltung er- 
fahren. Ihr Zweck ist die Schaffung eines Kartells in 
der Kartoffelstärke-Industrie und die Subventionie- 
rung der vielfach infolge mangelhafter Geschäfts- 
führung sanierungsbedürftigen landwirtschaftlichen 
Kartoffelstärke-Fabriken. Die ursprünglich verein- 
barte Übernahmemenge der Maizena für das laufende 
Kampagnejahr wurde auf 22200 t Kartoffelstärke er- 
höht, für die ein Preis von 29 RM je dz zu zahlen ist. 
Zur Lieferung dieser Menge werden nur kartellierte 
Fabriken zugelassen; damit ist ein Anreiz zur Kar- 
tellierung geschaffen, mit dem Ergebnis, daß die bis- 
her nicht zusammengeschlossenen gewerblichen 
Stärkefabriken ein Verkaufskontor errichtet haben, 
das zusammen mit der Deutschen Stärke-Verkaufs- 
genossenschaft ein „Syndikat“ bildet. Syndiziert ist 
offenbar nur der Absatz an die Maizena; im übrigen 
scheint es im wesentlichen bei einer ziemlich weit- 
gehenden Dispositionsfreiheit der einzelnen gemerb- 
lichen Fabriken zu bleiben, während die ländlichen 
schon bisher über die Verkaufsgenossenschaft ab- 
setzten. Mit dieser Regelung soll eine Erhöhung der 
Fabrikkartoffelpreise verbunden sein — so wird den 
Landwirten in der agrarischen Presse versprochen. 


Kartoffelstärke 
als Subventionsobjekt 


Außerdem hat die Maizena auf einen Teil ihres bis- 
herigen Glukose-Absatzes (bisher 49 % des innerdeut- 
schen Gesamtabsatzes) verzichtet. Die Entschädigung 
für ihre neuen Konzessionen ist recht beträchtli 4 
Statt eines begünstigten Monatseinfuhrkonting@f i 
von Mais in Höhe von 5000 t sind ihr 6000 t zugebillig 
worden. Ferner wird ihr jetzt — nach langjährıg® = 
vergeblichen Bemühungen — der zollfreie Ve EN 
lungsverkehr gestattet, den man ihr bisher in вин 
nöser Weise grundlos verweigert hat. Der Sinn, Ч 
bisher ablehnenden Haltung des Reichsfinanzminis(” 
riums und der in ihr liegende Mißbrauch 
Rechte tritt so aufs deutlichste in Erscheinung. Ё e 
lich wird in die Freude der Maizena über die 29 # 
sung des Veredelungsverkehrs für ihre Maisproduk 
ein Wermutstropfen gegossen; von dem ihr aute, 
zwungenen Preis für Kartoffelstärke erhalten Sg 
Karioffelstärkefabriken selbst nur 25 RM je dz, W 
rend 4 RM in einen besonderen Fonds fließen, PR 
den die Reichsmaisstelle im Einvernehmen mit se? 
Reichsernährungsminister und der Stärkeindustt! 
zur Förderung des Absatzes deutscher Kartoffelsia i 
und Kartoffelstärkeerzeugnisse disponieren soll. 
scheinend denkt man daran, mit Hilfe dieses a | 
von rund 900000 RM Ausfuhrprämien für Karto! o Ў 
stärke usw. zu zahlen und so den Produkten der 29 
ländischen Stärkeindustrie und der Maizena au Ve 
Weltmarkt eine Konkurrenz entgegenzustellen. т 
diesen Vereinbarungen soll angeblich die Bu 
kartoffelbauende Landwirtschaft Nutzen ziehen. | së 
sächlich werden die Nutznießer wohl nur die Fabrike" 
sein, die sich im Besitz von einzelnen Landw! gi 
oder von Genossenschaften befinden. Es handelt e? 
also, wie bei der Kartoffelflocken-Stützung, um E 


д И 4 з nutzt. 
Subvention, die nur wenigenGroßgrundbesitzerz пй 


Man schreibt uns: 
Roggenstützung hat W ei 
rend der ganzen Zeit D 
SE Bestehens der SchwieF Ta 
keiten, denen sie sich gegenüber sah, nur mit шаан 
männischen Mitteln Herr werden können. Die kr en 
Wochen haben darüber hinaus zu Geschäftsprak ten 
geführt, die eine der wichtigsten Errungenschaft е 
die sich die deutsche Kaufmannschaft vor dem ЫР 
allmählich erkämpft hatte, gefährden: nämlich e? 
Verpflichtung der Käufer, die Schlüsse auch дар? der 
erfüllen, wenn der Preis gesunken ist, wenn S1C für 
Vertrag also nachträglich als ein Verlustgeschäft 
sie herausstellt. Die Deutsche Getreide-Handels 
sellschaft hatte ihren Preis für vergällten Rogge” “je 
200 RM auf 170 RM je Tonne herabgesetzt une igt 
Mitabnahme von Kartoffelflocken ‚freigestellt. Ёё f 
zwar zu bezweifeln, ob zu 200 RM mehr als em © ı 
zwei Zufallsgeschäfte zustande gekommen alter 
Dagegen standen noch eine erhebliche Zabi 
Schlüsse zu 140 RM und 145 RM offen, die viel t 
waren als der neue Preis; denn bei diesem bing im 
jedem Schluß sozusagen ein ‚Einfuhrschem нег. 
Werte von 60 RM је і für die gleiche Menge Wie og 
gerste, weil der Käufer mit dem Kauf vergällten ter- 
gens das Recht erwarb, die gleiche Menge Fut e 
gersie zu einem um 60 RM verbilligten Zolisatz em? { 
führen. Daß jetzt auch den allen Schlüssen das вё 
zugestanden wurde, gegen Zuzahlung des Preisunt® 4 
schiedes bis 170 RM den Futtergersienschein zu 10 
dern. heißt nichts anderes, als daß auch für ste е 


Eine Baisseklausel 
bei der Roggenstützung 
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Ге Roggenpreis von 170 auf 110 RM gesenkt wor- 
ich I ‚ Der Absatz vergällten Roggens ist bekannt- 
auernd schleppend gewesen; die ganzen Май- 

op Men des Reichsernährungsministers dienten ja 
ihn z is heute noch nicht erreichten — Zweck, 
Besten steigern, Vielleicht wäre der Absatz durch das 
И рар der alten, zusätzlichen Verlust bringenden 
selhst fy besonders stark gefährdet worden; das ist 
die Ka ür den Fachmann schwer zu erkennen. Daß 
hatte äufer, die ihre Schlüsse noch nicht abgerufen 
авы, n, wünschen mußten, von der zusätzlichen Be- 
wer. © aus dem höheren Verkaufspreis befreit zu 
Stütz n, kann nicht verwundern. Die Väter der 
ung sind, wie es scheint, von der Erwägung aus- 

kei ngen, daß man eine zusätzliche Unwirtschaftlich- 
С > den Kauf nehmen darf, da ja das ganze 
віс ft unwirtschaftlich ist. So entschlossen sie 
deln gie alten Verträge in neue umzuwan- 
ander. 19808 Zugeständnis stellt im Grunde nichts 
‚es dar als eine nachträgliche Baisseklau- 
ein. Memand kann daran zweifeln, daß bei 
ЕШ neuen Ermäßigung der Preise für ver- 
forden Roggen alle Käufer von der Stützungsstelle 
y Ze werden, man solle auch ihnen die neue Er- 
auf ng nachträglich zugestehen. Der erste Schritt 
in je dem Wege könnte nicht der einzige bleiben; 
estingo Каа іреп Falle müßte man das gleiche Zu- 
ange Dis machen. So hat man zwar die Baisse- 
aber > nicht in die Verkaufsverträge aufgenommen, 
Buet Zusagen in den Geschäftsgebräuchen der Rog- 
staatliche E ‚verankert‘. Dort steht sie unter hoher 
die Re ier Patronanz, während vor dem Krieg selbst 
идер ungen der Balkanstaaten die entsprechend 
desan Chrten Geschäftspraktiken vieler ihrer Lan- 
Stell гівец( die die Lieferungen immer dann ein- 
„eben. Wenn die Preise gestiegen waren, aber stets 
stellen. gute Ware“ zum Tagespreis zur Verfügung 
Beie, <onnten) mit vollem Recht zu bekämpfen 


ЗТ 
~~ Ёш 


Die 
besitz. "E Minoritäts- 


— 


recht interessantes 
Aktiengeschäft, das aller- 
~ n bei Ilse Bergbau dings schon einige Zeit 
bekan zurückliegt, ist dieserTage 
теп ns worden: Die dem deutschen Reich ge- 
(Viagi з Vereinigte Industrieunternehmungen AG 
Botsehse aus dem Besitz der Bubiag, der Schaff- 

м жу Werke und der Familie Kunheim rund 
Уо All. RM Stammaktien und etwa 1.5 Mill. RM 
ра] Ssaktien der [ве Bergbau AG erworben. Das Ka- 
und (668 Ilse setzt sich aus 40 Mill. RM Stammaktien 
Stamm Mill. RM Vorzugsaktien zusammen, von den 

а Г tien sind aber 12 Mill. RM Schutzaktien, 
kan п d e mit einer gewissen Berechtigung sagen 
füge, кч sie über eine qualifizierte Minorität ver- 
Nicht  wandfrei ist diese Formulierung allerdings 
Stim an nach geltendem Recht kann bei der Ab- 
ng ein Unterschied zwischen gewöhnlichen 
Werden “tien und Schutzstammaktien nicht gemacht 
Broe Kin der Öffentlichkeit hat der Besitzwechsel 
Ist achtung gefunden. Die Ilse Bergbau AG 


Bopa ECH ihrer engen Verbindung mit der 
lär а schen Brennstoffwirtschaft recht popu- 
Jeher sr ihr wechselvolles Schicksal hat von 

Dann liche Anteilnahme erweckt. Man hat mit 
е ег Aufmerksamkeit verfolgt, wie die Ilse- 


Tal SE : 
tung lange Zeit ihre sogenannte Selbständig- 
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keit (Bankeinfluß war immer vorhanden) mit Zähig- 
keit verteidigte. Jahre hindurch wurde gegen eine 
unbekannte Opposition gekämpft und Prozesse bis 
zum Reichsgericht durchgeführt. Ob wirklich, wie es 
den Anschein hatte, anfangs Stinnes hinter den Op- 
positionsgruppen stand, ist schwer feststellbar. Später 
sind andere Aufkäufer aufgetaucht, zunächst die 
Bubiag. dann Petschek, bis sich die Verwaltung 
schließlich, in völliger Abkehr von der bis dahin ver- 
folgten Taktik, mit der Petschek-Gruppe verständigte 
und die Schutzaktien, die einst gegen Petschek ge- 
schaffen worden waren, nun dazu benutzte, die Ge- 
sellschaft, entgegen dem Willen der freien Aktionäre, 
dem Aufkäufer Petschek auszuliefern. Damit geriet 
die letzte große Gesellschaft des Ostelbischen Braun- 
kohlensyndikats unter Händlereinfluß, und es wird 
behauptet, daß seitdem auch die Пѕе durch Übertra- 
gung eines Anteils ihrer Großhandelsorganisation an 
Petschek den für die Rentabilität wesentlichen Han- 
delsnutzen mit ihrem Großaktionär teilen muß. Die 
Opposition, welche die Gruppe Bubiag-Schaffgotsch 
dagegen in die Wege leitete, blieb bekanntlich erfolg- 
los. Durch den inzwischen erfolgten Besitzwechsel 
bekommen diese Vorgänge ein wesentlich anderes Ge- 
sicht. Die Viag ist schon rein stimmenmäßig wesent- 
lich stärker als Bubiag und Schaffgotsch, weil sie über 
das bisher zur Verwaltungsgruppe zu rechnende Kun- 
heim-Paket verfügt. Daneben ist es aber auch von 
Bedeutung, wer hinter einem Aktienpaket steht, 
Weder die alten Führer der Ilse-Verwaltung noch die 
Petscheks werden es riskieren, die Viag als Reichs- 
unternehmen in der Art wie seinerzeit die Bubiag in 
die Opposition zu dräugen. Eine Verständigung 
zwischen der Verwaltung und dem neuen Groß- 
aktionär wird also zweifellos erfolgen, und man kann 
damit rechnen, daß die Viag zwei bis drei Sitze im 
Aufsichtsrat der Ilse besetzen wird. Die Viag be- 
tont, daß für den Erwerb lediglich elektromwirtschaft- 
liche Gesichtspunkte maßgebend waren. Die Kraft- 
werke Lauta und Tratiendorf der Elektrowerke AG 
arbeiteten schon bisher vorwiegend mit Rohkohle aus 
den Ilsegruben, und daraus ergibt sich das Interesse 
der Viag, Einfluß auf die Ilse zu nehmen. Die Ilse- 
Verwaltung forciert den Brikettabsatz stärker als den 
Rohkohlenabsatz, während die Viag als größter Roh- 
kohlenabnehmer ihre Interessen stärker berücksich- 
tigt sehen möchte. Ein Ausgleich dieser vorläufig 
noch divergierenden Interessen wird sich wahrschein- 
lich ohne Schwierigkeiten finden lassen. Dies ist vom 
Standpunkt der Viag aus die wirtschaftliche Bedeu- 
tung des Geschäfts. In der Öffentlichkeit ist noch auf 
andere Konsequenzen hingewiesen worden. die der 
Aktienerwerb haben könnte. Bekanntlich ist 
die Vormachtstellung Petscheks im Östelbischen 
Braunkohlensyndikat schon seit langem Gegenstand 
öffentlicher Kritik. Man wirft Petschek vor, dal er 
sowohl die Interessen der Produzenten wie die Inter- 
essen des freien Handels zugunsten seiner eigenen 
Großhandelsorganisationen ungebührlich beeinträch- 
tige, und man hat nun die Hoffnung, daß diese Vor- 
machtstellung etwas erschüttert wird, wenn der 
Gruppe Petschek innerhalb der Hse ein zweiter Groß- 
aktionär zur Seite steht, der zwar kapitalmäßig Pet- 
schek nicht ebenbürtig ist, aber dafür die Autorität 
des Reiches hinter sich hat. Wir stehen diesen Er- 
wartungen skeptisch gegenüber, denn die bisherige 
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Erfahrung lehrt, daß die Beteiligung des Staates an 
einer Industrie die Preisgestaltung nicht berührt; ja 
im Gegenteil, fiskalische Gesichtspunkte haben häu- 
fig die öffentlich-rechtlichen Funktionen des Staates 
beeinträchtigt. 


Die Zersetzung der deut- 
Das Baumwollausrüster- schen Kartelle schreitet 
Kartell streckt die Waffen fort. Der Verband der 

= Deutschen V eredelungsan- 
stalten für baummollene Gewebe E. V. in Leipzig hat 
einen großen Teil der von ihm festgesetzten Mindest- 
preise bis auf weiteres aufgehoben. Damit ist er 
zwar noch nicht auseinandergefallen, aber doch seiner 
wichtigsten Funktion beraubt. Der Verband, dessen 

74 Mitglieder sich auf das ganze Reich verteilen, ge- 
hörte zu den straffsten Kartellen. Ursprünglich be- 
schränkte er sich auf eine Regelung der Konditionen, 
unter denen vor allem die Mängelrüge von großer Be- 
deutung war. Bis zur Gründung des Verbandes im 
Jahre 1907 hatten Mängelrügen sehr häufig zum Vor- 
wand gedient, wenn die Auftraggeber ein Konjunk- 
turrisiko auf den Ausrüster abwälzen wollten. Die 
Ausrüster mußten sich auch sonst vom Großhandel 
die Bedingungen diktieren lassen. Dem machten sie 
durch die Kartellierung ein Ende. Bald schritt man 
auch zur Festsetzung von Preisen, zunächst für ein- 
zelne Artikel, von 1920 an für alle Erzeugnisse. 
Schließlich war der innere Zusammenhalt so eng ge- 
worden, daß sämtliche Rechnungen durch die Leip- 
ziger Geschäftsstelle liefen, die auch das Inkasso be- 
sorgte. Freilich hat der Verband nie alle Ausrüster 
baumwollener Gewebe in seinen Reihen vereinigt. 
Das war schon deshalb nicht möglich, weil sich ein 
beträchtlicher Teil der Baumwollwarenausrüstung 

nicht in besonderen Veredelungsanstalten vollzieht, 
sondern in den Veredelungsabteilungen von Webe- 
reien und Spinnwebereien. Diese „Betriebsveredler“ 
verarbeiten im allgemeinen die eigene Ware, es 

kommt aber auch vor, daß sie Rohgewebe kaufen, ver- 
edeln und weiterverkaufen. Die Mehrzahl der reinen 

Veredlungsanstalten beschränkt sich dagegen auf die 
Lohnveredlung im Auftrag der Weber und des Aus- 
rüstergroßhandels. In Zeiten schlechter Konjunktur 
befassen sich nun auch zahlreiche Betriebsveredler 
mit der Lohnveredlung und begnügen sich dabei mit 
Preisen, die nur einen Teil ihrer Generalunkosten 
decken. Immerhin hätten diese Außenseiter den Leip- 
ziger Verband, der manche Krise überdauert hat, 
nicht erschüttern können. Den Ausschlag gab viel- 
mehr die Unterbietung der Kartellpreise durch die 

Mitglieder selbst. In der Webwarenausrüstung spie- 
len die fixen Kosten von jeher eine große Rolle; die 

Rationalisierung der letzten Jahre hat ihre Bedeu- 
tung noch wesentlich erhöht. Der Grad der Kapazi- 
tälsausnützung entscheidet also in hohem Maße über 
die Rentabilität der Unternehmungen. Es läßt sich 
sehr wohl denken, daß die Verbandspreise, wie die 
Kartelleitung versichert, den Mitgliedern keinen 
Nutzen mehr ließen, jenen Mitgliedern nämlich, deren 

Betriebe ungenügend beschäftigt waren, und daß 
trotzdem diejenigen auf ihre Rechnung kamen, denen 
es durch Unterbietung der Preise gelang, ihre Kapa- 
zität voll oder annähernd voll auszunutzen. Unter 
diesen Umständen konnte der Verband aber die 
Preisbindung nicht mehr aufrechterhalten. Vermut- 


lich wird er zunächst als Konditionenkartell weiter 
bestehen bleiben. 


Die unter den Industri- 
gruppen der Rohstahle® 
meinschaft getroffene Ye" 
ee ar, die Preispolit 
der einzelnen Mitglieder auf ihren Inlandsmärk"” 
nicht durch gegenseitige Einfuhrunterbietung у 
stören, ist bekanntlich nach dem Zerfall aller Produ 
tions- und Preisbindungen als allein wirksamer 2 
standteil des Eisenpakts übriggeblieben. Bisher Ty 
streckten sich diese Gebietsschutzvereinbarunge® са 
Ausnahme gewisser Regelungen für das Ванеса 
schäft auf den deutschen Inlandsmarkt. Die gies" 
gische und luxemburgische Eisenindustrie hatte wn 
verpflichtet, außerhalb gewisser Kontingent® еб 
direkt an die deutschen Eisenverbände geliefert gi 
den, kein Eisen in Deutschland zu verkaufen. М! in 
tschechoslowakischen und österreichischen Eisen к/ 
dustrie wurde ein in seinen Einzelheiten nich) it 
kanntes Gebietsschutzabkommen getroffen, und Ak 
den wichtigsten belgischen Konzernen hat der St or 
werksverband ebenfalls gegenseitigen Schutz Мет" 
bart. Gelegentlich der Neuregelung der Quoten ha ne 
jetzt auch die Franzosen von Belgien und Deuts e 
land Gebietsschutz verlangt. Die QuotenneuregelX te 
würde, wie bereits dargelegt (Nr. 40, S. 1867), Fra" 
reich mit nicht unerheblichen Strafzahlunger дев 
lasten, die im wesentlichen Deutschland 20 
würden. Bis jetzt haben aber die Franzosen ihre e 
stimmung zu der Neuregelung der Quoten УОП cht 
Zubilligung eines Gebietsschutzes abhängig gem® tjo 
Damit ist formell die Verlängerung der Intern? sr 
nalen Rohstahlgemeinschaft bis zum 31. Deze™ ы 
d. Js. noch in der Schwebe, da sie E 
Zustimmung aller Mitglieder zur Quotenneureg®? der 
in Kraft treten sollte. Die Belgier habe? enn 
Neuregelung inzwischen offenbar zugestimmt, per: 
nur Frankreich soll noch nicht unterzeichnet П® 
Die deutsche Eisenindustrie, die kein Interess? ‚4 
einer Belieferung des französischen Markts bë h 
bereit, auch formal einen Gebietsschutz zuzugestl em 
während Belgien Schwierigkeiten macht. Die Eis ité 
einfuhr nach Frankreich ist nicht groß. Das Ca 
des Forges errechnet für August d. J. eine EM 
an Roh- und Walzeisen von nur 26000 1, immer 
7000 t mehr als im August 1929. Das Fehlen 700, Ae 
bänden in der belgischen Eisenindustrie егес уе ei 
Verständigung zwischen Frankreich und Be ie 
denn allein die Zustimmung der größeren 
zu einem Frankreich zu gewährenden Gebiet я 
dürfte nicht genügen. Weniger die Menge des Fran 
Frankreich eingeführten Auslandseisens hat die b 
zosen zur Forderung eines Gebietsschutzes vera {8 
als der auch durch kleinere Mengen ausgeübte вё 
druck auf den Inlandsmarkt. Es ist übrigen® vom 
bemerkenswert, wie die Franzosen im einzelnen d das 
mentieren. Sie halten es für erforderlich, ed jen 
Preisniveau in Frankreich höher sei als in BE, 
und im Export, damit sie die Strafzahlungen, Zeie 
bei der neuen Quotenregelung zahlen müssen. haf 
bringen können. Wenn die französische Eisen ige 
fende Industrie die Strafzahlungen nicht aus der nze 
nen Tasche zu zahlen hat, sondern wenn sie dte ga 
Last auf die französischen Verbraucher ab" n 
kann, werden sich die Strafzahlungen niemalS, 
Sinne einer Festigung der Exportpreise aus A 
Die Hebung der Weltmarktpreise wird solange A 
gelingen, wie durch weiteren Ausbau des Сер 


Weiterer Ausbau des Ge- 
bietsschutzes im Eisenpakt 
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gehutzes in Deutschland und anderen Paktländern 
€ Möglichkeit geschaffen wird, mit Hilfe der auf 
21 geschützten Binnenmärkten erzielten Mehrerlösen 


Ein De e В 
А en um so stärkeren Druck auf die Exportpreise 
Uszuüben. 


_ с SE 
Ein Der außerhalb Deutsch- 
b € Verschmelzung in der lands eingetretene Preis- 


“Igischen Schwerindustrie rückgang für Walzeisen 
Орг hat in Belgien das erste 
eier er gefordert. Ein mittleres Hüttenwerk, die So- 
€ Mötallurgique de РАШапсе-Мопсеаи, mußte sich 
usion mit dem Konzern SA d’Ougree-Marihaye 
hließen. Alliance-Monceau war mitten in einer 
bo assenden Rationalisierung begriffen, als der 
Preisrückgang eintrat. Die kurzfristigen Ver- 
lit ichkeiten der Firma überstiegen ihre flüssigen 
die e um mehr als 100 Mill. Fr. Man hatte gehofft, 
Ationalisierungskosten durch Bankkredite und 
erkaufsgewinnen aufzubringen. Angesichts der 
тўс ckten Preise hielten sich jedoch die Banken zu- 
Ное „und die erwarteten Gewinne blieben aus. Die 
d öfen und das Stahlwerk mußten stillgelegt wer- 
= eil die gegenwärtigen Halbzeugpreise um 150 Fr 
Wäer үр RM je t unter den Selbstkosten liegen. Alli- 
era onceau befand sich als Eisen erzeugendes Un- 
a imen in einer besonders ungünstigen Lage, da 
über ра мейег über ausreichende Erzgruben noch 
ein T echenbesitz verfügt. Schon bisher befand sich 
bar 


entse 


Bedrü 


eil des Aktienkapitals im Besitz der benach- 
der 7 Ougr&e-Marihaye, die Alliance-Monceau aus 
Koh che Charbonnage de Fontaine-Leveque mit 
at, En beliefert und deren Verkaufsgesellschaft Soco- 
A ep seit 1928 den Vertrieb auch der Produktion von 
'ance-Monceau übernommen hat. Weil es sich hier 
Zur ра ‚Ausbau einer schon bestehenden Beteiligung 
sond usion und vor allem um ein Eisenwerk mit be- 
Srs schlechter Rohstoffgrundlage handelt, darf 
“ieser Fusion kein Rückschluß auf die Lage der 
Ischen Schwerindustrie im allgemeinen gezogen 
ceau en. Der Verwaltungsbericht von Alliance-Mon- 
Wen erwartet die Wiederherstellung der Rentabilität, 
keet Alliance-Monceau Kohle und Erz zu Selbst- 
ziehe, Preisen innerhalb des Ougree-Konzerns be- 
“a п kann. Der Vorsitzende von Ougree-Marihaye, 
ва Oegarden, sprach am Schluß der Generalver- 
au "lung, welche die Fusion beschloß, die Hoffnung 
та aß die gegenwärtige Eisenkrise durch Rationa- 
енны und Aufteilung des Markts unter die Pro- 
jeder ten beendet werden könne, denn bisher habe 
rzeuger innerhalb des Eisenpakts mehr produ- 

x wollen als seiner Quote entsprochen habe. So- 

© mit den Mitteln des Gebietsschutzes der Schleu- 
„Port künstlich gefördert wird, dürfte dies ein 
Werke E Wunsch bleiben, zumal selbst reine Walz- 
Ca" In Belgien, wie Sambre et Moselle und Thy le 
Мб am 30. Juni 1930 immer noch mit Gewinn 

S gen haben. Bei den gemischten Werken 
Winn er und vor allem Ougr&e-Marihaye ist der Ge- 
ae längst nicht so groß. Alles in allem 
taie Lage der belgischen Schwerindustrie durch 

dag at für Eisen durchaus nicht so gefährdet, 
von de ürze die kleineren reinen Eisenwerke, die 
Werden Krise natürlich viel stärker mitgenommen 
Müften. ais die gemischten Konzerne, verschwinden 


elg 
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= Ша den letzten Konjunk- 
Restriktiondereuropäischen turperioden hat die struk- 

Zellstofferzeugung turelle Zunahme des Pa- 
= pierabsatzes regelmäßig 
den Druck der Depression so weit ausgeglichen, daß 
niemals ein Rückgang des Verbrauchs zu verzeichnen 
war, sondern höchstens eine zeitweilige Stockung in 
der Zunahme. Neuerdings trat aber zum erstenmal 
іп fast allen Ländern ein absoluter Rückgang ein. 
Allerdings ist diese Entwicklung erst verhältnismäßig 
spät fühlbar geworden, kaum früher als vor einem 
halben Jahr; denn der erste Depressionsdruck be- 
wirkte — dank verstärkter Reklametätigkeit — in 
manchen Sorten eine weitere Verbrauchserhöhung, die 
einen Ausgleich für die Abnahme bei anderen Artikeln 
bot. Es konnte nicht ausbleiben, daß auch die Liefe- 
ranten des Zwischenprodukts den schließlich doch er- 
folgten Umschlag zu fühlen bekamen, obwohl sie ihre 
Abnehmer durch langfristige Verträge — die nor- 
malerweise natürlich auch im Interesse der Papier- 
fabrikanten liegen — zu binden pflegen. In der Tat 
war es in manchen Fällen unmöglich, auf Einhaltung 
der Lieferungsverträge zu bestehen, und mancher 
Zellstoffproduzent, der noch zu Anfang des Jahres 
glaubte, er habe für den diesjährigen Absatz ausge- 
sorgt, mußte verkaufte Ware auf Lager nehmen, weil 
sie nicht abgenommen wurde. Mit den wachsenden 
Vorräten sanken die Preise. Nun bestehen bereits seit 
Jahren Marktorganisationen in verschiedenen Län- 
dern und Ansätze zu einer internationalen Verständi- 
gung. Diese Beziehungen sucht шап gegenwärtig aus- 
zubauen und — im Unterschied zu früheren Zeiten — 
anscheinend auch mit Erfolg. Eine grundsätzliche 
Verständigung wurde in der vergangenen Woche 
zwischen den Vertretern aller wichtigen europäischen 
Erzeugungsgebiete erzielt. Die Organisationen der 
Zellstoffindustrie in Schweden, Deutschland, Finn- 
land, Norwegen und der Tschechoslowakei — um sie 
in der Reihenfolge des Produktionsumfangs zu 
nennen — haben sich verpflichtet, von einem noch zu 
bestimmenden Zeitpunkt an den Verkauf von Sulfit- 
zellstoff an die Papierindustrie um 15% gegenüber 
1929 einzuschränken. Zwar bedarf dieses Abkommen 
noch der „Ratifikation“, mit der aber offenbar ziem- 
lich sicher zu rechnen ist. Abgesehen von Schweden 
bestehen in allen beteiligten Ländern straffe Kartelle, 
die für die Durchführung der Vereinbarung sorgen 
können, und auch in Schweden hofft man auf die Zu- 
stimmung der in Betracht kommenden Fabriken. 
Diese Übereinkunft ist besonders bemerkenswert, 
weil die europäische Zellstoffindustrie mit dieser Mil- 
derung der gegenseitigen Konkurrenz zugleich den 
gemeinsamen Konkurrenten eine größere Chance ein- 
räumt, den Amerikanern, deren Zellstofferzeugung im 
scharfen Wettbewerb mit Europa bisher dauernd 
wuchs. Es läßt sich deshalb voraussehen, daß die Ver- 
einbarung in der gegenwärtigen Form nur für be- 
schränkte Zeit durchführbar ist. Wenn sie nicht da- 
durch hinfällig wird, daß der Verbrauch die Kapazi- 
tät wieder einholt, wird man entweder die amerika- 
nische (vor allem die auf den europäischen Markt 
kommende kanadische) Konkurrenz einbeziehen oder 
sich im Kampf gegen sie noch enger zusammen- 
schließen müssen. Auch die innere Konstruktion des 
Pakts legt eine solche Alternative nahe. Eindeutig ist 
die sachliche Abgrenzung, die Beschränkung auf Sul- 
fit-Zellulose; der Wettbewerb in Sulfat- und Natron- 
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zellstoff bleibt zwar bestehen, aber dieser betrifft nur 
eine begrenzte Anzahl von Erzeugern (hauptsächlich 
in Finnland und Schweden) und stört den Markt für 
Sulfitzellulose nicht. Es fällt auch nicht ins Gewicht, 
daß der bescheidene Anteil an der Erzeugung, der in 
die Kunstseidenindustrie geht, außer Betracht bleibt. 
Aber das Abkommen beschränkt sich auf den Verkauf 
und läßt den Selbstverbrauch unbeschränkt. Wo sind 
seine Grenzen? Es wird auch nicht einfach sein, die 
noch im Bau befindlichen Anlagen einzufügen, vor 
allem die finnische Fabrik von Waldhof. Weder die 
finnischen noch die deutschen Partner werden ihre 
eigene Erzeugung zugunsten dieser Fabrik noch weiter 
einschränken. Für eine begrenzte Zeit wird sich ge- 
wiß ein Ausweg aus derartigen Schwierigkeiten finden 
lassen. Aber auf die Dauer kann ein einfaches „agree- 
ment“ kaum durchgehalten werden. Wird der Weg 
zu einem internationalen Kartell oder zum Verzicht 
auf die jetzige Bindung führen? Man kann gespannt 
sein, wie die Zukunft diese Frage beantworten wird. 


Von den Revolutionen in 
den südamerikanischen 
Staaten sind die Märkte 
jener Waren, die dort in 
stärkerem Maße hergestellt oder gefunden werden, bis- 
her nur wenig beeinflußt worden. Bolivien ist nämlich 
für den Zinnmarkt ebensowenig von ausschlaggeben- 
der Bedeutung wie Peru oder Chile für den Kupfer- 
markt oder wie etwa Venezuela (das bisher noch 
ruhig ist) und Mexiko für Erdöl. Als aber die Unruhen 
auf Brasilien übersprangen, mußte man anderes er- 
warten; denn Brasilien baut etwa zwei Drittel der 
Welterzeugung an Kaffee und verfügt gegenwärtig — 
natürlich recht widerwillig — über Bestände, die den 
gesamten Weltverbrauch von etwa 1% bis 1% Jahren 
decken können. Überdies ist die Kaffeekasse noch 
immer der größte Spieler auf den Zeitmärkten des 
eigenen Landes und in New York, obgleich der Sinn 
des Vertrags über die letzte große brasilische An- 
leihe zweifellos die Befreiung des Kaffeemarkts von 
solchen „Eingriffen von hoher Hand“ war. Wenn nun 
der erste Tag ungünstiger Nachrichten über die Vor- 
gänge in Brasilien — er fiel auf den Schluß einer 
mehrtägigen Börsenpause in New York — zu einem 
scharfen kückgang der Notierungen an allen Börsen 
führte und besonders den Dezembertermin stark 


Der Kaffeemarkt 
unter dem Einfluß der 
brasilischen Wirren 


ärung: дай 
die Kaffeekasse durch Behinderungen im Tiens 
e dag seit 


zember) 


getan hat. Sachlich mußte man sich aber von 
an die Frage vorlegen, ob das Übergreifen der * Ver- 
Iution auf die Kaffeestaaten des Reichs nicht Von 
lade-Schrierigkeiten mit sich bringen MT 
den Röstern in allen Ländern werden zwar die ger ei 
amerikanischen Herkünfte bevorzugt, aber der K S 
silische Kaffee stellt doch noch immer die a 
lage des Gesamtgeschäfts dar. Unregelmällige der 
ladungen könnten deshalb zu Schwierigkeiten Me S 
Versorgung des Verbrauchs führen, zumal 1m Ku 
lauf der Valorisation die Last der Lagerhaltung Y? а 
auf Brasilien übergegangen ist. Daß binnen меб, 
Tagen die Panikverluste der Tage vom 3. bis 6. Teil 
tober ausgeglichen wurden und die Kurse zum 
beträchtlich höher stehen als vor Beginn det. der- 
luton in den Einzelstaaten Brasiliens, ist mit. gt in 
artigen Erwägungen zu erklären. Die Bewegung itt 
der folgenden Tafel zusammengestellt, in der 96 las- 
leren Termine als weniger kennzeichnend w®& 


sen werden konnten: 


New York | Rio Nr. 7 | nr 
А 4 ept: 

{cts је ТЬ) || greifbar | Dez. | Sept. | greifbar | Dez, | = 
Wi 9, 

3, Oktober 7,87 7.17 6,10 | 1275 11,80 8,50 
7,37 6.35 5.24 12.25 10.45 9,15 
Sie $ 8,37 2.03 5.81 | 14,00 11,80 0,05 
10. ew 8,75 7.10 5,70 14,25 12.16 9.20 

pr 9\25 7.38 575 | 1475 12.40 m 
= rel 

In dem starken Zurückfallen der SeptemberP tung 


(1951) drückt sich die sicherlich berechtigte Erwa! Ve, 
aus, daß — gleichgültig wie sich die politische” Ae 


hälinisse in Brasilien entwickeln — jede ko ae 


Regierung gezwungen sein wird, die Кайееуё Jas 
fungen nicht zu behindern; denn sie stellen fast auf 
einzige Mittel zur Beschaffung von Devisen UT,’ hen 
die man wegen des Zinsendienstes der brasilise S 
Anleihen angewiesen ist. Ob sich allerdings ае {еп 
zeitige Preishöhe für die vorderen Sichten belafe 

läßt, hängt hauptsächlich von dem Ausgang der eht 
volution ab. An der Spitze der Revolutionäre we? 
der schärfste Feind der „Kaffeeverteidigung › ons 
rend die gegenwärtig führenden Kreise Ge? ung 
unmittelbar mit der Kaffeekasse in Bezie 


stehen. 
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Reform der Krisenunterstützung 

Eine Reform der deutschen Arbeitslosenunterstützung 
hat sich in den letzten Monaten immer stärker als not- 
wendig erwiesen. Die Dreiteilung in Arbeitslosenversiche- 
rung (mit Beiträgen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit 
Zuschüssen des Reichs), Krisenunterstützung (vier Fünftel 
durch das Reich, ein Fünftel durch die Gemeinden) und 
Wohlfahrtsunterstützung (ausschließlich durch die Ge- 
meinden) hatte die Kommunen wesentlich entlasten sollen. 
Durch die Beschränkung der vom Reich gezahlten Beträge 
auf die relativ kurzfristig Arbeitslosen war aber tatsäch- 
lich die Last der Gemeinden dauernd gewachsen. Den 
Forderungen der Städte nach einer Neuordnung des ge- 
samten Entschädigungsgebiets hat sich die Reichsregierung 
nicht verschlossen; ihr Notprogramm enthielt die Mit- 
teilung, daß eine grundlegende Reform der Arbeitslosen- 
versicherung vorbereitet wird. Schon jetzt ist aber eine 
neue — wahrscheinlich nur provisorische — Regelung der 
Krisenunterstützung erfolgt: Die Bestimmungen über Per- 
sonenkreis und Dauer der Krisenunterstützung sind ge- 


2 r 2 ag st, 
ändert worden. Erweitert ist der Personenkreis insow€ nter 


in Gemeinden mit mehr als 10000 Einwohnern die ef 
stützung an Angehörige aller Berufe, mit Ausnahme 
Landwirtschaft und der Berufsgruppe „häusliche аве 
gewährt wird; bisher waren nur besonders auige tung 
Berufe zur Krisenunterstützung zugelassen. Die Entlast”, 
die diese Erweiterung für die Städte bringen könnte om 
jedoch überkompensiert durch die mannigfachen Bese тат 
kungen anderer Art. Die Voraussetzungen für die Be 
tigkeit werden enger gefaßt, insbesondere können nUT "ehr 
Ausgesteuerte die Unterstützung erhalten, und nich 4 det 
jene Arbeitslose, die nicht ganz die Anwartschaftsze ie 
Arbeitslosenversicherung erfüllt haben. Außerdem wie o 
Unterstützungs-Höchstdauer von 39 und 52 auf 32 une 
Wochen verkürzt, die Unterstützungssätze in den 
Lohnklassen werden wesentlich herabgesetzt, so dal 
Sitze der Wohlfahrtsunterstützung in vielen Fällen 
reichen, die auszuzahlenden Summen müssen — eine PSY har 
logische Ungeschicklichkeit — in Pfennigen durch 5 tel 
sein. Schließlich werden die Befugnisse der Vorsitzende® 


sie die 
ег“ 
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best esarbeitsämter zur Einschränkung und Ausschliefung 

жуын Berufsgruppen für einzelne Bezirke, Gemeinden, 

O o Personen erheblich ausgedehnt. — Diese Be- 
Ra ungen waren notwendig, weil das Reich für die 

en. ee nur noch kleinere Beträge aufbringen 

Notr ür das nächste Etatsjahr sind die Mittel durch das 
ee тат der Regierung auf 420 Mill. RM begrenzt 
be en. Eine finanzielle Erleichterung für die Gemeinde- 
птеп bringt die Neuordnung keineswegs. 


Di W 
e Vereinigten Stahlwerke in der Depression 


ып neuer Rückgang der Produktionszahlen für Eisen, 
berich und Kohle ist das Kennzeichen des Vierteljahrs- 
Ја = der Vereinigten Stahlwerke AG für die Monate 
„Dis September 1950, also für das letzte Quartal des 
Michele, Der Gesamtumsatz mit Fremden (aus- 
i сый der Umsätze innerhalb der Abteilungen und 
‚ беп Konzernwerken) hat sich gegenüber dem Vorjahr, 
dessen Verlauf der westdeutsche Metallarbeiterstreik 
senkt ı mehr als 13%, nämlich um 1925 Mill. RM ge- 
ge Dabei wurde der Inlandsabsatz, mit rund 15 %, 
stärker getroffen als der Auslandsabsatz, der sich 

d etwa 11 % minderte. Weniger stark war im allgemeinen 
WA P roduktionsrückgang; besonders bei Kohle (Förde- 
rück ückgang um 5% %) und bei Koks (Produktions- 
ЩЫ БАЛЕ um etwa 3 %) haben sich offenbar beträchtliche 
bestin gebildet: es ist bekannt, daß die Abnehmer in der 
i SCH Erwartung einer baldigen Preisermäßigung 
Коду геп Bestellungen stärker zurückhalten, als es der 
SE ачко. und Saisonlage entspricht. Die Roheisen- 
tück ohstahlerzeugung ist hingegen um 12 bzw. 14% zu- 
ner 5egangen. Ein Schluß auf die Rentabilität des Unter- 
* mens kann jedoch aus diesen Zahlen nicht ohne weite- 
schen zogen werden. Dem geringeren Umsatz hat wahr- 
> Inlich eine gewisse Kostensenkung entsprochen, da die 
( nationale Preisbaisse wichtiger Rohmaterialien 
neh Ae und die Senkung der Seefrachten dem Unter- 
Schr en gegenüber dem Vorjahr beträchtliche Ersparnisse 
nalit haben muf. Außerdem hat offenbar die Ratio- 
Cort erung іп dem abgelaufenen Geschäftsjahr weitere 
Schritte gemacht; die zahlreichen tecknischen Ver- 
lich erungen der Eisen- und Stahlproduktion, die wir kürz- 
gen dert haben (vgl. Nr.40 Seite 1846), haben es 
d icht, die Zahl der Beschäftigten um über 20% zu 
> mindern, Allein im Steinkohlenbergbau, dessen Produk- 
um 5% % zurückging, sank die Zahl der beschäftigten 
"E um volle 12%. Es ist möglich, daß diese Er- 
і nisse die Verluste, die sich aus den niedrigen Preisen 
letzte Strittenen Gebiet, aus den höheren Lohnsätzen der 
Së me Monate und aus der unvollkommenen Ausnützung 
anlagen ergaben, ganz oder teilweise ausgeglichen haben. 


н 


Каса е 
Kläufige Schiffbaukonjunktur 


an, pease auf dem Weltfrachtenmarkt hält noch immer 
(913 r Frachtenindex der englischen Schiffahrtskammer 
Regen то 100) zeigt für September einen Stand von 86,50 
die 6,67 i. V. Die Drosselung der Neubauaufträge durch 
en еп ist deshalb nur folgerichtig. Daß jetzt eine 
Von elung tatsächlich stattfindet, zeigt der neueste Bericht 
мело Register über die Neubautätigkeit der Welt- 
1950 ej ustrie. Danach ist im dritten Quartal des Jahres 
еее Rückgang des Weltschilfbaus um fast 500 000 To 
eine eraen, nachdem schon im vorhergehenden Vierteljahr 
deren Wee um 208000 To zu verzeichnen war. Mit an- 
Besells Laien: die geringe Investitionslust der Schiffahrts- 
die bich aften prägt sich auch in der Schiffbaustatistik aus, 
nen Ze dank der großen Aufträge aus der vorangegan- 
zur F ец noch relativ hohe Zahlen enthielt (die Zeit bis 
Jaha “ptigstellung eines Schiffes beträgt mindestens ein 
+ Da neuerdings die Zahl der aus ïrüheren Aufträgen 


erti a 
леце SC en ‚Schiffe beträchtlich zunimmt, andererseits 
der р träge in immer geringerer Zahl hereinkommen, ist 


Neue d'land um 248000 To niedriger als im Vorjahr. 
тіре sind nur auf 480000 gegen 580000 To im 


DER KAMPF gegen 
den TABAKSTAUB 


war eine hierkulesarbeit. 
Hatte man den Staubaneiner 
Stelle desFabrikationsganges 
beseitigt, dann trat er — wie 
die vielköpfige Hydra — an 
einer anderen wieder hervor. 
Unendliche Mühe und Kosten 
hates verursacht, diesen Ver- 
derber des Tabaks endgültig 
ausunseren Zigaretten zu ver- 
bannen. Der gelbe bittere 
Staub wird in unseren Fabri- 
ken überall, wo er sich bildet, 
schon im Entstehen pneu- 
matisch abgesogen. Deshalb 
schmecken Haus Neuerburg- 
Zigaretten nicht bitter, des- 
halb haben sie einen gleich- 
mäßigen Brand und deshalb 
sind sie auch so bekömmlich. 


OVERSTOLZ 
5 РЕ. 
© RAVENKLAU 
ie können unsere 
Angaben nachprüfen: 6PF. 
Wenn Sie durch eine 
HAUS NEUERBURG- staubfrei 


Zigarette blasen - che 
sie brennt -, so wer- 
den Sie keine Spur 
von Staub bemerken. 


schmecken niemals bitter! 
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zweiten Quartal eingegangen, während die Zahl der vom 
Stapel gelaufenen Schiffe 721 000 nach 887 000 To im zweiten 
Quartal beträgt. Die Bestellungen auf hochwertige Motor- 
schiffe sind viel stärker zurückgegangen als die Aufträge 
auf Dampferneubauten. Insgesamt wurden nur 240 000 To 
Motortonnage in Auftrag gegeben (gegen 392000 To im 
vorigen Quartal), während sich die Bestellungen auf 
Dampfschiffe von 178000 auf 232000 To erhöht haben. 
Es ist ein beredtes Zeichen der Depression, daß sich der 
Baubestand der englischen Werften, die der Hauptlieferant 
der meisten Länder der Welt sind, im dritten Quartal um 
nicht weniger als 275 000 (auf 1,117 Mill. To) verringert hat. 
An Neubestellungen kann Großbritannien nur 161 000 gegen 
230000 To im vorigen Quartal buchen. Eine gesteigerte 
Schiffbautätigkeit läßt sich nur in zwei Ländern nach- 
weisen, in denen durch Suboventionsaktionen besondere 
Ankurbelungen erfolgt sind, nämlich in Frankreich und 
Italien. In Frankreich ist der Baubestand von 187 auf 
209000 To, in Italien von 143 auf 188000 To gestiegen. In 
Italien hat sich allein der Auftragseingang von 15 000 auf 
66000 To gebessert. Besonders trostlos liegen die Verhält- 
nisse in Deutschland: Hier ging der Auftragsbestand um 
46.000 auf 25800 To zurück. Die Neubauaufträge des 
dritten Quartals betragen nur 14000 gegen 64000 To im 
zweiten Vierteljahr. Dabei ist zu beachten, daß die Bau- 
kapazität der deutschen Werften auf jährlich 600 bis 
700.000 To zu veranschlagen ist! Die neuen Aufträge sind 
außerdem nur kleine Objekte, die bald fertiggestellt sein 
dürften: die 14000 To verteilen sich auf nicht weniger als 
fünf Dampfer, zwei Motorschiffe und einen Segler. Die 
Krise der deutschen Werftindustrie wird um so schärfer 
zum Durchbruch kommen, als in den kommenden Monaten 
voraussichtlich keine nennenswerten Aufträge hereinzuholen 
sind: denn die deutschen Schiffahrtsgesellschaften, denen 
man wohl wieder eine Hilfsaktion nahegelegt hat, lehnen 
aus begreiflichen Gründen ab, neue Schiffe in Auftrag zu 
geben; ihr Schiffspark ist bei der gegenwärtigen Verfassung 
der Weltwirtschaft ohnedies viel zu groß, und auch vom 
Ausland, das bisher der Hauptarbeitgeber der deutschen 
Werftindustrie gewesen ist, sind große Neubaubestellungen 
nicht zu erwarten; das Gros der Auslandsaufträge entfiel 
bisher auf Tankschiffe (insges. 129000 То), deren Sonder- 
konjunktur inzwischen vorüber ist. Schon die jetzt zur 
Ablieferung kommenden Tankdampfer werden kaum loh- 
nende Beschäftigung finden. Die bisher latente Krise des 
deutschen Schiffsbaus dürfte daher in den nächsten Mo- 
naten zum offenen Ausbruch kommen. 


1930 | 1929 
Baubestand | 25. Quartal 2. Quartal 3. Quartal 
1000 1000 | 1000 
н Anzahl BRT Anzuhl ВВТ. Anzahl | BRT 
Großbritann. u. Irland | 258 1116.7 | 311 1392.1 | 341 1448,4 
Vereinigte Staaten .... |i 41 213.0 55 238.2 | 28 112.0 
Deutschland .......... 42 194.2 70 237.5 66 255.5 
Holland __.............. 45 184.9 37 182.4 | 55 224.0 
Frankreich ............ | 22 209,3 23 187.0 19 135.8 
7. сес. E Анн 26 188.4 28 143,1 | 56 69,8 
Schweden .... 26 1232 26 127.0 | 31 111,4 
En 17 104,3 17 121.67} 233 156.8 
Dänemark 20 eL DA, 29 | 116,0 | 19 80,9 


Reorganisation der deutschen Levantefahrt 

Unter dem Druck der Weltschiffahrtskrise wird die 
Rationalisierung im deutschen Reedereigewerbe fortgesetzt. 
Schon jetzt läßt sich sagen, daß die Fusion zwischen 
Hapag und Lloyd Früchte trug. Voll auswirken wird sich 
diese verkappte Fusion natürlich erst nach Jahr und Tag, 
aber die Gewinn- und Verlustrechnung der beiden Gesell- 
schaften wird in diesem Jahr durch die Gemeinschaft 
wesentlich verbessert. Daß die beiden Reedereien ihre 
Vorjahrsdividende wieder verdient hätten, darf man 
natürlich nicht erwarten. Die Bemühungen der Verwal- 
tung, das Schiffahrtsgeschäft so rationell wie möglich zu 
betreiben, erstrecken sich neuerdings auf die Levante- 
Fahrt, bei der die Häfen der Adria, des östlichen Mittel- 
meerbeckens und des Schwarzen Meers angelaufen werden. 
Zuvor war die Ostasienfahrt, die besonders „overtonnaged“ 
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war, erfolgreich reorganisiert worden; auf der Bro 
nach der Westküste von Nordamerika war ungeele eet 
Schiffsmaterial ausgemerzt worden, und ‚schließlich мет" 
Versuche gemacht worden, die Südamerikafahrt 20 р Igen 
nalisieren, Versuche, die vorläufig nur zu aert T 
führten (vgl. im letzten Heft Seite 1915 die GEF ” die 
deutsches Fahrplankartell in der Südamerikafahr Let 
irrtümlich „Ein deutsches Frachtkartell“ überschrl un 
war). Im Levantedienst bestand zwischen Werer är H 
Lloyd schon seit dem Jahre 1924 eine Вешеһвке nie 
schaft, der später auch die Stettiner Ратрѓег-Сотр 
beitrat. In der Zeit der größten Rivalität zwische aali- 
beiden Großreedereien hatte dann der Lioyd die Ы, u 
fizierte Majorität der Stettiner Gesellschaft erworb® dë? 
seinen Einfluß in der Ostseeschiffahrt zu BPKP zu 
allem aber um seine Position in der Levante-Fa Nach 
verbessern (vgl. MdW Jahrg. 1928, Nr. 11, Seite 414. on- 
dem Abschluß der Schiffahrts-Union steht einer "var 
zentration im Levantedienst nichts mehr Im Stettiner 
allem können die Organisationen, welche die н, 
Gesellschaft in den verschiedenen Levantehäfen un reinigt 
mit den Agenturen der Hapag-Lioyd-Unton ra vor- 
werden. Die Reorganisation soll nun in der Mac" zu- 
genommen werden, daß die Stettiner Gesellschaft, Die im 
letzt mit wenig Erfolg gearbeitet hatte, liquidiert. Lloyd 
Levantedienst verkehrenden Schiffe übernimmt dez Aner 
den Ostseedienst der zweite Großaktionär, Че. п Elb- 
Reederei Gribel. Vermutlich wird der Lloyd SCT Ge- 
fluß auf diesen Dienst behalten. Die Übernahme Stettinef 
schäfts geschieht im Austausch gegen Aktien der ji 
Dampfer-Compagnie; den wenigen freien Ak 
ein entgegenkommendes Umtauschangebot gem 


gen ҮШ 
tionären 
acht werde” 


Errichtung einer Bosch-Fabrik in England ` ` 

Vor dem Krieg hatte die Robert Bosch AG ™ at 
fast ein Weltmonopol für elektrischen Automobi deng 
insbesondere für Zünder, die damals ein 5 
Rolle spielten. Während des Krieges wurde сета den 
Position ganz empfindlich geschwächt, einmal, dé, Ab- 
Verlust ausländischer Anlagen, sodann doch nten auf 


schlieRung vom Weltmarkt, die neue Konkurre e ver- 
den Plan rief. Von Einfluß war schließlich auc uto- 
schiebung des Schwergewichts der internationa en tutt 
produktion nach Amerika. Schwerlich wird @@ У nen 


garter Firma je wieder eine ähnliche Stellung rt; nur 
wie vor dem Kriege. Inzwischen hat sich аре! e, h die 
die Automobilerzeugung ausgedehnt, sondern а опорі 
Zahl der elektrotechnischen Zubehörteile am N nehm 
wesentlich vermehrt, so daß das bedeutende Unter ebli 
seinen alten Rahmen und vielleicht sogar einen a welt: 
größeren ausfüllen kann, wenn sein Anteil an 
erzeugung der betreffenden Artikel auch nur einen Ев It 
teil der früher innegehabten Quote ausmach {деп Zeit 


bemerkenswert, wieviel Initiative Bosch in der e InNatio! 
h der 925 


Die für á 
. yo 
Kapita fast 


30 Mill. RM konnte nicht ausgeschüttet werden — ` „hn? 
ar dies it 


einem Verlust ab. Aber das waren пиг Бушр рип 
größerer Bedeutung war, daR die Gesellschaft die o 
mit dem Weltmarkt nicht in genügendem Um bs 
konnte und daß selbst im Inland die Wettbewer af 


worden war. Eine verständige, aber sehr energische zte) 
nalisierung (die mit einem Abbau der chse 
brachte eine Besserung, und seit 1927 konnten we che 
Gewinne erzielt werden. Sie wurden in der Hang 
starken Abschreibungen auf die Anlagen verwent jé 
damit die Aktionsfähigkeit weiter gestärkt. In den ишер 
beiden Jahren ging man nun daran, diese Kraft zu Heft 
Zunächst wurde in Frankreich gemeinsam mit heim! die 
Geschäftsfreunden eine Tochtergesellschaft gegründe einer 
alle Bosch-Erzeugnisse herstellen soll. Der erste Tei 


17. Oktober 1930 


Stoßen im Bau befindlichen Fabrik in der Nähe von Paris 
= vor einigen Tagen eröffnet. Kurz danach wurde 
kannt, daß der SA Lavaletie-Bosch eine englische 
hwestergesellschaft folgen soll. Die Bosch Ltd. hat 
’enfalls schon ein Gelände erworben, und zwar in der 

bw ‚von London. Dort soll schon in etwa einem Jahr 

einigen hundert Arbeitern die Erzeugung begonnen 

Ra Die Verwaltung hofft, von London aus nicht nur 
t den englischen Markt, sondern auch im britischen 

р: besseren Absatz zu finden. Der Grund für die Er- 

па itung dieser ausländischen Tochtergesellschaften sind 
türlich die wachsenden Zollmauern. In England sind die 
ektrotechnischen Autozubehörteile fast durchweg den 

К enna-Zöllen von 33% % unterworfen, und es läßt sich 
“Кеп, daß bei dieser Belastung kaum ein Geschäft zu 

Chen ist, In Australien erreicht der Zoll sogar fast den 
Stailpreis! Dabei ist das Unternehmen, zu dessen Schutz 
eet schaffen wurde — es ist die frühere Verkaulfsver- 
ва Е von Bosch — gar nicht zu selbständiger Erzeu- 

њ 8 befähigt gewesen. Bosch gelang es nun, einen Ver- 

mb zu schließen, der als Gegenleistung für die technische 

ац Б bei der Einrichtung und Ingangsetzung der neuen 
Stralischen Fabrik und für die Lizenzgewährung zweifel- 

P Solche Vorteile bringt, daß der Ausschluß vom austra- 

SEN Markt verschmerzt werden kann. Bedenkt man, 

sch) Bosch im Zusammenhang mit der Freigabe des be- 

en Eigentums auch wieder Einfluß auf seine 

(ve re amerikanische Niederlassung gewinnen konnte 

und’ Nr. 12, S. 571), so ergibt sich ein Bild energischen 

erfolgreichen Wiederaufbaus. . 


Künstliche Erhöhung der Weizennotierung in Chicago 
Ge 1e Chicagoer Getreidebörse ist ebenso wie die an- 
en großen Warenmärkte seit Jahrzehnten darum be- 
> DL den Kreis der Lieferbarkeit so weit zu ziehen wie 
„old irgend möglich. Die ersten großen Schwänzen von 
tnd Hutch“ in den siebziger Jahren des vorigen Jahr- 
Eee waren dadurch möglich geworden, daß nur ganz 
a Weizensorten und Weizengrade andienbar waren. 
Zum ` Erfahrung hat bis heute nachgewirkt, genauer: bis 
mit P Oktober 1930. An diesem Tage haben sich die Börsen- 
verst leder mit veränderten Lieferbarkeitsbedingungen ein- 
laut anden erklärt, deren Bedeutung sich nach dem Wort- 
(чы neuen Bestimmungen beurteilen läßt: Die Liefer- 
Schei A von Weizen wird nach zwei Richtungen einge- 
‘Tänkt, einmal dadurch, daß die Möglichkeit, bahn- 
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stehende Ware auf Zeitschlüsse anzudienen, völlig unter- 
bunden wird (während bisher bahnstehende Ware an den 
letzten drei Liefertagen des Monats ohne weiteres angedient 
werden konnte): zum anderen dadurch, daß zwei Weizen- 
grade, nämlich Nr. 1 und Nr.2 gelber harter Winterweizen 
aus der Liste der andienbaren Sorten gestrichen werden; 
das gleiche soll mit allen Graden geschehen, die bisher mit 
Abschlag andienbar waren. Bei den letzteren handelt es 
sich um nicht weniger als sechs verschiedene Grade, unter 
denen sich derart wichtige wie Nr.2 nördlicher Sommer- 
Weizen und fast aller Weizen Nr. 3 befinden. Diese völlige 
Abkehr von einer seit etwa zwei Menschenaltern herr- 
schenden Strömung ist nur dadurch zu erklären, daß man 
sich von der Einschränkung der Andienbarkeit, d. h. von 
der Verringerung des börsenmäßig gewerteten Angebots, 
einen günstigen Einfluß auf den Kurs verspricht. Es ist 
durchaus möglich, daß sich die Kurse für andienbaren 
Weizen im Verhältnis zu solchen Sorten, die bisher nicht 
andienbar waren, bessern. Dafür werden aber die jetzt 
ausfallenden Weizenarten und Grade ohne Zweifel ge- 
schädigt, und es werden sich für sie beträchtliche Ab- 
schläge herausbilden. Daß sich am Kesseldruck irgend 
etwas ändert, wenn man die rote Marke am Manometer 
abkratzt und an einer anderen Stelle anmalt, wird kein 
Techniker glauben. Die Mitglieder der Chicagoer Börse 
glauben es, oder sie geben wenigstens vor, es zu glauben: 
im letzten Grade aber ist auch diese Maßnahme wahr- 
scheinlich rein politisch bestimmt; sie soll Weizenbauern 
wenigstens die Illusion besserer Preise verschaffen. 


Personalia 

In den Aufsichtsrat der Société Internationale d'Energie 
Hydro-Electrique (Sidro) wurde Dr. ing. е. h. Oskar Oliven 
von der Gesellschaft für elektrische Unternehmungen — 
Ludw. Loewe & Co. AG gewählt. 

Der frühere langjährige Chef der Deutschen Reichspost, 
Staatssekretär a. D. Dr. Reinhold Kraeike, der sich u. a. 
um die Einführung des Postscheckverkehrs große Ver- 
dienste erworben hat, wurde am 11. Oktober 85 Jahre alt. 

Am 7. Oktober verstarb der stellvertretende Direktor der 
Dresdner Bank, Gustav Frank, der auch im Aufsichtsrat 
der Rigaer Internationale Bank AG vertreten war. 

Im Alter von 72 Jahren starb Kommerzienrat Gottlob 
Banzhaf, einer der Gründer der NSU Neckarsulmer Fahr- 
zeugwerke AG. 


ы. 


ЯїакНбен е 


Die Konjunktur 


tatistik des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
Веі, zeigi für Ende September wiederum eine allerdings 
7 ge Verschlechterung der Lage des Arbeitsmarkts: 
um бы Deitslosenzahl hat sich während des September 
Schaft %, йе der Kurzarbeiter um 0,5% der Gewerk- 
б an елет erhöht. Bereits seit dem Frühjahr 1950 
Ы zustellen, daß die Zahlen der Gewerkschaften die 
Bis же osigkeit weit höher angeben als die Arbeitsämter. 
beiden о Winter 1929/30 haben sich die Zahlenreihen dieser 
Es al Quellen fast vollkommen gleichmäßig entwickelt. 
über lej en zwei nennenswerte Abweichungen, die sich 
nteils De erklären ließen: wegen des überproportionalen 
Werkge er saisonempfindlichen Außenberufe an den Ge- 
en Inftsverbänden war die winterliche Saisonspitze bei 
Zahlen A des ADGB stärker ausgebildet als bei den 
Arbeitne er Arbeitsämter (der Ausschnitt aus der Gesamt- 
4 yon б шын» den dieGewerkschaften erfassen — etwa 
Nicht wend 17 Mill. Arbeitnehmern — kann also insoweit 
Welche з gelten), und die Differenz уоп 2—5 %, um 
er Ach ie Kurve der Hauptunterstützungsempfänger in 
eitslosenversicherung (ausgedrückt in Prozent der 


Di 
bund, { 


Versicherten) die von den Gewerkschaften errechneten 
Zahlen zu unterscheiden pflegte, erklärt sich daraus, daß 
die Arbeitslosenversicherung nur diejenigen Personen er- 
faßt, die bereits einen Unterstützungsanspruch erworben 
haben und noch nicht wegen lang anhaltender Arbeits- 
losigkeit aus der Versicherung ausgesteuert sind. Dieser 
Umstand erklärt auch teilweise, warum der Niveau- 
unterschied der beiden Zahlenreihen inzwischen auf über 
10% gewachsen ist. Wir haben wiederholt dargelegt (vgl. 
Nr. 39, S. 1819), daß die Zahl der Hauptunuterstützungs- 
empfänger in den letzten Monaten weit langsamer stieg 
als die der tatsächlich Arbeitslosen. Ob diese Entwicklung 
in Zukunft fortdauern wird, darf jedoch bezweifelt wer- 
den. Anscheinend sind die Gemeinden immer stärker be- 
müht, den Arbeitslosen eine wenigstens halbjährige Be- 
schäftigung zu verschaffen, selbst wenn dadurch andere 
Arbeiter beschäftigungslos werden. Denn auf diese Weise 
können sie den Wohlfahrtserwerbslosen eine neue Unter- 
stützungsberechtigung verschaffen und ihre eigenen 
Finanzen entlasten. Wie weit diese Praxis üblich geworden 
ist, läßt sich schwer feststellen. Wesentliche technische 
Schwierigkeiten stehen dem Verfahren nicht entgegen; die 
Kommunen besitzen zwar keine eigenen Arbeitsämter, 
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können aber durch Notstandsarbeiten, durch die Kommu- 
nalbetriebe und durch den Einfluß auf jene Firmen, denen 
größere kommunale Aufträge oder gar Kredite erteilt 
werden, zahlreiche Arbeitsgelegenheiten schaffen. Immer- 
hin wird eine derartige Politik nur sehr langfristig wirken; 
erst eine Beschäftigung durch volle 26 Wochen sichert den 
Arbeitern einen neuen Unterstützungsanspruch. 

Die große Zahl der Ausgesteuerten erklärt zwar, daß die 
Zahl der Hauptunterstützungsempfänger und Krisenunter- 
stützten wesentlich geringer sein muß, als der vom ADGB 
festgestellten Arbeitslosigkeit entsprechen würde. Sie er- 
klärt aber nicht, warum auch die Zahl der verfügbaren 
Arbeitsuchenden seit dem Frühjahr unter dem Stand liegt, 
der nach den Gewerkschaftszahlen zu vermuten wäre. In 
den Jahren 1927 bis 1929 lag die Zahl der Arbeitsuchenden 
{ausgedrückt in Prozenten der Versicherten) nur während 
der Wintermonate unter der von der Gewerkschaft er- 
mittelten; im Jahre 1950 hat sich aber die Differenz der 
beiden Kurven während der Sommermonate nicht ver- 
ringert, sondern im Gegenteil sogar ein wenig vergrößert. 
Die Ursache hierfür ist hauptsächlich in der ungewöhnlich 
großen Arbeitslosigkeit der Außenberufe (Baugewerbe) zu 
suchen, die sich wegen des überproportionalen Anteils 
dieser Gruppe bei den Zahlen des ADGB besonders stark 
äußert. Betrachtet man ausschließlich die „Konjunktur- 
gruppe“ in der Gewerkschaftsstatistik, so ist ein Unter- 
schied im Niveau der beiden Kurven auch für den ver- 
gangenen Sommer nicht festzustellen. 

Man darf also annehmen, daß die Gewerkschaftszahlen 
einen zutreffenden Überblick iber die gesamte Arbeits- 
losigkeit geben, obwohl sich die Erhebungen auf kaum 
ein Viertel der gesamten Arbeitnehmerschaft erstrecken. 
Die zuverlässigste Arbeitsmarktstatistik scheint jedoch die 
der Arbeitsämter über die Zahl der verfügbaren Arbeit- 
suchenden zu sein; der Mangel dieser Statistik beruht 
lediglich in der Möglichkeit einiger Doppelzählungen und 
in dem kurzen Zeitraum, über den sie sich bisher erstreckt. 
In den Wochenzahlen zu den Marktberichten des MdW 
wird deshalb in Zukunft neben den Zahlen der Haupt- 
unterstützungsempfänger und der Krisenunterstützten auch 
die Summe der verfügbaren Arbeitsuchenden mitgeteilt. 
Bisher hat sich diese Zahlenreihe folgendermaßen ent- 
wickelt (Monatsende): 


(1000 Personen) 1929 | 1930 | (1000 Регзопеп) 1929 | 1930 
Januar 2896 3259 Juli | 1355 | 2820 
Februar 3116 3408 August 1360 2938 
März 2555 3091 | September | 1203 | 3088 
April 1835 2840 Oktober 1627 — 
Mai 1489 2691 November | 2101 | — 
Juni 1383 2696 Dezember 2895 _ 


Von den etwa 3088000 Arbeitsuchenden, die Ende Sep- 
tember bei den Arbeitsämtern verfügbar waren, befanden 
sich noch 58000 in gekündigter oder ungekündigter Stel- 
lung. 1495000 Personen zählten zu den Hauptunter- 
stützungsempfängern der Arbeitslosenversicherung, 473 000 
zu den Krisenunterstützten. Von dem Rest (über 1 Million) 
wurden etwa 425 000 durch die Städte mit über 25 000 Ein- 
wohnern als Wohlfahrtserwerbslose unterstützt; weitere 
53000 fanden Beschäftigung als Fürsorgearbeiter. Außer- 
dem erhielten in diesen Städten etwa 52000 Empfänger 
von Arbeitslosenversicherung und Krisenfürsorge städtische 
Zusatzunterstützungen. 

Die Deutung der Außenhandelszahlen als Symptom der 
Konjunkturbewegung ist stets schwierig: Steigende Aus- 
fuhr wird häufig als günstiges Zeichen, als Folge einer 
großen Inlandsproduktion aufgefaßt; in der Regel stellt 
sie aber ein Symptom der Krise, der Überproduktion dar. 
Es kann kein Zweifel bestehen, daß die — durch Saison- 
einflisse nur leicht verdeckte — Aktivität des deutschen 
Außenhandels eine Folge des Konjunkturniedergangs dar- 
stellt. Der Ausfuhrüberschuß in den verflossenen neun 
Monaten des Jahres 1930 beträgt eine volle Milliarde 
Reichsmark, während er im entsprechenden Zeitraum des 
Vorjahrs nur 140 Millionen betrug. Dieser Unterschied ist 


durch den Rückgang der Einfuhr um 2 Milliarden кой 
durch die Minderung der Ausfuhr um 890 Mill. RM ke 
ursacht worden. Etwa zur Hälfte ergibt sich dieser А 
gang der Umsätze aus der Preissenkung. Im übrigen 5 ee 
besonders der geringe Umfang der Rohstoffeinfuhr unv? 
kennbar ein Symptom der Depression dar. diese 

Auch das Statistische Reichsamt gibt den Zahlen @ 
Bedeutung; es vergleicht die wachsende Aktivität e, 
Außenhandels mit den entsprechenden Zahlen des Krise 
jahres 1926 und stellt fest, daß die gegenwärtige Peno l 
einer aktiven Handelsbilanz ungleich nachhaltiger ist Ше 
die vor vier Jahren. Wenn das Amt bemerkt, dat Bei 
Außenhandelszahlen für September „keine konjunktur a 
Veränderungen gegenüber dem Vormonat“ aufweisen, 50 Zen 
es also offenbar nicht bestreiten, daß auch die Septemb 
zahlen deutlich das Gepräge des KonjunkturrückgaPf, 
zeigen. Der Ausfuhrüberschuß im reinen Waren" Mai: 
steht mit 265 Mill. RM dicht bei dem Rekord des Monats ‚ch 
der mit 266 Mill. RM den höchsten Stand seit 1926 SCH Se 
hatte. An der Zunahme der Ausfuhr waren wieder er 
hauptsächlich die Fertigwaren beteiligt (Textilien, Wass ; 
fahrzeuge, elektrotechnische Erzeugnisse, Pelzwaren us Үз 
während der Rückgang der Einfuhr — wie gewohnt “iei. 
erster Linie auf Rohstoffe und halbfertige Waren ел e 
Auffallend ist die hohe Ausfuhr lebender Tiere, die 8689 4 
über dem Vormonat um 1,8 Mill. RM beim Rindvieä Ж. 
um 1,5 Mill. RM bei Schweinen stieg (vgl. auch 5. ol: 
Die Goldabgaben der Reichsbank an Frankreich und 
land haben im September zu einer Goldausfuh 
108 Mill. RM geführt. 


Der Geld- und Kapitalmarkt 


Privatdiskont auf der Höhe des Banksatzes die 


Die 1 %ige Diskonterhöhung vom 9. Oktober, die für ar 
Bankenkundschaft sofort in vollem Umfang sp? der 
wurde — denn sowohl die Debet- wie die Kreditzinsel 
Bank stiegen, mit Ausnahme der unverändert gelass® ach 
Sparkonten-Vergütung, um ebenfalls 1% an —, wurde tan 
auf dem Geldmarkt in kurzer Zeit in vollem U die 
wirksam. Bereits am Tage der Diskonterhöhung set т? % 
Reichsbank den РгїраїйїзКопїза{х von 3% auf é Aer 
herauf und erhöhte ihn an den folgenden Tagen * hen 
auf 4%—5 %, so daß schließlich jeder Abstand weer 
dem erhöhten Banksatz und dem Privatsatz verschwul j 
war. Warenmechsel mit Bankgiro stiegen ebenfalls mje 
als der Diskonterhöhung entsprochen hätte, auf 5% "7 atz 
Auswirkung auf das Monatsgeld blieb nicht aus; der þei 
für Monatsgeld versteifte sich auf 5%—7 %, ist 8/50 ts- 
gleichgebliebener internationaler Geldlage binnen Mon ch 
frist um 1% % gestiegen. Im gleichen Umfang haben ahl 
Leihdevisen verteuert. Monatsdollars, die vor der ließ- 
noch zu 2% % erhältlich gewesen waren, mußten sch ahlt 
lich selbst von ersten Banken mit 44—4%% DÉI 


werden. 


‚on 
т vo 


| Berlin IF гапша: 
Ba en“ 
1930 Privatdiskont ich _ |ѕеһеек- War Zell 
lange | kurze Taglieh = Monata, Avaren tausch wech! 
Sicht_| Sicht 484 
9 10. 3-412 |6 —6 4 ER 
10.10 4—5 41/8 pts 
11 10 5 5 413- 6 5, d 
18.10 414-68 |Бї‹—7 41a БЇЗ 
14 10. Ais —@1/з | Б1/4+—61/9 313 Би? 
15.10. 4ua—6 |Бз—7 38/4 
Weitere Devisenabzüge al Led 


Diese Geldverteuerung war die Folge der апи die 


erhöhung zu Abgaben von täglich bis zu 50 Mill. er: 
nötigten, bei einem allmählich auf 4,2080 steigenden Г 
kurs und einem auf 20,4410 steigenden Pfundkurs. "o 
Reichsbank hat noch mehrfach Gold zur Versendung ©, 
bracht. Nach Paris sind jetzt im ganzen 11 Sendungen 

je 35 Mill. RM verschickt worden, also ein Gesamtbe ` 
von 385 Mill, und auch nach Holland gingen drei 5 


T Oktober 1950 


d 
an von je etwa 175 Mill. RM. Durch die starken 
der 5 gaben gelang es, den Kurs des französischen Franc, 
en Berlin auf 16,4880 gestiegen war, international ein 
Wie pE zu drücken. Er sank schließlich auch in Berlin 
er auf 16,4870. Demgemäß gaben New York auf 4,2065 


Un 
d London auf 20,43% nach. Am Mittwoch konnte sich die 


еј d 
Be bank mit Abgaben von 10 Mill. RM begnügen. 
Sys Mittelkurs: | өзө | 10.10 | 11.10 113.10. | 14.10 | 15.10. 


Lonas ork SE | 4201 | 4209 1 4209 | 4.208 | 4207 
n 20.42 | 20.43 20.43 | 2044 | 2044 | 2044 


I Rembourskredit intakt 
die olge der anhaltenden Beanspruchung der Reichsbank, 
uch in verstärktem Umfang Bankakzepte herein- 
Wur a. mußte, da andere Käufer nicht vorhanden waren, 
ерен; zeitweise die Frage einer weiteren Diskonterhöhung 
ah erörtert. Wenn auch zunächst eine solche Maß- 
Wied е noch unterbleiben konnte, so ist doch im Falle der 
ei “erholung des Ansturms auf den Devisenmarkt mit 
ko " neuen Erhöhung zu rechnen. Der Lage der Banken 


Be es einstweilen zugute, daß trotz der allgemeinen 
see! Eng der Rembourskredit bisher in keiner Weise 


Ча "Ditert worden ist, auch nicht gegenüber Frankreich. 
Amen nanntlich von jeher im Gegensatz vor allem zu 
Sonder a їп der Auswahl der Rembourskreditgeschäfte be- 
Сер 5 wählerisch gewesen ist und im Gegensatz zu den 
Dok,senheiten der übrigen Welt auf die Vorlegung der 
D ше usw. verzichtet hat. 

уц, ce Anleihegeschäft ist seit der Wahl völlig tot. Es 
Franke deshalb als Ereignis empfunden, дав die Stadt 
Yon bach a. M. einen, wenn auch kleinen Anleihebetrag 
ШР Mill. RM im Inland aufnehmen konnte, ohne daß 
Wäre. ПЕ5 die Herkunft dieser Anleihe bekannt geworden 
айну, es handelt sich um eine 7% %ige mit 1% % tilgbare, 
der St an Jahre fest begebene, aber nach fünf Jahren von 
аі rückzahlbare, mit 94% ausgezahlte Anleihe. 


Die Warenmärkte 
uch in der Berichtswoche hat sich die 
Schlechte Stimmung auf den Metallmärkten 


тар), Sebessert. Besonders flau lag wiederum der Zinn- 
Süng d dessen Lage sich allerdings statistisch eher etwas 
nach OCT gestaltet hat; aber die allgemeine Situation ist 
EEN vor schlecht. Für den Zinnmarkt war überdies die 
ung € von Bedeutung, дав in der Produzentenvereini- 
diesa SCharfe Meinungsverschiedenheiten herrschen. In 
Eese 5 agen ist der Vertreter von 15 malayischen Gruben- 
Беер а йеп, Maier, aus dem Verwaltungsausschuß aus- 
in. м das scheint der Anfang des Zusammenbruchs der 
nac Oducers-Association zu sein. Den Kabelmeldungen, 
Schenk nen in Malaya weitere Stillegungen bevorstehen, 
Weist, тап zunächst keinen rechten Glauben; man ver- 
Kr Wé die Höhe der Bestände, die für Amerika aus den 

Um "H Zahlen noch nicht einmal voll hervorgehen soll. 
Water P Mitte der Berichtszeit wurde auch die Kupfer- 
üngij A für den September bekannt. Sie ist wieder recht 
50000 ig ausgefallen: Die Erzeugung sank zwar um etwa 
da aber die Ablieferungen in der Union (über 


„етеп н 
00) Art bekanntlich die Meinungen geteilt sind) nur um 


blie stiegen, während die Ausfuhr unverändert schlecht 
um у. Sibt sich schließlich eine Zunahme der Bestände 
Че бү 361 000 t Elektrokupfer. Außerdem haben auch 
Weist a ` Supferbestände wieder zugenommen. Insgesamt 
‘Merika einen Kupferbestand von nahezu 600 000 t aus, 
a so viel, wie zur Zeit in einem kuappen halben Jahr 


also etw 
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hergestellt oder in einem reichlichen halben Jahr abgesetzt 
werden könnte. 

Von den anderen Metallen ist in diesem Zusammenhang 
weniger zu sagen. Der Blei-Pool hat sich endgültig als 
unfähig erwiesen, den Preis zu halten; die Notierungen 
sind scharf gewichen. Auch Amerika hat seinen Bleipreis 
heruntersetzen müssen, ohne damit anscheinend den Ver- 
brauch anregen zu können. Die Zinkpreise sind ebenfalls 
scharf weiter abgesunken, ohne daß das auf die Kartell- 
hestrebungen den geringsten Einfluß gehabt hätte. — Die 
Lage der 

Eisenmärkte 

hat sich in den letzten Wochen entgegen den noch um 
die Monatswende nicht völlig verschwundenen Erwar- 
tungen weiter verschlechtert; es werden von überall neue 
Ermäßigungen der Werkspreise gemeldet. Die belgischen 
Angaben für Stabeisen bewegen sich um 4/2/- £; es scheint 
jedoch, als ob gelegentlich sogar noch unter diesem Preis 
anzukommen wäre. Der Auftragsbestand ist überall sehr 
klein, so daß die Erzeugung weiter eingeschränkt wird. 
Auch das englische Geschäft ist schlecht geblieben. Aut 
diesem Markt macht sich der Wettbewerb der festländischen 
Werke deutlicher bemerkbar als seit längerer Zeit. 

Auch aus Amerika kommen heftigere Klagen als seit lan- 
ger Zeit. Die Preise werden, vom Schrott bis zum fertigen 
Erzeugnis, unterboten; die Erzeugung ist niedriger als je- 
mals in den letzten Jahren. Die jüngsten Schätzungen be- 
wegen sich durchschnittlich um 56—57% der Leistungs- 
fähigkeit, während sie vor 14 Tagen noch beträchtlich über 
60 % lagen. Nur vereinzelte Betriebsarten, wie die Weiß- 
blechwerke und gewisse Arten von Röhrenziehereien, sind 
voll beschäftigt. — Diese Lage prägt sich auch in der Hal- 
tung der 

Kohlenmärkte 
deutlich aus, ohgleich die fortschreitende Jahreszeit die 
Nachfrage nach Hausbrandkohle deutlich gesteigert hat. 
Das kann aber für den Ausfall bei Industriekohle und 
-koks keinen Ersatz bieten. In fast allen Bergwerksbezirken 
sind deshalb Förderung und Arbeiterstand weiter ge- 
sunken, während die Läger weiter stiegen. In Westdeutsch- 
land betragen die Halden z. B. mehr als 7% Mill t. Es 
ist bezeichnend für die Entwicklung der Lage, daß die 
Verkaufsvereinigung der Midland-Gruben in England aus- 
einandergefallen ist und damit in diesem Bezirk die Zah- 
lung von Ausfuhrprämien zunächst aufhört. — Der 
Druck auf den Getreidemärkten 

hat in der Berichtswoche aus den vielfach hier erörterten 
Gründen angehalten. Gegen Schluß bewegten sich die 
amerikanischen Notierungen etwa auf dem tiefsten Stand 
des Erntejahres, wobei die Stimmung besonders ungünstig 
dadurch beeinflußt wurde, daß Getreideladungen aus den 
russischen Ostseehäfen auf dem Weltmarkt erschienen. 
Die bisherigen Verladungen Rußlands werden auf nahezu 
1 Mill. t (in allen Getreidearten) geschätzt; sie sind in den 
letzten Wochen besonders beim Weizen wieder gestiegen. 
Europäische Käufe in anderen Ländern waren kaum zu 
beobachten; auch die ersten Angebote von Plata-Weizen 
begegneten, weil viel zu teuer, keiner Kauflust. 

Die Entwicklung der Saaten auf der südlichen Halb- 
kugel wird immer wichtiger. Es ist deshalb von Bedeu- 
tung, daß die letzten Nachrichten aus Australien und 
Argentinien viel besser lauten als bisher; vor allem in 
Australien sind weitverbreitete wohltuende Regengüsse ge- 
fallen, die Ernte wird jetzt privat mit 195 Mill. Bushels, 
gegen 125 vor einem Jahre, geschätzt: das bestätigt die 
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Ansicht, daß Australien die größte Ernte seiner Ge- 
schichte machen dürfte. 

In der deutschen Lage hat sich nichts geändert; die Be- 
hauptungen über neue Erhöhungen der Weizenzölle darf 
man wohl vorläufig als „zumindest verfrüht“ bezeichnen. 
Dagegen wird anscheinend ernsthaft der Gedanke der 
/umischung von Roggenmehl zum Weizenbrot erwogen, 
obgleich dadurch der ohnedies seit Jahren sinkende Brot- 
verbrauch noch stärker verringert würde. Die Senkung 
der Roggenpreise auf dem Weltmarkt ist jetzt so allgemein 
geworden, daß Western-Roggen in Europa wieder beinahe 
wettbewerbsfähig geworden ist; der Preis bewegt sich 
nicht wesentlich oberhalb der Hälfte des deutschen. 

Die Stützungsstellen haben ihre Taktik schon wieder 
geändert. Die Anregung, die sie dem Absatz von vergäll- 
tem Roggen durch Preisermäßigung angedeihen lassen 
wollten, hat nur wenig gewirkt; es ist ihnen nicht ge- 
lungen, ihre Läger, vor allem die im engeren Bezirk von 
Berlin, nennenswert zu entlasten. Soweit man beobachten 
kann, sind sie deshalb in den letzten Tagen dazu über- 
gegangen, Roggen abzugeben statt ihn aufzunehmen, und 
es ist wahrscheinlich nicht falsch, wenn man die Schwäche 
des Roggenmarkts während der letzten Tage hauptsächlich 
auf diese Schwerkung in der sogenannten „Stützungstech- 
nik“ zurückführt. Soweit von außerhalb Ware nach Berlin 
herankommt, kann sie auf den hiesigen Lägern nicht 
untergebracht werden, muß also zu jedem Preis abgestoßen 
werden, was die Stimmung ebenfalls verdirbt. 


Die Schätzung der Baumwollernte für Oktober 
brachte mit 14,5 Mill. Ballen keine Überraschung. Gele- 
gentlich wurde behauptet, daß scharfe Fröste bevorstän- 
den; es sei deshalb nur mit einer kleinen Nachernte zu 
rechnen; aber solche Fröste sind bisher nicht eingetreten, 
die Ernte läuft vielmehr programmälig weiter. Bereits 
jetzt wird, ebenso wie bei Getreide, auf scharfe Ein- 
schränkungen der Anbaufläche hingearbeitet; man wird 
jedoch erst in einem halben Jahr übersehen können, ob 
diese Bestrebungen Erfolg haben. Inzwischen drückt der 
anhaltend schlechte Absatz auf die Stimmung. — Übrigens 
ist die Schätzung der ägyptischen Ernte jüngst in die 
Höhe gesetzt worden. 

Die Abschwächung der Wollpreise hat sich auch nach 
Schluß der Londoner Versteigerung fortgesetzt. 


Die Effektenmärkte 


Berliner Börse 
Starker Kurseinbruch — Danach Erholung 

Die Mitte voriger Woche vom Zentralausschuß der 
Reichsbank beschlossene Diskonterhöhung hat auf die 
Börse einen starken Einfluß ausgeübt. Während man in 
den letzten Monaten vielfach angenommen hatte, daß im 
eigentlichen Kleinpublikum kaum noch Aktien vorhanden 
seien und daß Kapital vorwiegend in festverzinslichen 
Werten angelegt worden sei, zeigte es sich jetzt, daß das 
Kleinpublikum doch noch über erhebliche Aktienmengen 
verfüge. Die typische Depositenkassenkundschaft warf in 
großem Umfang Papiere auf den Markt, beunruhigt durch 
die Diskonterhöhung, die als Krisenzeichen gewertet 
wurde. Auf dem Rentenmarkt und in den Kassawerten 
des Aktienmarkts erfolgten starke Verkäufe, von denen 
gerade gut fundierte und hoch notierte Werte betroffen 
wurden, weil man nicht mehr überlegte, was zu verkaufen 
ratsam, sondern was überhaupt noch verkäuflich sei. 

Die Bewegung wurde verschärft durch kleine Exekutio- 
nen und Auslandsverkäufe. Einige unbedeutende Bank- 
firmen in der Provinz sind in Zahlungsschwierigkeiten ge- 
гаїеп, auch aus England werden kleine Bankinsolvenzen 
gemeldet, und in New York ist sogar eine größere Firma, 
die an deutschen Werten ziemlich stark interessiert war, 
zahlungsunfähig geworden. Aus all diesen Quellen kam 
unfreiwilliges Angebot an den Markt, das zusammen mit 
notleidend gewordenen Publikumdepots einen respekta- 
blen Umfang erreichte. Ferner sprach mit, даб die aus- 
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ländischen Märkte durch Verluste an südamerikanisehe® 
Werten fast allgemein deroutiert waren. che 
Dieser Angebotshäufung stand die kapitalschw& | 
Kulisse zeitweise machtlos gegenüber. Die Bankwelt e 
seit dem Mißerfolg der vorjährigen Intervention seen 
geworden, lehnte jedes Eingreifen ab und überließ 0 
Markt fast völlig sich selbst. Hierzu kam, daß die cht 
geklärtheit der politischen Situation und die КарйаШш© 
psychose auch in jenen Kreisen, die beruflich mi 
Börse verknüpft sind, zeitweise große Unruhe au dem 
Immerhin hätten die vielen Repartierungen au 
Rentenmarkt nicht zugelassen werden sollen, den 
wirken schlimmer als Kursherabsetzungen, weil eu 
Eindruck der Unverkäuflichkeit und der zo da- 
Funktionsfähigkeit des Markts entstehen lassen U einet 
durch erst recht das Bestreben verstärken, sich von chë 
so unzuverlässigen Kapitalanlage zu trennen. Dal 50 $ 
Kritik nicht unberechtigt ist, geht daraus hervor rief- 
repartierungen vereinzelt unmittelbar von Geldrep jo- 
rungen abgelöst worden sind, was bei einem gut iun 
nierenden Markt zweifellos nicht vorkommen dd ar 
Die Krise legte sich, als der Überbrückungskredi ein 
das Reich zustande kam und in der ganzen We ertet 
internationaler Vertrauensbeweis für Deutschland Se? ap: 
wurde. Das Publikumsangebot hat natürlich 0100" gje 
mittelbar nach dem Kreditabschluß aufgehört, арег pte 
berufsmäßige Spekulation des In- und Auslands P nge™ 
dieses Ereignis zur Besinnung; es erfolgten Decku zum” 
die gerade wegen ihrer Plötzlichkeit einen Tenden fte 
schwung herbeizuführen vermochten. Zugleich sc Hofi- 
man aus dem Beginn der Reichstagssitzungen = 
nung, daß endlich die für die Börsenentwicklung БЕИТ 
trägliche Unsicherheit über den Bestand der Reg oren 
beseitigt werde. Freilich lagen auch weiterhin F Börse 
vor, die zur Vorsicht mahnen müssen, aber de, yep 
setzte sich darüber mit derselben Bereitwilligkeit ! aber 
mit der sie zuvor die Mahnungen zur Besonnenhel! Jiner 
gangen hatte. Man hielt weder den Ausbruch des Бе für 
Metallarbeiterstreiks,. noch die Krawalle in ER der 
ernsthafte Störungsmomente. Schließlich hat ашо. ug 
relativ gute Außenhandelsausweis die Börse bein jule 
Bei der Planlosigkeit, mit der das Publikum Ve liche 
durchfiihrte, ist schwer zu beurteilen, wie weit Séi, А 
Momente die Kursbewegungen der einzelnen Papier гі! 
haupt beeinflußt haben. Der relativ gute Quartal 
des Farben-Konzerns hat jedenfalls auf den Farben- 
kaum einen Einfluß ausgeübt. Andererseits wurde 967 je) 
ungünstige Quartalsausweis des Stahlvereins гіет erte 
diskutiert, und man führte die Schwäche der Montan gheit 
vielfach hierauf zurück, ohne daß jedoch mit Gew cht 
behauptet werden kann, daß bei den Verkäufen liche? 
Erwägungen wirklich mitgesprochen haben. | 
erkennbar war, daß bei der Schwäche von Mans ерї 
Anhalten der Metallbaisse und die grundsätzliche stof 
des Reichs von der Subventionswirtschaft den 2 wei 
gaben. Wicking Zement waren unter dem Einfluß 46 Еб 
ter rückläufigen Zementabsatzes stark angeboten. Г Gë ап“ 
sind aus Amerika ziemlich umfangreiche Verkäu”” ‚ch 
geblich auch Zwangsverkäufe, durchgeführt worden ойо 
für Julius Berger und Kunstseidenmwerte sollen Ex der 
nen beobachtet worden sein. Schantung litten unter des 
Kursrückgang der Schuldbuchforderungen, da se eap 
Vermögen der Gesellschaft hauptsächlich aus solchen ack: 
derungen zusammensetzt. Einen bemerkenswerten „zu 
gang erfuhren Hypothekenbank-Aktien. Die Dunn gun 
stande gekommene Fusion hat nicht mehr als Ant 


Das 


Е 8 
gewirkt, und die umfangreichen spekulativen GE 
ments, die in Erwartung dieser Fusion angehäuft Ко" 


waren, gelangten nach Bekanntgabe der Projekte = 
Zusammenhang mit der allgemeinen BörsenkrIs®, дел 
stürzt zur Glattstellung. Relativ fest waren in den fe 

Tagen Thüringer Gas, da der Markt durch Aufkäu arai 
engt ist, ferner Verkehrswesen, da aus einer Aufsich rde- 
sitzung befriedigende Mitteilungen veröffentlicht wu 
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Frankfurter Börse 
Die 


auf Berichtswoche begann mit einem scharfen Druck 
Disko e Aktien- und Anleihemärkte, ausgelöst durch die 
Wer terhöhung und die Flucht aus den deutschen 
æn. Erst am Dienstag und Mittwoch war die Stim- 
beruhigter bei festeren Kursen. Das vorher sehr 
€ Angebot an Renten ebbte schließlich ab. Auch die 
euverkäufe des Publikums ließen nach; vorher noch 
ende Exekutionen waren abgewickelt. Am Mittwoch 
ie Börse wesentlich zuversichtlicher. Abgaben aus 
auch usland waren nicht mehr zu bemerken; freilich sind 
Ledi o äufe von dort bisher kaum bekannt geworden. 
ü с ich für Reichsbankanteile zeigte sich zuletzt vor- 
‚Sehend Interesse. 
єй К Funktionsfähigkeit der Märkte war tagelang gestört. 
af p urs der І. С. Farben-Aktie fiel vorübergehend bis 
a 124 %. Bei kleinem Angebot blieben vorüber- 
Cham Mainkraft, Dyckerhoff & Widmann, Verein für 
u ne Industrie ohne Aufnahme, später wurde nur 
hof rückten Kursen Unterkunft geschaffen, so Dycker- 
diwas nach 75, dann 70, Chemischer Verein 55, später 
und erholt: 56,4. Eßlinger Maschinen (Taxe 50 nach 32) 
esse a rankfurter Maschinen Pokorny waren ohne Inter- 
mit с Seboten, man rechnet für die letzteren jetzt nur noch 
Urze nem Kurs von ca. 15%, nachdem sich der Kurs in 
emer Frist von 22 auf 18% gesenkt hat. Heidelberger 
En notieren mit 84 außergewöhnlich tief, auch Wayss 
em ytag erreichten mit 45% den niedrigsten Stand, von 
Va Sich allmählich auf 48% erholten. | 
aktie 18 unzulänglich war der Einheitsmarkt für Industrie- 
Strieh etreut. Die Liste der mangels Interesses ge- 
umant a Werte hat sich ungewöhnlich vergrößert. Sie 
Hart | Jetzt etwa folgende Werte (Taxkurse in Klammern): 
Sin an & Braun (100), Memeler Zellstoff (85). Ettlinger 
екы Grün & Bilfinger, Marswerke, Vereinigte Kunst- 
fabri. ätten, Metall Dannhorn (2), Schuhstoff Fulda, Filz- 
Wird Fulda, Metallwerke Knodt — für die Gesellschaft 
C һаг" einjähriges Moratorium erstrebt —, Sinalco, 
le 
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е 
Sch Karlstadt, Veritas Gummi, Broncefarbenfabrik 
Bebe Kolb & Schüle (90), Süddeutsche Eisenbahn, 
Che er & Hanau, Wergerbrauerei. Zeitweise waren auch 
mit che Albert gestrichen Brief; später wurden sie 
die und darauf 30% wieder notiert, nachdem durch 
Werte. estigung der Farben-Aktie für andere chemische 
hang Din Anreiz geschaffen war. In diesem Zusammen- 
Buet, EH І С. Chemie Basel, Chemische Milch (nach 
шы elchung) und Chemische Brockhues leicht an. 
efestigt waren Continentale Linoleum (159 
Ze 0) und Motoren Oberursel (155 nach 150), dagegen 
War Т abgeschwächt (60 nach 62% %). Unter Druck 
Schrift Kawag (71 nach 77%), Hilgers (48 nach 51%), 
шшр cerei Stempel (102% nach 104%), Süddeutsche 
Hennin nen (51 nach 34%), Lingel (50 nach 56%) und 

У а Brauerei (155 nach 141 %). 

der Fin ‚ekenbank-Aktien gaben nach dem Bekanntwerden 
Nur а „spläne erheblich nach und erholten sich zuletzt 
nac р die beiden Frankfurter Institute auf 147% 
'usion = Segen zeitweise 170 vor Veröffentlichung der 
Kurse tu schlüsse, Auf den Rentenmärkten wurden die 
Heron, | Goldpfandbriefe gesenkt, bei teilweiser Repar- 
festve” Dach unten, auch sonst überwog das Angebot an 
*inslichen Werten aller Art. In fremden Werten 
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war das Geschäft ruhig, für Mexikaner wurde schließlich 
bei sich widersprechenden Nachrichten über die Regelung 
der Schuldenzahlung die Notiz auf Beschluß des Börsen- 
vorstandes ausgesetzt. 

Im Freiverkehr notierten NSU 44 nach 48%, Kleyer 
48 nach etwa 55 %; Frankfurter Handelsbank waren zu- 
nächst unanbringlich und wurden später mit 85% in 
kleinen Beträgen gehandelt. 


Hamburger Börse 


Die Berichtswoche stand anfangs im Zeichen neuer 
scharfer Kursrückgänge. Die Diskonterhöhung, die Nach- 
frage nach Devisen, die unklare innerpolitische Entwick- 
lung und die Zuspitzung bei der Berliner Metallindustrie 
verstimmten. Die rückläufige Tendenz wurde noch ver- 
stärkt, als einige amerikanische Investment Trusts daran 
gingen, ihre deutschen Anlagen abzustoßen. Von dem 
Abschluß des Überbrückungskredits ging dann eine ge- 
wisse Beruhigung aus. Da gleichzeitig die Großbanken 
intervenierten, konnte sich eine fühlbare Erholung durch- 
setzen, zumal die außerordentlich gedrückten Kurse das 
Ausland in kleinem Umfang zu neuen Käufen veran- 
laßten. Auch die Kulisse schritt, wenn auch sehr vorsichtig. 
zu neuen Käufen, so daß der größere Teil der anfäng- 
lichen Verluste wieder eingeholt werden konnte. Immer- 
hin bleibt eine starke Nervosität und Unsicherheit be- 
stehen; die Kurse neigen, wie der letzte Börsentag bewies, 
sofort zur Schwäche, wenn neue Anregungen ausbleiben. 
Der Geschäftsumfang ist stark zusammengeschrumpft, 
und die sich daraus ergebende Einschränkung der 
Geschäftsmöglichkeiten veranlaßt die Kulisse, immer nur 
sehr kurzfristig zu disponieren. 

Der Schiffahrtsmarkt paßte sich der Gesamttendenz an, 
die Umsätze waren jedoch gelegentlich größer als auf den 
übrigen Märkten. Hapag-Aktien waren vorübergehend 
mit 70 zu haben, sie konnten sich jedoch im Verlauf 
wieder erholen und schlossen mit 74, also 2% unter dem 
vorwöchigen Schlußkurs. In Lioyd-Aktien waren die 
Schwankungen nicht so erheblich, ihr Kurs war stetiger 
als der Hapagkurs, obwohl vorübergehend aus Exeku- 
tionen ein größerer Posten an den Markt kam. Sie schlossen 
mit 75%, hielten sich also immer noch um 1% % über 
dem Hapag-Kurs. In Hamburg-Süd-Aktien waren die Um- 
sätze weniger bedeutend. Die Unruhen in Brasilien, die 
die Geschäftsmöglichkeiten der Gesellschaft weiter ein- 
schränken, und das gerade auf ihrem Spezialgebiet be- 
sonders schlechte Frachtgeschäft führte zu neuen Ver- 
käufen. Der Markt ist jedoch so eng, daß sich der Kurs 
verhältnismäßig leicht manipulieren läßt, und es bestand 
der Eindruck, daß von Bremen aus eine Kursregulierung 
versucht wurde. Hamburg-Süd schlossen mit 156 %, haben 
also insgesamt 6% verloren. Das Geschäft in Hansa- 
Aktien blieb sehr klein, es kam auch bei schwächerer 
Tendenz nur geringlfügiges Angebot heraus. Der Kurs 
ging vorübergehend auf 117 zurück, erholte sich aber 
gegen Schluß auf neue Bremer Käufe wieder auf den 
früheren Stand von 123. In Afrika-Reedereien kam es 
nur zu kleineren Umsätzen. Deutsch-Ostafrika Linie 
wurde mit 50 bezahlt, während Woermann zu gleichem 
Kurs ohne Nachfrage angeboten waren. 


| Bayerische Vereinsbank 


Kredit- und 


Hypotheker -Bank 


Niederlassungen an allen 
größeren Plätzen des rechtsrheinischen Bayern 
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Von sonstigen Verkehrsmwerten blieben Bergedorf-Geest- 
hachter Eisenbahn mit 38 angeboten. Der Vergleichsvor- 
schlag einer Bergedorfer Wirtschaftsvereinigung blieb ohne 
Einfluß, да er ohne Mitwirkung der Hamburger Finanz- 
behörde gemacht wurde. Davon abgesehen war das Gebot 
erheblich schlechter als das Angebot des Hamburger Staats 
bei den letzten Vergleichsverhandlungen. In Lübeck- 
Büchener haben sich die ständigen Käufer aus dem Markt 
zurückgezogen, so daß die Aktien mit 70 zu haben sind. 
Hamburger Hochbahn waren mit 66 ebenfalls schwächer. 

Von Bankmerten büßten Vereinsbank abermals 3% % 
ein, Hamburger Hypothekenbank 3%. Von sonstigen 
Werten waren Karstadt wieder lebhaften Schwankungen 
unterworfen. Sie büßten vorübergehend 7 % ein, konnten 
jedoch in den letzten Tagen den Verlust bis auf #% 
wieder einholen. Die größeren Verkäufe, die den Kurs 
so weit zurückwarfen, sollen zum Teil für amerikanische 
Rechnung vorgenommen sein. Die Erholung ging von 
Interventionen der Verwaltungsbanken aus. Nordsee Hoch- 
seelischerei verloren bei ruhigerem Geschäft nach Absetzung 
der Dividende 1%. Von Brauereien waren Bavaria 1%, 
Billbräu 2%, Elbschloeß 2% und Holsten Brauerei 6% 
niedriger. Im übrigen waren schwächer Tritonwerke 56 
(—11 %), Kühltransit 105 (4%), Harburg Phönix 51 
(—5 %), HEW 113 (3%), Ottensener Eisen 73 (—2 %), 
Ruberoid 58 (—2 %), Schwartauer Honig 25 (—2 %), Nord- 
westdeutsche Kraftwerke 157 (—1 %), Markt- u. Kühlhallen 
112 (—1 %), Thörl 76 (-1%). 

Der Kolonialmarkt war ruhig bei überwiegend schwäche- 
ren Kursen. Schantung gingen auf 75 (—9 %) zurück, Neu 
Guinea auf 270. Genußscheine waren ebenfalls etwas 
billiger zu haben. Von unnotierten Werten waren niedriger 
Deutsche Togo 152 (5%), Dekage 56 (—1%), fester 
Bibundi 10 (+1 %). Von sonstigen unnotierten Werten 
waren niedriger Altonaer und Hansa Hochseefischerei 77 
(5%), Deutsche Petroleum 52% (7% %), Sloman 80 
(—3 %), Gummiwerke Elbe 110 (—3 %), Deutsche Werft 
101 (—2 %), Deschimag 20 (—2 %), Norderwerft 86 (—2 %), 
Deutsche Jurgens Vorzugsakt. 75 (—2 %), Kaffee Нар 141 
(2 %), Kühlhaus Lübeck 71 (—2 %), Deutsche Gasolin 35 
(—2 %). 
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Bill-Brauerel .............. 226B 225G | 2258 | — = 225B 
R.Dolberg >... .. sneue ede == = 80 80 80G | 80G 
EECH Nagel S Kaom d 100G! 100G | 1009 | 100G 100G | 100G 
en d Gë = m pa к, ae —— 
Кайта E ie 100 | wo 0те) 1008 | 1906 100 


Chem. Hell & В ает a 


Malzfabrik Hambur uee! — | 1168| 116В | 114 | 16B 

Sohwartauer Werke 25B 25B 25B 25B !2112G | 22G 

Jaluit-Gesellschaft .. à 45 45G 45G 46G 46G | 46G 

Ge Ee Lë EI Ge 54 ма БӨ 58 
. H. ant. Qes. 

Et сл. | G| ni %& | 4660) SG | 46 


Pariser Börse 


Die Baisse an der Pariser Börse hat in der abgelaufenen 
Woche die Ausmaße einer schweren Depression angenom- 
men. Die Schwäche der großen internationalen Märkte, 
der Krach zweier Banken in New York und London, von 
denen mehrere französische Werte stark in Mitleidenschaft 
gezogen wurden, die politische Unsicherheit in Deutsch- 
land, die Revolution in Brasilien und der neue Preissturz 
der Rohstoffe haben eine Nervosität geschaffen, die den 
Markt außerordentlich verwundbar gemacht hat und die 
von der Baissespekulation nach Kräften ausgenutzt worden 
ist. Dazu kam eine ganze Reihe von Zwangsverkäufen für 
in- und ausländische Rechnung, die erheblich auf die 
Stimmung drückten. Auch aus deutschen Händen soll 
wieder sehr viel Material auf den Markt gekommen sein. 
Es dürfte sich dabei um Effektenpakete gehandelt haben, 
die, vor längerer Zeit gekauft, in Erwartung eines Um- 
schwungs bisher in französischen Banken — wie der tech- 
nische Ausdruck hier lautet — „in Pension gelegen“ haben 


s en ‚erden 
und die zur Beschaffung flüssiger Mittel liquidiert werd 


mußten. Da die Banken, die noch in der vergang? А 
Woche durch ihre Interventionen den Markt jeiauieh 
halten haben, diese Tätigkeit angesichts ihrer vo llen 
Zwecklosigkeit eingestellt haben, waren in na 
Werten Kursrückschläge zu verzeichnen, Wie vor 
Pariser Börse seit längerer Zeit nicht mehr zu registr we 
gehabt hat. Besonders mitgenommen waren ` He 
Kaliwerte, elektrische und chemische Aktien, die We owie 
eisenerzeugenden und eisenverarbeitenden Industrie 5 
brasilianische Anleihen. . Deutsch“ 
Die Entwicklung der politischen Situation 10 А Kredit- 
land hat auch in der abgelaufenen Woche weitere д 
kündigungen zur Folge gehabt, welche die Reich Woche 
neuen Goldexporten zwangen. So sind zu Beginn N i п је 
hier wiederum zwei Goldsendungen im Werte Le seit 
55 Mill. RM eingetroffen, die den Gesamtbetrag pA 
einem Monat von der Reichsbank an die Bank vor в ben. 
reich abgegebenen Goldes auf 330 Mill. RM erhöht ha der 
In den französischen Finanzkreisen begegnet шал die 
Auffassung, daß dieser Goldabfluß keineswegs 007 Fr ‚zu 
Rückzahlung gekündigter Auslandsguthaben zuri kopto 
führen, sondern zu einem großen Teil auch auf 08% + dies 
deutscher Kapitalflucht zu setzen sei. Man schließt sehr 
insbesondere daraus, daß hier für deutsche Rechnun® егей 
viel ausländische Devisen gekauft worden SI "vu ge- 
Kurse dadurch teilweise sogar über den Goldpu 
stiegen sind, so insbesondere holländische Gulden trot? 
Schweizer Franken. Dagegen ist die Notiz der Ma jeicht 
fortgesetzter Gold- und Devisenabgaben mit 606,2 k von 
unter Parität gesunken. Der Goldbestand der Ban 
Frankreich, der bereits in der Vorwoche die Rei", gje 
von 49,1 Milliarden Fr erreicht hat, dürfte du е die 
neuen Überweisungen der Reichsbank in dieser "0 
fünfzigste Milliarde überschritten haben. Die Ke ep 
dieses Überflusses ist die unablässige Erhöhung des реда! 
umlaufs, der mit 73 Milliarden Fr den effektiven 
an Zirkulationsmitteln längst überschritten hat Ш" gus- 
mehr und mehr in einer Verteuerung des PreisniveaUf id. 
wirkt, sowie die verhängnisvolle Verflüssigung ез perle 
markts, auf dem selbst zu niedrigsten Zinssätzen kei 
Anlagemöglichkeiten mehr zu finden sind. h die 
Von dem schweren Finbruch der Kurse sind апе ene? 


sie 


sbank 2 


dem Eindruck des völligen Zusammenbruchs der bras hne 
schen Werte, die Kursverluste bis zu 40 % zu Ver o. yon 
hatten. So ist die 4 %ige brasilianische Staatsanlel { 82% 
1889 von 255 auf 194, die 4 %ige von 1910 von 1142 Dag 
die Hafenanleihe von Pernambuco von 1455 au! "a die 
fallen. Beträchtlichen Kursschwankungen unterla8®® pje 
von der Spekulation erneut angegriffenen Türken. über” 
4%ige Unifizierte, die durch Blankoverkäufe хот йе 
gehend auf 44 gesunken war, konnte binnen 24 Stu lem 
auf 49,90 zurückschnellen. Stark gelitten haben ya u def 
die Bankenmerte. So hat die Bank von Frankreich Säll 
letzten Liquidation nicht weniger als 1080, der je de 
Lyonnais 160, die Union Parisienne 130, die Band! е 
Paris 160 Fr eingebüßt. Noch empfindlicher war” gje 


а 2 werte 
Verluste der elektrischen und der chemischen " erte 


vor allem durch die massiven Abgaben des Au ats die 
drückt waren. So sind seit dem Beginn des Mon 
15.10. 
| 8.10. lo. 10. | 10. 10. 13. 10. 14 10. ai 
т el 897.401 87.15| 87.06 | & 107; 
зо Staatarente а 157.80 192001 108.10 | 108.10 10706 a 
Banaue de France 3) . 11 | 21700 | 21600) 21450] 21450 25725 2 
Crédit Lyonnais ®)......... 2890| 2835| 2795) 2798, 5440| р 
Banque de Paris et дев Pays-Bas 26 2565| 25401 2540] 757A] 1676 
Paris-Lyon-Mediterrande 2. | 1610| 1605; 1601) 1600| 1540| 1296 
Acieries de Lon Lg "E 1625 | 1550) 1560| 1545 1 И 
Schneider & Cie (Creusot) %...- 1985 | 1930] 1901] 1880 1096 
Mines de Lens 1).......... Paz um AS ZE: 1016 2695 б 
Cie. Paris. је e Electr.) .. 210 a 12690 Se 675 о 
760| 755] 2601 7465| Ain 
1625 | 1800) 1680| 1556] 1520 
2640 | 2550) 2540| 2450) 2400 
110! 740 9381 7291 7 9 gr 


Nominalwert der Stücke: 1\ Fr 100, 3) Ет 1000, 5) Fr 500 4 Fr 400. 
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Compagnie Parisienne de Distribution d'Electricité von 
0 auf 2625, Thomson Houston von 770 auf 675, Kuhl- 
von 820 auf 710, Air Liquide von 1640 auf 1520 
wanchgegangen. Zechen und schmwerindustrielle Werte 
Bëss? weiter ‚abgeschwächt. Selbst die französischen 
nbahnen, die bisher der Tendenz einen bemerkens- 
еп Widerstand entgegengesetzt hatten, wurden in 
Er Woche von der allgemeinen Abwärtsbewegung mit- 
un. Kautschuk- und Petroleumaktien waren trotz der 
ul Stigeren Nachrichten über die Verminderung der Pro- 

“tion und der Lagervorräte stark angeboten und konnten 
ür mit neuen Kursverlusten realisiert werden. 


Londoner Börse 


le Lage auf dem Londoner Geldmarkt hat sich wenig 
"ändert. Eher hat die Flüssigkeit noch etwas zu- 
ommen, und die Notiz von 2% % für Dreimonats- 
зе die in den meisten Tagen vorherrschte, ist zeit- 
WW mit 216% unterschritten worden. Vom Kontinent 
Ben einige Handelswechsel mit 21/3: % genommen. Täg- 
ETS Geld und Prolongation kosteten zuletzt 1% %, Geld 
т еше Woche 2%. Die Emission der 4 %igen Treasury 
ra ist günstig ausgefallen; im ganzen wurden über 
і Mill. £ gezeichnet und 105 Mill. £ zugeteilt, nur ein 
Del davon zu dem fesigesetzten Mindestpreis von 
SCH 10/— bei 65 % Repartierung. Als Durchschnittspreis 
liste ein Betrag von £ 100/11/6,98 genannt. Die Zeichnungs- 
"ëmgi der Anleihe für Indien im Betrage von 12 Mill. £ 
en eine Stunde nach Eröffnung geschlossen. Auf dem 
Page markt war der starke Kurssturz der spanischen 
Se} ten die auffallendste Bewegung. Daneben hielt die 
Wäche der Reichsmark weiter an. 

Schr ‚Anfang der Woche wurde die Börse durch die 
TDierigkeilen einer Maklerfirma überrascht, die ihren 
dar Achtungen nicht mehr nachkommen konnte, Bald 
Ge uf ereignete sich eine zweite Insolvenz bei einem 
@ Senmitglied. Beide Male handelte es sich um unbe- 
ж mr Firmen. Trotzdem stand die Börse zeitweise stark 

Auf dem Eindruck dieser Ereignisse. 
auf dem Anleihemarkt konzentrierte sich das Interesse 
richt Südamerikanische und deutsche Werte. Die Nach- 
Handi von den Unruhen und den Fortschritten der Auf- 
Re Sbewegung haben zu größeren Kursverlusten geführt. 
aur „, ige Brasilianische Fundierungs-Anleihe fiel von 69 
dh die 5 %igen Fundierungs-Bonds gingen von 78 auf 
vi Steck Aus Lima wird die vorübergehende Zahlungs- 
Si ung der Bank of Peru and London nach einem 
Ke die Depositen gemeldet. Das Moratorium, das die 
währt 18 zur Vermeidung weitergehender Störungen ge- 
nv; hat, reicht bis zum 19. Oktober. Die Anteile der 
Shar lan Corp. sind von 5 auf 4%, die 5 %igen prefered 
auf es von 35% auf 33 und die 6 %igen Debentures von 86% 
*72 gefallen. — Die Young-Anleihe, die zu Beginn der 
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Woche 79 notiert hatte, schloß mit 75%. Ähnlich verhielten 
sich die übrigen deutschen Werte: Berliner Anleihe notierte 
77 statt 82, Hamburger Anleihe 86 statt 89, die Münchener 
hielt sich mit 78 gegen 79 besser, ebenso die Kölner mit 
81% gegen 82, die Dawes-Anleihe ging von 103 auf 101 
zurück. 

Heimische Anleihen lagen weiter fest und kaum ver- 
ändert. Die 5 %ige Kriegsanleihe sank leicht von 104% auf 
104/20, die 4% %ige Conversions-Anleihe blieb bei 101%. 
Die sonstigen fremden Staatsanleihen waren wenig ver- 
ändert, mit Ausnahme der argentinischen, von denen die 
4%igen Gold-Bonds (von 1897) von 80 auf 78 zurück- 
gingen. Stärker verschlechtert waren wiederum heimische 
Eisenbahnmwerte: Great Western schlossen mit 68% gegen 
70%, London Midland mit 31% gegen 55%, Metropolitan 
ordinary Shares mit 70% gegen 72%. Unter den fremden 
Eisenbahnwerten waren natürlich am meisten die süd- 
amerikanischen von Kursrückgängen betroffen: Leopol- 
dina notierten 22 statt 27, Cordoba Centres 14 statt 17, 
Centr. Argent Ву 60% statt 68% und Buenos & Pac. 71 
statt 80%. Die übrigen südamerikanischen Werte ver- 
hielten sich ähnlich: Braz. Traction fielen von 30 auf 21%. 
Die internationalen Werte waren überhaupt stark ab- 
geschwächt, im allgemeinen noch mehr als in New York: 
U. S. Steel 150 statt 159%, Pennsylvanie Ку 69% gegen 
71%, Canadian Pacifie 173% gegen 182%, International 
Holding 5% gegen 4%, Hydro Electric 27% gegen 34%. 
Auch Minenwerte gingen im Kurse zurück (Tanganyika 
von 30/7% auf 26/10%), ebenso Ölwerte (Royal Dutch 
27% statt 28), während Gummianteile wenig verändert 
waren (Ruber Plant. 23). Stärkere Kursverluste erfuhren 
die Anteile von Tabakgesellschaften, da die Preiskämpfe 
in der Zigarettenindustrie größere Abgaben auslösten. Der 
Markt der Industriewerte wurde gleichfalls durch Kurs- 
verluste gestört, die fast alle Standardwerte erfaßten: 
General Electric 43/3 statt 47/3, British Celanese 8 statt 9. 
Eine Ausnahme machten einige Kunstseidenwerte: British 
Enka stieg von 4/3 auf 4/6, Snia Viscosa blieb unverändert 
auf 7/6. Sehr schwach waren wiederum Cable and Wireless 
mit 20 gegen 23%. 


| 8. 10. | 9 10. | 10.10, | 13.10. | 14.10 | 15.10. 


4% Funding Loan.......- 9118/1в | 0134 915/8 915/3 915/8 913/4 
London Midl & Scot. Ога. | 332/4 aaıa | 33 328/4 31213 8118 
бепра! Argenting Ота... 671/2 661/2 641/2 63 601 62 
е Beers Cons. Mines Def| 67/s 87/8 658 65/8 65/8 6 
Burmah Oil Со. .......... 40 40 37/8 БИГ 318/16 318/10 
Angio Dutch Plantation ..| 226 229 29:6 22/0 220) 
ыр ТЕНИР 41 40,719 | 40/709 | 40/91/82 | 200 401/9 
mperial Chemical Industr.| 2011/2 | 19 12а 6 /3 It | 19 
okers ...... TET 7 й 18 Vis | 7/0 Di 
Rio Tinte Ота._.......... 318/8 3034 301/4 301/4 991/9 
Aktienindex 1929==100 ..| 75,5 74.0 73,6 72.7 en 
Abschlüsse total .......- 5359 5339 ba? 6477 5423 — 
ats- п. Kommunalanl.| 1567 1515 1378 1821 1391 = 
Verkehru. PublicUtilities! 948 1004 952 1288 1030 — 
Handel u. Industne .... 1641 1902 1913 1 1762 Ее 
Bank, Versicherung .... 698 +27 628 = 
Minenwerte ............ 384 433 424 4ай 450 — 
Delwar.. Ie ...... 109 158 172 202 181 = 
Gummi, Тее. Kaffee....] 159 143 152 149 108 _ 


Eigenkapital RM 134 000 000 


й: Reisekreditbriefdienst 
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New Yorker Börse 


Die Kursrückgänge in Wallstreet sind am Freitag zu- 
nächst zum Stillstand gekommen. Während am Vor- 
miltag starke Kurseinbußen — bei enorm großen Um- 
Sëtzen von rund 2 Millionen Shares in der Stunde — ein- 
traten, kam es später zu einer so starken Deckungsnach- 
frage, daß sowohl die Verluste dieses Tages als auch 
zum Teil die sinkenden Kurse der vorangegangenen 
halben Woche wieder ausgeglichen wurden. Die Börse 
war am Tage darauf uneinheitlich; die Umsätze waren 
die geringsten der Woche. Der Montag war infolge des 
Columbus-Tages börsenfrei und der Dienstag trotz an- 
füänglicher Liquidation im ganzen befestigt. Zu der Un- 
sicherheit in den ersten Tagen trug sehr wesentlich die 
Insolvenz der Maklerfirma Prince & Whitely bei, der dritte 
Fall in den letzten Wochen. Es handelt sich diesmal um 
ein Unternehmen von hohem Rang, eine der größten und 
ältesten Maklerfirmen des Platzes, mit starken Interessen 
auch im Ausland. Der Zusammenbruch, der als größte 
Insolvenz dieser Art in den letzten zehn Jahren gilt, wird 
auf verfehlte Stützungsversuche in einzelnen Werten 
zurückgeführt. — Die Konjunkturnachrichten lauteten im 
allgemeinen nicht besonders günstig. In den letzten Tagen 
fand eine Konferenz zwischen Hoover und den Präsiden- 
ten der New Yorker Börse statt, in der die Baisse-Aktion 
und die Möglichkeiten ihrer Bekämpfung behandelt wurden. 

Auf dem Geldmarkt ist eine gewisse Versteifung ein- 
getreten; die Belastung der New Yorker Reserve-Bank hat 
sich verstärkt, obwohl der Ultimo überwunden ist. Wenn 
das Federal Reserve System im ganzen nur eine Kredit- 
ausweitung von 2 Mill. $ zu verzeichnen hat, so geht dies 
ausschließlich auf die Entlastung der Provinzbanken zu- 
rück. Dagegen sind die Maklerdarlehen auf einen neuen 
Minimalbetrag zusammengeschrumpft; sie haben zum 
erstenmal die 3 Milliarden $-Grenze unterschritten und 
halten nach dem letzten Ausweis bei 2905 Mill. $. 

Im großen und ganzen hat sich das Kursniveau der 
letzten Woche trotz des dazwischenliegenden Kurssturzes 
nicht wesentlich verändert. Soweit Änderungen vorliegen, 
überwiegen im allgemeinen die Rückgänge. Der Tiefpunkt 
des Kursniveaus wurde am 9. Oktober crreicht. Gegen- 
wärtig notieren etwa drei Viertel aller Effekten niedriger 
als nach dem großen Kurseinbruch im Oktober 1929. 

Eisen- und Stahlwerte verhielten sich unregelmäßig: 
American Steel fielen von 34% auf 31, American Can 
sanken von 118% auf 114 und stiegen dann auf 119. Unter 
den Metallwerten waren die Rückgänge ebenfalls sehr 
erheblich, relativ am stärksten bei Vanadium Corp., die 
von 58% auf 50% sanken. Anaconda hielten sich unter 
Schwankungen bei 37, American Smelting fielen von 55% 
auf 54%. Etwas größer waren im allgemeinen die Ver- 
luste bei den chemischen Werten — mit einigen Aus- 
nahmen wie U.S. Industrial Alcohol, die von 60 auf 62 
anzogen. Dupont de Nemours gingen von 105% auf 99% 
zurück. Unter den Ölwerten zeigten Phillips Petrol. mit 
22 gegen 25% die relativ stärksten Kursverluste. Schwächer 
lagen auch wieder Publie Utilities: National Power and 
Light 33% statt 37, North American Co. 84% statt 91%. 

Von den Eisenbahnwerten schlossen Baltimore and Ohio 
mit 85 statt 89 und Union Pacific 200 statt 204. Der Bonds- 
markt lag zunächst ebenfalls schwach. Am 10. Oktober 
wurde die Young-Anleihe vorübergehend bis auf 72% 
herabgedrückt. In den letzten Tagen erholten sich die 
ausländischen Werte, vor allem auch die südamerikani- 
schen und die deutschen Anleihen. 


| 8.106. | 9.10. | 10.10. | 11. 10. | 14.10. 115.10. 
‚8. Steel Corporat. | 15118 1461/4 14988 1488/3 14883 | 1528/8 

merican Сап Со... | 11814 114 ү 11914 11412 119 121 
Anaconda Copper.. | 37 35, | De 365/8 37 381/9 
eneral Motors .... 373/4 863/4 3714 3514 361/2 357/8 
КЕМ у 1944 1@1в 17778 1718 1778 131/8 
eneral Electric. ... Б85/8 547 a 5R14 543/4 R68/8 5714 
Am. Те leer... | 2001/2 196 19915 14578 H 20134 
io Çoporation .. 241/8 2 b/a 2414 2318 9 15/8 243/4 

ed Chemical..,. | 212 205 210 2121/4 210 216 

Standard OilN.J .. 6A1/g 561/8 578/8 5 13/4 Б 59 
oolworth ...... 43 601/2 63 62 631/4 64374 
Pennaylv.-Railr. Co. 69 68 63 871/2 6734 688/4 
Aktienumaatz (1000) | 2061 | 5041 6682 1725 3382 | 2374 


Зани? 


Preußifche Staatsfinanzen im August 1930 


(MIIL RM) ИЕ ИЯ 
lahrs- 


A. Ordentliche Einnahmen nnd Ass- 
gaben!) 


Aus dem Voriahr: 

a) Zur Drekung_restlicher Verpfich- 
tungen aus dem Voriahr zurück- 
EE Restbestände ...... 

b) Zur Deckung des Fehlbeirages des 
Recehnungsjahres 1929 sind er- 
Torderlich E ee, En.) 17,840 

Вевіа па. nee Eer e 160.032 


177,672 


1. Einnahmen 


1. Steuern: 
a) Landesteile (ohne Б) 2) .......... 1 840,170| 158,459) 157.130 
b) Anteile der Gemeinden (Gemeinde- 
verbände) USW. .................. 


W Steuern insgesamt ...... 
2. Uberschtsse der Unternehmungen 
on triebeg m: Т. EE 


` Verbleiben .............. 
3. Sonstige Einnahmen: 

[с ы сеза een ee 1, 
Wissenschaft, Kunst und Volks- 
ња Na 
Übrige Landesverwaltung) ...... 

Einnahmen insgesamt.... |2 614,953| 168,083| 205,847 
(abzüglich der Steuerüberweisungen 
an Gemeinden usw. und der Zuschüsse 
an Unternehmungen und Betriebe) 


П. Ausgaben 


e T E eet, EE le 29.632 140,70 
2 Wissenschaft. Kunst und Volks- 04.222 
idee, geet a 80,207] 5 
3. Wertschaffende Arbeitslosenfür- pr 
re EE 31586 М 
Б. 8Веһш4вп@епвї ..-...,у...........-. 7340 бл 
6. Versorgungsgebührniase........... S 17,80 279271 
7. Sonstige Ausgaben’) .............. 80,197) 77347 
Ausgaben insgesamt .... 226,351 98. 
Mithin: 88,1 
Mehrauagabe .................. Za 20.504 = 
Меһгеїппаһте...................... ml WH, 
В. Einnehmen und Ausgaben auf Grund von An- | 
leihegesetzen 
Aus dem Voriahr: 
Mehrausgabe ...................... RM 22,580 
І. Einnahmen 660 
варен. „сл а, e e u . “ 000 
arunter: (Anleihen) ....................... 5 43%) e 
П. Ausgaben Е 
sam vm 00 
5:989 1216 17% 
0.150) 0,029 i 
0,945 0.012 E 
Ausgaben insgesamt . = 12.576 seid ` Hä 


Mithin: M 6.873 e 
Mehreinnahme 1567 13% 
С. Abschluß 
1. Ordentliche Einnahmen und Ausgaben 3 
Bestand ans 1929°........................ Be. 22 : 10009 
Mehreinnahme April bis August 1930 .....................---+—. 1.907 
zusammen Mehreinnehmen 22 
Il. Einnahmen und Ausgaben auf Grund von Arleihegesetzen 680 
Vorschuß ang 19209... еее оноон онооно ньне нна 22-356 
Mehreinnahme April bis August 1936 Ke TE) 
zusammen Mehreinnahme 15080 
Bleibt Bestand......... SE E 106, 
D. Stand der schwebenden Schulden Ende Augnst 1930 
Schatzanweisungen AE EE 21650 


hmen und Ausgabe außerplat 
1) Hier sind die fmen und Ausgaben (aun di Ате, фе [овда о ДЕ bet 
һпе die am Schlusse des te igo A Be у leb ene Ar 

KEE bis Ende i GE Kar 

em o 
Жыт. örstwirtäche siahr 10%и) — ч) hne Einnahmen bzw. Ausgabap 
an Steu un ga hinterlegten Geldern bei der allgemeinen Finanzv 
tung. — 5) Ohne ersoraungsgebührnisse. 
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Berliner Börsenkurse vom 9. bis 15. Oktober 1930 


Div. 
9/0 


Heimische Anleihen 
fr. sl 5425 | 54.25 | 54.25 
. | 620| 600] 5.80 


Ausländische Anleihen 


SS — 20,25 
21.30 | 21,10 | 21.00 
4.75 | 14,83 | 13,63 
41/3 | 39.75 | 39.90 | 39.50 
їз | 2:0 | 240| — 
4 | 27,20 | 28,90 | 26,70 
4 "D 175 | = 
4 = 190) — 
4a | — 3.10 | 290 
48 ев «> =» 
8 9.00 | 850| 8.25 
41а | 14,25 | 13.00 | 1300 
4 680 | 6,80 | 6,80 
4 3.95 
4| — 485 | 4,80 
4 488| — — 
1 — 488 | 460 
4 4.85 |- 4.60 | 4,50 
fr. 7. | 11,50 | 11.00 | 11.00 
418 | 20,00 | 19,70 | 19.70 
аа | 24.90 | 24.50 | — 
A | 93.50 | 23.560) — 
4 | 19.25 | 19.00 | 18,90 
4 185 | 1.70! 1,63 
4 | 10,00 | 10.13 | 18.10 
Aus | — 14,83 | 14.00 
Аз | 11,25 | 11,00 | 10,60 
Aus | 11,38 | 10:80 | 10.75 
fr.2.| = = ‚90 
тт. Z. | 15,25 | 14,00 | 14,50 
Bank - Werte! 
a [100.00 | 99.50 | 100,00 
10 1103.50 | 98.00 | 98.50 
11 |10600 |102.00 1102.00 
10 1104.75 104.25 | 101.50 
10 1123.00 |121.50 | 122.0 
10 |131.00 !129.50 | 130.00 
12 1128.25 | 127.00 |126.25 
11 (11400 |112.50 | 114 25 
12 152.00 |152,00 |15325 
10 !112.25 [11100 | 110.25 
10 |111.50 |1.0.00 |11000 
8а | 27.75 | 27.63 | 27.76 
12 |20763 |207.00 | 204.50 
Б | 10,25 | 10,25 | 10,25 
Bahnen-Werte 
12 |11600 | 113.88 | 113.50 
Б | 49.50 | 47.00 | 46.50 
7 | 86.75 | 85.75 | 84:5 
8 | 87.00 | 61.50 | 64.00 
0 | 80.00 | 79.25 | 78,25 
— | 20.25 | 22,50 | 22.00 


Schiffahrts-Werte 


7 74.50 | 73, 72.13 
8 116140 1156.20 | 154,50 
10 |122, 1:9, 119,50 
8 75.25 | 74,13 | 78,13 


Automobil-Werte 


о | 24.001 21.25 | 22.00 

0 | 1125| 10.75 | 10.75 
Chemishe Werte 

в | 40.00 | 38.00 | 38.50 

5 | 3000 | 32.00 | 35.00 

7 | 4000 | 40.00 | 38.00 
12 9] 131.75 1128.25 | 12825 
в |40 8.75 | 3925 
18 | 44.00 | 42.88 | 4325 
8 | 6925 | 67.50 | 66,50 
48| 50.75 | 50.00 | — 

5 | 47.00 | 44.38 | 44,75 


_ 
> 
м 
д maai 
Grp 
[= 115 Te 0 


DI 


— 
Den орол E 


Spam 


EE 


m 


ET EEN 


ko 
dech 
в 


118.75 | 110.63 | 111.26 


| 9. 10. | 10. win, 10. |13, 10. 


14. 10. 
54.95 5425! 
5.63 | 6,00 | 
18,83 | 19.13 | 
18.75 | 19,25 | 
= 19.50 
12,90 | 1290 
‚50 | 39,50 
га бр: 
26.80 | 26,80 
= 2.00 
170| 190 
2,90 | 3,10 
775 | 813 
1250 | 12.88 
6.50 | 660 
3,50 = 
4,50 | 4.38 
4,50 | 4,20 
440 | 420 
= 4.20 
10,75 | 10.90 
19,70 | 20,13 
24.25 | 24.75 
23.75 | 23.90 
18.75 | 19.20 
1:65 | 1.80 
10.00 | 10.00 
= 13.25 
10,25 | 10.88 
– 10,88 
сив 
13.75 | 13.75 
29,50 | 99.50 
56,26 | 98.00 
102.00 | 104.00 
102.00 | 102,50 
120.75 | 119.50 
130.00 | 130.00 
127.00 | 12800 
116.00 | 114 75 
153,25 |154 50 
110.50 |112.00 
108.75 | 110.50 
9775 | — 
202.50 | 207.50 
10; 10,50 
111,78 111415 
48.75 | 49.13 
84.00 | 84.13 
63'95 | 65.50 
73.13 | 73.26 
23.00 | 22.38 


21,00 | 21.50 
10,50 | 11,00 


38.00 | — 
38,75 | 38.26 
37.50 | 3950 
128,25 |131 50 
38.00 | 32.00 
42.95 | 42.75 
67.25 | 7050 
49,00 | 5000 
44,75 | 47.25 


0900 [111.50 
108.13 |110.50 
131,00 | 132.25 

ГЕЯ 83.00 
257.00 | 251.09 

54 63.75 

80.5 80. 
104.0 | 107.00 

69, 67. 
113,33 [115.00 

89 


111.50 1115,50 


15 10. 


осо, enee 
2335 | вк 
Nasa 8353 


118.00 


Hackethal Draht 
Hamb. Elektr, .......... 
Lahmeyer & Со......... 


. Lorenz . 
Mix & Genest........... 
Österr.Siemens-Sohuck.!) 


Tel. J. ВегНпег.......... 
Vogel Огаһі............ 
Voigt & Haeffner ...... 


Kaliwerk Aschersleben 
Salzdeifurth Kali 
Westeregeln Kali ...... 


l seresa 


Lokomotiv- und Waggon-Fabrik- 


Berl. Maseh. Schwarzk. 
Krauss & Co. Lokom. .. 
Orenstein & Koppel .... 


Masdinen- und 


Gebr. Körting .........- 
Maschinenbau-Untern. 

Maschinenfabrik Buckau 
Motoren Deutz . 
Hugo Schneider. 
Schubert & Salze: 


Buderus Eisen.........- 
Gelsenkirchen Вяз..... 
Harpener Bergbau 6 
Boesch Eisen ..... ` 
Hohenlohe-Werke d 
Hse Bergbau ..... a 
Klöckner-Werke ...... 


Köln-Neuessen ....... 
Laurahöitie ........... 
Leopoldgrube .........: 
Mannesmann Röhren .. 
Mansfeld ........ 
Maximilianshütte 


Schles. Bergbau........ 
Schles Bergw. Beuthen 
Siegen-Solingen Qub .. 
Stolberger Zink. 
Ver. Stahlwerke. 


Algem. Kunstziide Unie 

d. É Bemberg ........ so 
Deutsche Wollenwaren 

F. H. Hammersen ...... 
Norddt. Wollkämmerei., 
Schlesische Terxtil...... 
Stöhr Kammgar ...... 


Aschaffenburg. Zellstoff 
Basalt ........ ETTE 
Berger Tiefbau ........ 
Calmon Asbest ........ 
Charlottenburg. Wasser 
Continent. Gummi, 
Dt. Atlant. Telegr.. 
Dt. Cont. Gas Dessa 
Deutsche Erdöl ........ 
Dt. Linoleumwerke .... 
Dt. Ton- u. Steinzeug 
Dt. Eisenhandel 
Dynamit Nobel ....„... 
Eisenb.- Verkehrsmittel 

Feldmühle Papier ... 
Harb. Gummi Phönix 
Phil. Holzmann ..... 
Hotelhetrieb ... 
Gebr. Junghans 


Miag Mtl 
Nordse y 
pawe ө. 


Polyphon-Werke 
Sarotti .. 
Sohles. Portl. Cement .. 
Schultheiss-Patzenhofer 


Transradio ............ 
Ver. Schuhfabrik. Wessel 
Wicking Porti. Cement 

Zellstoff-Verein ........ 
Zellstoff Waldhof ...... 


а | 68.00 | 50. 
10 [11400 | 110.0 
12 [18860 |182, 
8 |12800 |12800 
8 1102,75 |100.50 
10 |123.00 | 120.25 
10 | 147.00 | 145.00 
Tia | 78.00 | 1800 
12 |129.00 | 125.00 
14 [171.50 | 171.00 
6 | 64.75 | 62.50 
6 1150.00 | 150.00 
Kali-Werte 
| 10 1187,25 [181.50 | 
i 15 1260.00 | 251.00 | 
| 10 118900 | 183,50 | 
0 | 32.50 | 32.A0 | 
0 — 7095! 
6 | 45.00 | 41.00 | 


EI 
сооко ECKE 


ea 


Montan- Werte 


81; 
0 


Sonstige Werte 


Е 
RE EE ә Kë? 
Kee 200.10 а-а-а 
3 
E 


соол ооо 


65.00 | 65.25 
55.00 | 53.50 
49,75 | 50,00 
111.50 | ~ 
32,00 | 30.00 
3000 | 27,75 
100.00 | 100,00 
65.00 | 64,01 
73.00 | 73.00 


131.25 | 128.00 


50.00 | 47.00 
93.38 | 89.0 
54.00 | 83.00 
72.76 | 67.26 
56.13 | 66,00 
905 25 | 206.00 
69.25 | 61.50 
7309 | 6900 
36,50 | 36. 

66 25 | 63.50 

37. 312 
162.00 | 15960 
10.00 | 9800 
40.50 | 40 25 
69:95 | 57.75 
170.00 | 166.26 
67.75 | 95.88 
8400 | 82.00 
38.00 | 37.00 
64.0 | 6400 
650| 813 
55.00 | 52.00 
63.50 | 59.50 
Textil- Werte 
| 53.50 | 51.50 
| 60.00 | 57:00 
6.75 | 6:5 
102.00 | 102.00 
0 | 80.00 


61,0 
8.00 d 
69.75 | 68,50 


(Einheitskurse der fortlaufend notierten Papiere und Kassakurse der auf Zeit gehandelten Wertpapiere) 


183. 
255, 
87.25 


8 


129.75 


128,50 |129: 
175.00 


121,38 


58,00 
150,00 


60,50 
149.76 


189.00 
267 00 


1182,00 | 183.50 
0 1193.00 


| 
250.00 1768,00 | 
1184,00 | 183,50 | 


Aktien 


29.00 | 32.00 | 32,75 | 34.00 
6925|60!—<— | — 
44.00 | 44.00 | 45.00 | 46,25 


64, 
208.00 
01.50 
71.25 
30,50 
67,00 
37.60 
158 00 
5.00 
41.00 
5900 
170.75 
68.50 


5250 


32233 2223 


12 | 83.00 | 73.00 
0 | 30,50 | 294 
20 |205.60 |21000 
0_| 11.75 | 11.75 
7.5| 80.00 | 7750 
9° |124.50 | 124 
8 | 94.25 | 92.00 
9 [10758 | 103.50 
7 | 60.26 | 587 
15 [14925 | 146.50 
11 | 8700 | 810 
7 | 4300| 37.00 
бе) | 80.63 | 58:50 
ı2 [14400 | 142.00 
12 |11350 | 109.50 
6 | 5200 | 48.0 
a | 71.25 | 65.60 
10 [107.00 | 103.50 
0 | 20.50 | 28.00 
12 | 84.50 | 84.13 
8 | 94.00 | 91.00 
10 | 7650 | 1300 
12 |15500 | 156.00 
12 1141.00 | 137,50 
163 | 29.25 | 2900 
20 |143.00 |140 25 
10 |101.75 | 99.75 
12 [103.00 | 105.00 
15 1177,25 | 175.00 
15 [285.00 | 289.25 
6 | 17600 | 75.00 
10 |15000 | 146.50 
10 |109.00 | 109.50 
8 (12100 | 120.00 
0 | 3525 | 35.00 
10 | 6050 | 6200 
10 | 51.00 | 48.00 
12 111450 1110,25 


46.00 
111.00 


Metallw.-Fabrik- Aktien 


66.00 | 64,00 | 64.50 
51,75 | 51.25 | 5100 
bü | 48.75 | 4850 
110,00 | 114.00 | 113.50 
30.00 | 30,00 | 32,00 
30.00 | 39.38 | 30,25 
97,50 | 2800 | 9800 
59.00 | 59.75 | 61.00 
GER 65,00 | 65,00 
131.75 11314,25 | 188.50 
47,25 | 50,75 | 50.50 
9000 | 91.83 | 9125 
ЕБ) | 88.50 | 91.50 
72.50 | 75.25 | 78.75 
64.00 | 63,50 | 63.00 
218,25 191210 [216.00 
1.u0 | 64.5 86,88 
1.25 | 78.00 | 77.20 
35.50 | 36.50 | 38.00 
— 3800 | 40.50 
65.50 | 66.50 | 1000 
37.13 38.00 
162,00 | 16250 ; 182.50 
9.00 | 95.0: 95.0Ü 
40.25 | 39.00 | 41.5 
60, 60.25 | 610 
160.75 | 178.00 | 177.00 
69.13 | 70,38 | 73.76 
74.25 | 76.6 80:0 
37.00 | 37.25 | 37 25 
00 | 60.00 | 60.50 
48.00 | 46,00 | 48,00 
61,63 | 62,26 | 62,50 
53,00 9.00 | 61.00 
61.18 | 65.00 | 6575 
6.63 6,75 | 6,50 
102,00 | 102.00 | 102,00 
53,75 | 60,25 50 
= 0.25 | 6.25 
69,50 | 70.00 | 72.00 
75.50 | 74.25 | 82,00 
28.00 | 28,00 |_— 
210,00 | 215,00 | 222,00 
76.25 | 77.70 | 80.50 
123.84 | 130,00 | 129.00 
9200 1 EN ee 
10а, x d 
Gi SNE 62.38 
147.00 | 149.25 | 152,25 
81.00 | 8200 | 8350 
40,50 | 39,75 | 4013 
59.0 | 61.58 | 63.63 
142,00 | 142.00 | 144.00 
114.00 | 115.00 | 116,00 
49.50 | 48.75 | — 
67.00 | 609.00, 71.00 
100.00 | 103,50 : 101 00 
25.25 ! 20.25 | 29 00 
83.20 | 85.00 | В7.88 
89.00 | 92.00 | 9075 
87.50 | 68.25 | 68,25 
144:00 | 144.00 | 145,00 
135. 140,25 {14400 
24, 29.50 | 30,75 
142.00 | 144,50 | 147,5u 
99.00 | 160,00 | 99.00 
195.60 | 114.0) | 117.00 
174.00 (179.75 | 184.25 
292.00 | 290.00 | 284.00 
78.50 | 77.70 | 77,0 
1483 00 | 144 50 ! 146,00 
108.59 | 107.00 | 110.50 
119,00 | 120,50 | 124 00 
34,00 | 34,00 | 34.00 
65.00 | 65.00 | 85.00 
48,00 | 46.75 | 48.00 
110.00 ; 114.00 111400 


200 Schilling. — a Ferner 200 Bonus. — 3) Ferner 0.8% Bonus. — 4) Netto in Gold. — 5) Ferner 1,20% Bonus. — ®# Ferner 100 Bonus. 


2 
1968 MAGAZIN DER WIRTSCHAFT Nr. 4 


Wochenzahlen zu den Marktberichten 


mmeD: 
In diese Übersicht werden — ohne Anspruch auf systematische Vollständigkeit — alle wichtigen Wirtschaftszahlen des In- und Auslandes aufgeno 
ie una wöchentlich zugänglich sind; Zahlen, die in Sonderübersichten enthalten sind, werden hier nicht aufgenommen. 


1929 1930 Bee... 
Sept. || Oktober __ August | September Окшы u 
Einheit 39. | 40. [-41. T 42. | 33. | 34. | 35. 36. | 37. | 38 | 39. Кен en: 
Wooh || 30. 9.- Woche Woche Woche 29. 9. va 13.18. 
5. 10. | 7.-19. | 14.-19. į 11.-16 | 18.-23. | 25.-30 | 1.-6. | 8-13. |15.-20.| 22-27 | 4 10 | 6-23. 
Produktion 
Kohle 
Deutschland Be = 
De Schal SEKR оса "ei en: Es 2 - 
a GEST ER M 3090 x H > 
Oberächlesien Steinkohle) ` 628) 680) 60 
Großbritanni = -_ s 
Steinkohle... .ie. scese secaos: ШР? 4 
Ver. Staaten von Amerika 8088] — ьа = „й 
Bituminöse Kohle ..... BEE 150) = — рег 
Pennsylvania Anthrazit ...... 
Petroleum (Rohöl, 
Ver. SCH CH Amerika?) .... 2420 2800) "2388 CN 
Arbeitslosigkeit 
Deutschland“) d ый 
аана ne uchends 44) 3041 u шо = 
auptuntersiutz a g — s 
i. dA rbeil tslose o versicherung) Я 1 y 33 
1.d.Krisenunterstützung ...... f 
Großbritannien®) 621 2176 
Registrierte Arbeitslose ...... 2103! 2110] 21 
Umsätze und Geschäftsgang 
Gütermagenstellung 3179 — =; 
Deutschland gesamt GEI 797.0 1345 — - 
arbeitstäglich .... 95 ul = P 
Ver. Staaten von Amerik 5 
Einnahmen виз dem Güterverkehr _ D 
Großbritannien’). s.s. oneone. enn 1819 1860) 1881 
Postscheckverkehr _ 
Deutschland (Lastschriften)9 .. 1168] 1408) 1411 
Abrechnungsverkehr 
Großbritannie = 
London, an) egen JEE Mill, £ 771 вво}. „835 poi z 
Ver. Staaten von Amerikal0),... * 7733| 7763 8524| 9873, 8963)| 11771 = 
Wechselpreteste Deutschland!) 8 Anzahl 241 230 243 249 235 235) — = 
wa аа епс E 1000 RM 308,9] 290,6) 3320) 419.0) soss 2922 = | = 
Fergleichsnerfahren Deutschland Anzahl 19 23 18 16 18 23 1 
Konkurse 
Deutschland!) ANA - 32 31 25 30 33 38 = 
Ver. Staalen von Amerika!t.... . 471 336 463 497 488 _ м 
Preise 
Großhandelsindizes E 
Deutschland!2 e 24) = 
ж 137.3} 125.0 01 124.01 1239) 123.5) 193,01 121.9] 120,8| 120. 
d E Es EE MÄ: 100 1880 128% 132.2| 116.7 159 16.4) 1158| 1153| 1141] 111.8 109.1 100.3 ч 
Ш. Kolonialwaren ........... Ы 131.0 130,7 12895 111,7| 109.8) 108,8) 102,9) 108,1) 108,3) 1089) 10,.2| 194 Ра 
ТУ. Industrielle Rohstoffe und 13061 1181 1142| = 
d ' 117.5) 1171] 1168| 116,6) 1163| 115.9 1151 
v. BEE Бег Е ЕЕ К КЕЛ ne en mej Il = 
аы 15960 1888 1693| 1083| 158 1508) 1923, danzı 1565 103 1507) 180 — 
Großbritannienib) 130:4 | 128.8 12839) 1001 1084) 107a a 106.8) 1085) 1063) 1088) 1%] Z 
Frankreichi4) ._...... 10 || 606 р inf i | 2 d яу 
Ver. Geen Amerikali) 95,8 94,7 94.6] 838 82, 83,3 88,5) 83,4 ad 831] 823| 829 
Grofhandelspreiseit) geg a 
i ts je bu1?) 2733| 13 965/8 873/4 | 831; 821/5 RA 75 900, 
Weizen, Garg, nächst. Termin | ўїз Іе hu) | 42725 | 134.00 247.50) 254.50) 246.501 250,50 | 248,50 932,50] 298.00) 227.00! Aa 
„ nächst. Term KN 36,0 | 237.50 260.00) 264.75 253.00) 261.00| 260.10 249, ш 24100 dron) Мачо 
Roggen märk. $ Я ` 179,50 || 1 172.50] 167.00) 177.001 187.00 | 137 161.00) 148 Bu] 15100 16400 
Tuch 3 192.00 || 193 0 179.00] 176.251 180.00| 188.00] 193 C0 74:50 16200) 6300| Zä 
ОЕТ г RM je 100 kg | 30175} 30.88 33.50) 8350 33 38,00] 32 81.38) 3063| 3t Ka 
SEH ` E н 25.76 || 2588 23.75] 25.001 26,05] 28:55) 26.58 O0 24 бута 10 
Male. New York e | ets je bag 10ка | 110,50 ий і 104 Il Aula ës) Beva) 10 Kid 
Chloago, nächst. Termin... | RM je 1000 k 4 4 4 в 4 a 0! 173,50) 148,90 
Н g | 178300 178.0.. 190,50 100.50 | 189.50 183.0 178,00] 17305] Ш 
a LE - 168.00 | 121.0) 191.00) 186.60 | 18250 15000) 10250 1250|. 
сів је 119) 234 1.16 111) 114 | 1,10 142 | 101) 118 | 5,03 
Zugker. Now York, nächst. Term. | AN, ож) | dëi 9228 u ar Me ано a Sud 3 d 
Magdeburg 7. "77777 | КМ ie 50 kel 2783) 27,25 21,10 2710] 96Б0) 26.25 26.00] 2688| 23, Zo 
Kaflee, Rio. New York.. ee Ш Kg 19 0 d 56 CH GE 87 dëi A 3100 
D 5 $ , А 5 . d А 
= Hamburger) 21888 "| RP? 16 ла kg | 6828) 6550 30:25) 31.25) 32.37 38.25 ala) 8% 260 
Kakao, GEES SAA sh je ewt?%) 416 | 41 0. 29.6 27.6] 278 2A 3j 256 Si 28 
1), Hamburg .... | 8һје50 ке | 476 | 47.6 8501 33.0 820 3101 329 | оа "а 
Веі, Burma П, London 12...22: | shie сві) | 150 | 15.0 180] 18.0] 143 ol 14100 14189 1245, 
Leinaagt®). nächst. Term. London | & рег lg?) |4 00 23. БО 18178 Rech 1728 Barel 12190 15. 30 en 
kd d d .. D kb D a y 1, Sie 
Schmalz Chicago, басһ} Termin | cts 15 11) [11:25 | 12.03 9.52180 11,30 | 1145 140 | 1100 їй, at 
Baumwollöl, roh. N. Y. . H 7.62108) 7.6218 1 d. el EH E о ыз ah 
Gummi, first latex агёре, N. Y. | сіз je 119) 2038| 197/8 6.87121 9.75] 8% SC оса ШИ Bau 
* London “| sh је 19) | agoa] pime орт у (ыйа | од oare ози Оз o 
` Hamburg, att Term. | RM 1е 1000 ка | 181.26 | 173.70 ën Б £ de зай wf 
м 1h19 11,75] 11.30} 11.20 1065 1088) 10. 5.4 
Baumwolle. aide We. Ze | denn | 10201 102 dn | бш Be E 
` 3 Н e IB 88 adol 44 A0 A) AN i 
ponso, eegene — | Dn | ЩЩ К E ач 
Jute, London, nächst. Termin .. | £ іе lgt) |30. 5.0] 29.15. 18. 5.0] 17. 0.0] 16. 7. 16.12. | 1951 16. og 2% 50 
Hanf, Manila, London „ dé ” 38. 0.0) 36. 0.0 5 10.0) 22.10.0| 20. 5.0| 22. 0 22. 0.0] 21.15. | 23. 


Erdöl. roh, New York .......... $ je bb 3.281 3,03 2,1561 2.16 2,15 


17. Oktober 1930 


Einheit 


ToRhandelspreiseie) 
üpfer, elektrolyt, New York 


o сів je 1620) 
£ је 1019) 


cta ie 110) 


on ifb. Lo 
Biet. dn Bar DÉI a Wë, 
е $ ie ton 
ег, New York К А 
= Barren™) London ...... g's 2 02 бле) 
Еһ, Ы - onate |а „nn = 
guer (Вегїїп)3*) 
t, ortsüblich .......- k 
ее z RM je ka 
etter el BS (Bauchfleisch) ` 
Balmlich, Eee RM je Stek 
Stelnk RM іе Ztr 


G 
Held- und Kapitalmarkt 


Tägliches Geldt) 


erlin 


Ы! 
‚ Monatsgeld ............ 
Zei 2 Mon. Baar en 
m, Prolongationasatz 
De York, 3 Mon. ee 


endite 


- Fr in Berlin SE 


1000 RM 


Mill. RM 


E 


assawerte .... 
rminwe: 
eihen 


Or... 


\atindlache An 


e tache Zéien" лї 
er. Blanton Amerika rei 


Kate налат 
darlehen 
Ver. Staaten у. Amerika 43). ..... 


DU 

d ATbeitstäglich, 

а gliche Durchschnittaproduktion. 

а) Stiche) (42 gallons) = 1,5898 hl. 

5) 1920 em E vom 1. о. 13. des Monats. 
ibi; Aschl. Sonderfü à 

У übliche Enges für berufs 

D Ben ordir and. Wochenanfang. 

=> Пер der 4 größten Eisenbahngesellsch. 

/ aus den Wochenberichten des In- 

181 dp Konjunkturforschung Berlin. 

m von Ту own, metropolitan, country, Woche 

*) Bank ‚nnerslag bis Mittwoch. 

1 Derstag. ngs; Woche von Freitag bis Don- 


Туй КОА statistique générale de la France. 


оң 
falls E vom Dienstag der jeweil. Woche; 
Termin angegeben, greifbar. 


$ 
RM für 100 Fr 


MAGAZIN DER WIRTSCHAFT 


1929 8 1930 

Sept. |! Oktober August | September | Oktober 

39. 40. | A 42. | 33. | 34. | 35 | 36 | 3. | 38. 39. || 40. 41. 42, 
Woche! 30 9-. Woche Woche Woche 29. 9.- Woche 

у } 14.-19. | 11.-16. | 18.-23. | 25.-30 | 1.6. | 8.-13 | 15.-20. | | 7 

Т - - 

18.00 | 18.00 | 18.00 11,06 | 10.75! 10,50 | 10,75) 10,75] 10.50 || 10,00 | 10.00 | 10.00 
74 63173. 7. 6| 711391 7 47. 7.8) 48.16.3| 47.11.3) 47. 7.6) 46. 6.0] 45 5.0| 43 100 43176 42 5.0 
74 15 073.17. 6| 75 1.51 7312.61 47 189| 47. 8.91 48 18 9| 47.11.8| 47.10.0| 48. 6.3! 45. 7.6| 43. 89| 43 176 42. 5.0 
205 7.810. 28196 18.0191 2 0lı35.16.01135. 2.6132 15 ù| 133.12.6/133.12.81134. 50131.15 | 25 50122. 0 0109.10.0 
209 50/203. 7.6/200.10.0|195 15 0]137.10.01137. 5.0/134_ 7.8138, 7.6|135.17 6/130.17.61133 10.01:26 16,11123 10 01111. 0.0 

6.75 | 6,76 6.75) 676 | 430 | 436 | 495 3 430| 4301 425 | 4.25 | 4,2209) 4.00 
24 00| 23.126| 23.15.0] 22.15 0f 18. 0.0) 16. 3.9| 15 12. 18, 26| 15.18.9| 15 18.0] 15.190] 14.15 0| 14.10.0| 14. 8.9 

6 6.9u 690| Spil 550 | 5,50 | 5,50 „50 | 550| 550| 5.60 0| 525| 5.10 
23 13.9| 23. 7 6| 23. 5.0! 23 5'| 18. 39| 18. 7.6| 18, 50| 18. Б.0| 18, 6.0] 15. 1.3| 1715.0) 6150 16. 2.6| 15 6.3 

50,83) 50.26| 4963 | 50.13 | 35.25 | 36,00 | 34 35.75 | 36. 36.38) 26,88 | 35,60 | 35.88] 3613 

2318 | 235/16| 2915в| 22816 | 1651 | 16216 ji 185/8 19:5 161818) 17 168/8 | 168716 | 161810 

9318 || 938,8 | 93110 | 2814 | 16316 | 162/16 | 1814 | 1658 | 1658 | 168/10 17 169 ғ | 169/16] 1613/16 

н 04 | 041 | 0.41 | озо | озо | 039 | 0.39 | 0398| 039) 0397 039 | озо) — 

2:60 | 280 | 2:60 | 280 | 216 | 214 | 212| 212| 212| 211) 211 | 204 | 198| — 

490 | 440 | 430 | 4.30 | 353 | 350 | 3,46 | 8345) 843] 344| 344| 34u | 335| — 

0715 ! 015 | 0.15 | 0.15 | 012 | 012 | 002) 012 | 013! 0:13 | 0.13 | 013 Oil — 

ОЕ | faj oso | ea w Е ЕЕЕ = 

0 | 250 | 250 | 250 | 24 | 24 | zal 2a) 24| Sail 21 2a | zál = 
150 || 9.24 | 7.88 | 775 | 3.00 | 3.23 Т 4.69 a3 | 354 | 408 | 6.69 | 4.56 | 5,50 
ЕЕЕ ЕТЕ ЕИ ЕС ЕЕЕ. 

: ` D Е 8 ї | 2.18 | 100 | . | 
vos | 750 | 5.40 | 800 | 250 | 2:29 | 200 31| 250 | 210 | 200 | 200; 2,00 | 200 
9.75 | 9.37 | 013 | 900 38 | 437 A 4381 413 | 436 | Б. 533 | 551 | 688 
6.77 | 6.03 | 608 | 600 | 2.32 513 504 208! 206 200 204 | 205 | 205 | 2.05 
5.38 475 | 435 | 450 ‚5 | 1,38 | 160 185 | 1.75 | 181 1. 176 | 143| 1,13 

613 | 6.18 | 613 | ахз 10 | 3,00 | 325 825| 30 | 300 A 290 | 288 | 288 
730 | 738 | 7.29 | 7.25 25 | 317 | 313 | 313| 8313| 315 | 368 388| 425 | 5.00 
583 | 621 | 623) 620 | 231 | 220 | 207 206 | 209 | 219 | 207 | 206| 258| 2.00 
Bál | 588 | 5.19 | 616 75 | 1.82 | 18% 1,84 | тя7 | 217 | 193 | 1985| 1:3! 144 
Е ТЕТЕ | ТЕТЕ Е ЕТЕ Е ЕЕ. 
519 | 5.19 | 519 | 519 | 1.94 | 1.94 Déi 1.94 | 1594 | 1.94 | 194 | 194 | 1.94 
3.81 3.73 | 3.77 | 3,80 38 | 339 | 3,39 р 3.36 | 335 | 385 | 3,38 | 340| 341) 8.42 

6.50 | 65t | 653 | 656 | 626 | 626 | бов! 825| 625| 68.2 6.31 | 6341 835} — 

7681 7.20 | 7.72 | 775 | 749 | 2720 | 721 721] 721| 724| 733| 736] 741| — 

8.45 8.58 | 8.59 | 8#0 | 7:76 | 777 777| 7376) 778| 780| 797 | 804] 811 = 

8.85 8.86 | 8.87 | 890 | 8.33 | 834 | 835 | 8.35 | 833 | 838 | 851 8.571 864 _ 

9:821 9.82 | 9.84 | 9,56 | 9,88 | 987 | 9,86 | 9,87 | 9.86 9,92 | 8.92) 9,93 — 
4.197 zu en Le GE 4186| 4.187 u. 4.197) 4196| 4199 4,201 | 4,203) 4,208 
4,852 | A р 870 871| 4.я68| A В 861! 4.860 | 4860 | &n59| 4858 
3492| 2490] 2.488] 2484| 2482 2з 2482} 2.482 2484 5501 Gan) 2:480 | 2480| 2.488 
ZA Ae, ЕЕ ЕЕЕ ЕЕ ЕЕЕ 
19.10 | 19.10 18,10) 19,10] 1909 | 19.09 | 19.09 | 19:09 | 19.09 | 19.09 | 1909 | 19.09 | 19,09 | 19.09 
20,358 | 20.386 | 20,393 | 20, 20,391 | 20,389 | 20,387 | 20,395 | 20.406 20.408 | 20,416 | 20.491 | 20,441 
123.96 123.90 1123.91 [123,88 RE E 128,77 Ei 123.80 19822 193.77 12.3 123.85 1281 

4,852 | 4.861! 4.865) 4,870| A 4871| 4.889 | A 4.862| 4881| 4.960 4859| A 

952) тва ae Kae 1647 | 1646 1647 | 1648 | freed 1640 | 164 9 | 1648 
+ Б6ББ\+-20038— Bä 14 H oui 60— 37 . |— 1551—85122| 104792135830 — 
76761 58611 +33 78} 19117 10419 + 25101-10008 — 7471421492 + 19142 — 1218 12748. + 38408 = 

оо са al ы Т véi: AT Bier “Ча КЫ ee: 
1 ` ES Se 

Saly 614— 13- 0 at 39, Ka + 388+ j0,7+ 21.21 124,901+ 1101] — = 
+ 343|— 62.0+123,64+ 310 66,71— 26.44 71,1)— 89,6-1574,2141746.5+ 55,81— 510+ 10 — 
117.81 |11467 [114,66 11110 | 94,28| 95,55 | 95,42| on 95.99) 93,54 | 90.25 | 80.00 8427 — 
115.90 11354 [11286 110.90 | 95,63 98,32 | 96.42| 96.69) 96,72 94:93 | 9211] 8 БО 8651 — 
121.83 116.73 117.72 |11146 | 91.83| 94:05 | 93.60) 9461) 94.63| 90.29 | 86.76 | 87.26] 8040] — 
94.52 | 9440 | 94.45 | 9208 | 101,60 101.90 | 101.66 | 101 82} 101.95 | 101.20 | 99.64 | 90.29] 9787 — 
88:65 | 88.70 | 88.91 | 8876 8.90! 97.48 | 08.47 | 98.37 | 09:67! 9.49 | 9217 | 92092 Du — 
97.03 | 97.10 | 97.57 | 9647 | 103.41 1103.48 | 103,07 | 103.33 | 103.13 | 102.42 |10046 | 10046) 89,00 — 
100.41 | 9984 | 99:93 | 94.67 | 100.01 [100,82 | 100,65 | 100.64 100.37 | 99.87 | 98. 8 | 95.22) 93.54 — 
197.0 |9007 [2000 | 182,9 | 128.0 1309 |1328 | 133,9 | 136.8 |1331 [126,1 | 1187 | 1142| — 
6761| 6804| 6713| 68011 3155| 3128| 3102| 3110! 3143| 3222| 3222 | 3063| 2905] — 
17) 1 bushel Weizen = 27,22 kg. заз 985/1000 Feingehalt. 


1 bushel Mais = 25,40 kg. 

1 ТЬ = 0,4536 kg. 

1 смі = 50,8 kg. 

Einschliefl. 5,25 RM Verbrauchsabgabe und 
0,50 RM für Säcke. 

Superior Santos, Terminnotierung von 14 Uhr. 
Fair fermented mid-crop. 

Good ferm, 

Calcutia. 

4 long ton 1016, 048 kg. k 

Singapore: f. m. s., cif. Rolierdam. 

Fully good fair Sakellaridis. e 
Maschine-ginned; Broach = wichtigste ost- 
indische Sorte. e 

Preise aus den statistischen Berichten der 
Vereinigung des Wollhandels. 
AJAA vollschürig; deutsche Wolle, 
gewaschen. В 

32) Buenos Aires D1 mittel. 

33) 1 ounze 31,1 gramm. 


18) 
19) 
20) 
21) 
23) 
23) 
з) 


эв) 


35) 
Dy 


9) 


31) tabrik- 


Stichtag Mittwoch; Angaben des Statistischen 
Amts der Stadt Berlin. e 
Wochendurchschnitt. Für die letzte Woche 
sind die Stichtagnotierungen vom 14. Oktober 
1930 eingesetzt. 

Auf 1 Monat. 
Festverzinsliche Werte. 
schen Reichsamts, 
Zu- (+) oder Abnahme (—) des Galdbestan- 
des а. Zentralbank nach den Bankausweisen, 


ss) 


< 


ату 


38) Angaben des Statisti- 


з) 


ао) Unter Berücksichtigung der Abgänge nach 
und der Zugänge von dem Earmarkings- 
Konto. 

A EE 

42) Irving Fisher; gewogener Index, 228 Aktien. 
Woche endend am Freiiag. 

43) New York reporting memher banks. 


Verfügbare Arbeitsuchende bei den Arbeits- 

ämtern einschl. der noch in Stellung oder in 

Notstandsarbeit befindlichen Arbeitsuchenden. 
*) Vorläufige Zahl. 


Nr. 42 


1970 MAGAZIN DER WIRTSCHAFT д: 
° е nk 
DerdeutscheAußenhandelimSeptember Monatsausweis der Deutschen Rentenba 
Ausfuhr?) (Rentenmark) | 30. 9. 1930 | 31, 8. 1930 
Reiner : 
Warenverkehr || Le- |Lebens- ar Е Aktiva 
Gold Repara-| ben- | mittel | Stoffe ef elastung der Landwirtschaft zu- 000 000 
i ti d Hk Же. 2 000 000 000 2000 
Mil. RM) | Gesamt | und tione- | de | und | nd waren) Ee, 2 
Silber|Gesamt raet Tiere | Ge- | fertige am 31. 7. 1930 Киш. 899844 000, — 
| 2 - am . б. тп. KS 
d | ? рМ D |tränkel)|Waren!) Darlehen ап das Reich .......... 517 832 359 518 187641 
| i | Ausstehende Forderung (Deutsche 172.728 
| S Rentenbank-Kreditanstal D ai 8 395 552 84 
wenn. пат | sa| таг) ao |as] ass | 108 | sazz Casg Орто Postacheck-und Bani: | ` mmm аети 
1928 . .. 880,5 | 30| 8275| 526 | 20 | 420 | 227,7 | 596.2 Bankgebäude ..... 000 RA 
1927 > 8864 | 18 864,6 | 482 24 36,7 2173 | 6436 Sonstige Aktiva . 2 558 014 
1928085 984,8 | 2.6 982,2 55,2 1,6 51,9 229,1 740,4 Passiva 
1929 „ 1204,7 | 81,1 | 1123,6 68,6 1,8 58.5 243,9 819.4 Grundkapital .............. 2 000 000 000 2.000 000 000 
1928 ehr beifndlich ш 447583 802 алт 800 148 
m Verkehr ~ ........ 
ЅеріешђЪег.| 1 153,7 2,7 | 1136,9 | 623 19 80,1 232,1 | 826,0 in sinemÄsservat der Beichabank _ > 
Oktober... 10401 | 27110250 | 609 | 16 | вр | 2157 | 7227 Op dena теш 70 082 498 70082 
November . 1001.8 | 43 | 997,5 | 585 | 14 | 652 | 215,7 | 7152 Umlaufende Rentenbriefa ::;:::: 156 000 150 991 
Dezember..| 1031,2 4,6 | 1026,6 | 52,9 0,9 62.1 224,2 | 739,4 Gewinnreserve ..... 47 280 891 47 Zi 16 
ЕЕ, Rückstellungen ..- 6087 723 61920678 
onstige Passiva ... ECO? 1 
Januar ....| 11044 | 3.0 | 11014 | 69,7 13 | 62,1 | 2474 | 790,6 Ў 
Februar....| 975,1 4.0 | 9711 | 54,7 14 46,2 210,8 | 712,7 Dem Tilgungsfonda bei der Reichabank sind gemäß § 7a des пай 
März’ .t.... 984,4 2,5 981,9 58,5 14 478 228,4 709,5 Gesetzes aus Zinseinnahmen von den Grundschuldverpflichteten gn da® 
Soe | 21635 11938,8 | 12269 680 16 795 2695 | 8763 447601 Renienmark e Ge worden, um die sich, das Darlehen 
ril ...... sch ` .9 ` б ` auch V Reich und der Umlauf an Rentenbankscheinen verringerten. ep: 
Mail. 11758 | 3.3 | 1172, 79.0 21 76.2 260,1 | 834.1 Seit ttreten des Liquid.-Gesetzes sind somit Led word 
Јапі....... 10798 | 26) 10772) 660 | 21 | 591 | 2284 | 787.6 ( IJ" "keen H Lora 
df 11030 | 40| 10990) 706 | 15 | 435 | 243,9 | 810,1 38 074 004 Р $ Ae s 
August .... 11923 | 8.7 | 1188,6 | 692 | 14 | 425 | 261.2 | 883,5 —880 3345833 _ U Do. e 11 2 
September.| 1 208.7 4,0 | 1199,7 69,3 24 | 58,3 259,6 | 879,4 Zus. 1632 584 721 Rentenmark 
Oktober....| 1251,2 3,9 | 1247,8 93,1 18 | 73,2 249,2 923,1 


November .| 1 156.6 2.9 | 1153,7 | 6.0 22 61.3 2395 | 850,7 
Dezember..| 1066.7 | 3.2 | 10635 | 603 | 30 | 520 | 233,2 | 775,3 


1930 
Januar ....| 10951 2,7 | 1092,8 58,8 2,0 46,4 248,7 795,2 
Februar....| 1030,1 3.8 | 1026,0 | 64.5 3,0 43,8 223,6 | 755,9 
März ...... 1107,5 3,6 | 11040 61,2 3.5 46.2 220,8 833,5 
April ......| 979,7 8.0 | 9767| 50,8 5,7 36,7 199,9 | 734,4 
Ман ане 1099,5 3,0 | 1096,5 вв 6.9 39,9 236,4 813,3 
Jung 7356 9126 | 24 910,2 | 51,8 5,0 48.1 187,2 | 669,9 
A zeg Je 952,8 2.1 950,7 | 55,1 4,8 40.0 199,0 | 703,9 
August .... 972,8 2,0 970,8 52,1 47 40,6 185,4 140,2 
September | 1108,9 107,9 | 10011 61,8 80 35,3 195,4 762,4 
Einfuhr Saldo 
Gold | Reiner Lebens-| Roh- des 


/ È mittel | stoffe Е reinen 
Silber| Waren- |Lebende| nd Э) Fertige | Waren- 


(Mil. RM) |Gesamt 2 KE 
ШЕ, уе кен Tiere | Ge- lertige. Waren| ver- 
) tet E al tränke |Waren kehra 


Ш 


1925 M.-D...| 10386 | 59,8 978,7 10,2 885,2) 517,6| 167,1 | — 234,5 
1926 „ ..| 859,7 | 51,3 808,4 10,0 287,6) 4123| 1136 | + 191 


1927 „ ..| 11700 | 199 | 11501 | 142 | 360,5 | 6993| 211,6 | — 285,5 
198 „ ..| 1217,5 | 80.5 | 11370 | 121 349,0 | 601,5| 204,2 | — 152,8 
1829 „ ..[ 11655 | 46.0 | 11195 | 125 | 3181 | 6004| 1885 |+ 41 
1928 
September | 1215,0 |159,4 | 1 055,6 | 129 | 3370 | 5519| 1864 | + 813 
Oktober....| 1326,2 |150,6 | 1175.8 | 122 372,4 | 611,5) 215,9 | — 150,8 
November | 1 276,4 | 102,6 | 1173,8 | 162 352,7 | 609,4] 195,5 | — 176,3 
Dezember..| 1218,7 |116,1 | 1102,6 | 13.2 | 3326 | 5660] 190.8 | — 76.0 
1929 
Januar ....| 1329,6 | 128 13168 | 121 402,8 | 6892| 213,7 | — 2154 
Februar....| 1021,9 | 7.2 į 1014,7 8,8 277.7 | 546,0] 1822 | — 43.6 
März ......| 10329 | 96 | 1023,4 82 | 2629 | 563,0] 1893 | — 416 
April ......| 12668 | 11,6 | 1255,2 | 124 | 350,8 | 691,8] 200.2 | — 283 
Mai..... „..| 1143,8 | 11.8 1132,0 1 11,6 310.7 | 6135| 196,2 | + 405 
Juni ...... 1113,3 | 35,5 | 1077,8 | 113 | 279.1 | 5852| 202,2 |— oe 
ИРА е а: 1431,3 | 203,2 | 12281 | 126 | 4070 | 613,6] 1949 | — 1291 
August .... 1199,6 |120,0 | 1072,6 | 120 | 305,5 | 575,7) 1794 | + 116,0 


September | 1082,1 || 43,9 | 1 038,2 15,4 295,2 | 547,4| 180,2 | + 161,5 
Oktober....| 1129,7 | 23,0| 1106,7 | 16,9 299,0| 6009| 189,9 | + 140,6 


November. .| 1 186,7 25,7 | 118140 16,3 315,6 | 6522| 176,9 | — 73 

Dezember..| 1087,7 | 47.4 | 1020,8 12.0 316,4 | 527,8] 1643 | + 432 
1930 

Januar ....| 13929,5 | 248 | 1304,8 15,4 480,8 | 6343| 1743 | — 212,5 


Februar....| 1144,5 |1629 | 981,6 11,6 2784 | 5238| 167,8 | + 447 


März ......| 949,2 | 65.8 | 883,8 91 213,6 | 493,2) 167.9 | + 220.2 
April ......) 908,6 | 80.4 | 888,8 85 241,8 ! 479,6| 159,0 | + 87,8 
Ма}........| 8621 || 31.9 | 830,2 8,2 209,2 | 453,5] 159.3 |+ 268,3 
NE en тн 847,4 | 33,8 813,6 7,5 215,0 | 440,6] 150,5 |+ 96,6 
„Шш эг 916,2 70| 999,2 | 7,0 278,4 | 478,7| 150,0 | + 415 


794,5 | 87 213.0 | 4373| 136,5 | + 175,3 


August ....! 808,4 7.9 | 
736,5 | 11.6 196,0 | 396,21 132,7 1 + 264.6 


September 747,1. 10,6 


1) Einschl. Reparationssachlieferungen. 

2) Wegen Anderung der Erfassungsmethode des Außenhandels im 
Oktober 1928 sind die Monatsdurchschnitte 1925 bis 1928 auf Grund der 
Zahlungsbilans berichtigt worden. Für die Monate April bis einschl. 
Oktober 1923 sind wegen der besseren Vergleichbarkeit mit den übrigen 
Monaten von der Einfuhr 3% abgesetzt worden, während die Ausfuhr um 
1,5 % erhöht worden ist. 


Ausweise deutscher Privatnotenbanken 


warti 
(МШ. ЕМ) Бар Заан Badische Noten-P- 
7. Oktober 1930 
Aktiva 8.17 
Coll Ве de 1 28.559 21.032 8,124 И 
Deckungsfähige Devisen .. 7.621 10409 9.419 18.181 
Sonstige Wechsel о. Schecks 49'668 53.160 19.649 0039 
Deutsche Scheidemünzen .. 0,039 0.083 0.009 1.261 
Noten anderer Banken 1,343 9.284 0.170 312 
Lombardforderungen .. 2.036 2.732 0,728 5,008 
Wertpapiere ....... 5,174 5.5365 11,323 40,985 
Sonstige Aktiva .......... 9,490 10.337 26,398 
Passiva 65 
Notenumlauf .............. 68,620 67,082 21,171 61 
Sonstige täglich fällige Ver- 7,780 
bindlichkeiten............ 2633 16,312 10,084 1 
Verbindlichkeiten mit Kün- 33,38% 
ee] Die Sr SE УШАШ 
ı assıVv = р 2 
Weitergegebene W 2.758 0.001 1.458 Ki 
å m 
Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Herbert Block, Berlin- WU, elt 
— Für die Inserate: i. V. Е. Schepke. — Verlag: Berlin W 62, Kur Buch“ 


straße 131. Fernsprecher B2 Lützow 3693, 3694, 3695. — Druck: йе 2% 

druckerei Gustav Ascher С. m. b. H., Berlin SW 61, Teltower ЖИА 

— Für unverlangt ren Manuskripte übernimmt die Re wë Bel 

auch wenn Rückporto beiliegt, keine Verantwortung. — Bezugspro pd im 

Postzustellung 12 RM pro Quartal, bei Zusendung durch Stretti "neck: 

Inland und in Österreich 13 RM, im übrigen Ausland 14 RM. Fost 
Berlin Nr. 149 296. 


Schluß des redaktionellen Teils SE 


Finanzanzeigen in diesem Heft: 


. väeglë: 
Deutsche Verkehrs-Kredit-Bank AG: Bilanz und Dividend 
Landesbank der Rheinprovinz: Einlösungsbekanntm& 

— Umtauschangebot. 


—, Ů 
Unpünktliche Lieferung 
des „Magazins der Wirtschaft“ bitten wir zunächst 
dem zuständigen Postamt zu melden, weil dadurch 
jede Unregelmäßigkeit am schnellsten aufgeklärt 
wird. Erst wenn die Beschwerde bei der Postat 
ohne Erfolg geblieben ist, bitten wir, den Verlaf 
Berlin W 62, Kurfürstenstraße 131, zu verständige® 


In unserer Schriftenfolge erschien: 
Die Schriften des Magazins der Wirtscaft/1 


Deutschlands Reparationslast 


Ein Vergleich zwischen Dawes-Plan’ 


und Young-Plan 
Umfang 100 Seiten / Preis kartoniert 3,60 RM 


Die Schriften des Magazins der Wirtshaft| 2 


Ist Arbeitslosigkeit 
unvermeidlich ? 


onProf.Dr.L. Albert Hahn, Frankfurta.M. 
Umfang 56 Seiten / Preis kartoniert 2,40 RM 


Die Schriften des Magazins der Wirtscaft/8 


Die Schäden der deutschen 
Milchwirtschaft 


Von Prof. Dr. Karl Brandt, 


Direktor des Instituts für landwirtschaftliche 
Marktforschung, Berlin 


Umfang 52 Seiten / Preis kartoniert 1,60 RM 


Magazin der Wirtschaft 
Verlagsgesellschaft mbH 


Berlin W 62 / Kurfürstenstraße 131 
Postshec&kkonto: Berlin 149296 


Deuische Verkehrs-Kredii-Bank 
Aktiengesellschalt Berlin 


Bilanz zum 30. Juni 1930 


Aktiva. 
1. Kasse, fremde Geldsorten u. Guthaben 
bei Noten- und Abrechnungsbanken 
2. Guthaben bei Banken und Bankiers . 
3.Effekten . d 
4. Wechsel und Schatzanweisungen 
5. Inventar er f 
6. Schuldner: 
gedeckte . 
ungedeckte 


7. Grundstücke 


. 54 193 222,57 
. 15057 848,91 


Passiva. 
1.Aktienkapital . . . - 
2.Ordentliche Rücklage . à 
3. Delkredere-Rücklage für 

Stundungen . 5 
4.Beamten- Unterstützungsfonds : 
5.Gläubiger Ар! 
6. Übergangsposten und noch einzu- 

lösende Schecks . Р Nies 
7. Gewinn- und Verlustrechnung 


Fracht- 


RM. 


2 928 253,31 
501 752 852,17 
74716 344,41 
190 064 SE 


69 251 066,48 
500 000,— 


571 972 873,12 


RM. 
4 000 000,— 
1 400 000,— 
2 500 000,— 


500 000,— 
416 465 215,22 


146 030 510,50 
1077 148, — 


571 972 873,72 


Gewinn- und Verlustrechnung 


Debet. 


1. Handlungsunkosten-Konto 
2.Reingewinn . 9:0: 


ЕМ. 


2 580 268,16 
1077 148,— 


3 657 416,16 


Kredit. 
1. Vortrag 1928/29 . 
2.Frachtstundungs-Konto 
3 Zinsen-Konto . А 
4. Provisions-Konto 


RM. 

188 118, — 

958 540,16 
2.086 151,56 

424 606,44 


3 657 416,16 


Die Generalversammlung vom 14. Oktober 1930 ge- 


nehmigte vorstehende Bilanz sowie die Gewinn- und 
Verlustrechnung und beschloß, für das Geschäftsiahr 
1929/30 eine Dividende von 12% auszuschütten. Die 
fälligen Gewinnanteile . gelangen auf Gewinnanteil- 
scheine Nr.7 außer an der Kasse unserer Hauptnieder- 
lassung in Berlin und an den Kassen unserer sämtlichen 
Zweigniederlassungen noch bei folgenden Banken zur 
Einlösung: 
S. Bleichröder, Berlin, 
Bayerische Hypotheken- u. Wechselbank, München, 
Bayerische Vereinsbank, München, 
Commerz- und Privat-Bank Акиева 
Berlin, | 
Darmstädter und Nationalbank Komnandikbeseil 
Schaft auf Aktien, Berlin, 
Deutsche Bank und Disconto-Gesellschait, Berlin, 
Dresdner Bank, Berlin, 
Mendelssohn & Co., Berlin, 
Reichs - Kredit - Gesellschaft Aktiengesellschaft, 
Berlin. 


DEUTSCHE VERKEHRS-KREDIT-BANK 
AKTIENGESELLSCHAFT. 


Der Vorstand: 


Prerauer, v. Schaewen, Schlesinger. 


Berlin, den 14. Oktober 1930. 


Maschinen- und Bohrgerätefabrik | 


Лїєй WI & Co.| Wieder vn Afen ` 
Erkelenz (Rheinland) 


Abteilung: 


Bohrgeräfe 


Tiefbohrgeräte und Werkzeuge aller Art 
Bohrkräne aller Systeme 


Eo A 


Schöpfkräne 7 Dampfmasthinen — Pumpen a EEE A 


$Schürfbohrmaschiinen 


722 deutsche und österreichische @.d.F.-Bausparef 
Abteilung: erhielten am 17. September 1930 RM. 111/4 Millionen 
zum Bau oder Kauf von Eigenheimen sowie zur Hypo- 


Adjusi абе- thekenablösung; іл 53/4 Jahren 10134 @.d.F,-Bausparer 
insgesamt 153 Millionen Reichsmark. 

Für jedermann unkündbare Darlehen zu 40/0 Zins mit 4 

und Werkzeusmashinen Lebensversicherungsschutz nach Erfüllung der Spar ` 


verpflichtung. Verlangen Sie Aufklärungsschrift Nr.170 
Rollenrichtmaschinen, Richtpressen / Friemelwalz- bei der ältesten und erfolgreichsten Bausparkasse 
werke / Walzendrehbänke — Walzenschleifmaschinen 
Blechkantenhobelmaschinen / Kesselbohrmaschinen 
einfache und doppelte Rohrdrehbänke / Kaltsägen 


Kompressoren 


Landesbank der Rheinprovinz 


De, 


Gemeinschaft der Freunde Wüstenrot 
Gemeinnützige G m. b. H. Ludwigaburg/Württamberg 


Zentrale in Düsseldorf. Filialen in Aachen, Essen. Köln, Trier. d 
Einlösungsbekanntmachung — Umtauschangebot К, 
Wir geben hiermit bekannt, daß in der am 8. Oktober stattgefundenen Ziehung von Auslosungsseheinen А 
der Ablösungsanleihe des Provinzialverbandes der Rheinprovinz nachstehende Nummern gezogen wurden: Z 
17 37 90 118 147 148 168 185 215 252 267 269 311 374 386 BK: 
451 458 477 504 505 562 632 658 696 707 735 742 744 805 880. L3 
Die vorstehenden Nummern gelten in allen Wertabschnitten und in sämtlichen Gruppen als ausgelost. 7 
Die Einlösung erfolgt vom 31. Dezember 1930 ab gegen Einreichung der gezogenen Auslosungsscheine ? 
und eines gleichen Nennbetrages an Ablösungsschuld der Rheinprovinz zu dem fünffachen Nennwert zuzüg- Э] 
lich је 5% Zinsen für 5 Jahre gleich insgesami 25% abzüglich 10% Kapitalertragssteuer. 
Gegenüber den Besitzern der gezogenen Auslosungsscheine erbieten wir uns indes die Stücke schon jetzt 
zum fünffachen Nennbetrage zuzüglich 5% Jahreszinsen ab 1. Januar 1926 (abzüglich Kapitalertragssteuer) | 
bis zum Verrechnungstage einzulösen, wenn der Gegenwert in Ké 
о D а 
7°, Landesbank der Rheinprovinz Gold-Kommunal- Е 
a D 
Schuldverschreibungen, 5. Ausgabe 2 
Zinstermin: April/Oktober, erster Zinsschein: 1. April 1931. М, 
Tilgung mit 1% zuzüglich ersparter Zinsen, erstmals zum 1. April 1932. u 
Verstärkte Tilgung und Gesamtkündigung frühestens zum 1. April 1935. ? 
Stückelung: RM 10 000.—, 5 000.—, 2 000.—, 1 000.—, 500.— Lë 
reichsmündelsicher, Börseneinführung vorgesehen, reichsbanklombardfähig (Antrag wird | fe 
gestellt) sichere Kapitalanlage, hohe Dauerverzinsung, besonderer Umtauschvorteil: P 
7% Stückzinsen mit sofortiger Wirkung zÄ 
zum Kurse von э 1/0 р Ф 
A lo angelegt wird. RK. 


Umtauschanträge werden von uns, den Girozentralen, Landesbanken und rheinischen Sparkassen, allen 
sonstigen Banken, Bankiers, Sparkassen und Kreditgenossenschaften entgegengenommen. 


Rechtsverbindliche Auflage dieses Heftes 13 200 Exemplare 


